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Angespannte Ruhe bei Opel 

Der Zusammenschluss von Opel und PSA wird Ar¬ 
beitsplätze in Entwicklung, Einkauf und Produktion 
kosten, fürchten viele Kollegen. 
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Dulder und Täter 

Dogan Akhanli, wieder mal von der türkischen Re¬ 
gierung verfolgt, hielt vor einem Jahr eine bemer¬ 
kenswerte Rede zu „Mölln, Gewalt und Schuld“ 

Seite 11 



25. August 2017 • Nr. 34 • 49. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Thema der Woche 


Grundrechte vs. Große Parteien 

Die im Bundestag vertretenden Parteien set¬ 
zen auf einen starken Staat. Außer der Partei 
„Die Linke“ wollen alle den Grundrechteab¬ 
bau vorantreiben. Nina Hager vergleicht die 
Wahlprogramme. Herbert Becker untersucht 
das Phänomen, dass die großen Parteien an¬ 
scheinend gar keine Lust haben, für ihre Po¬ 
sitionen zu kämpfen. Das konnte man bei den 
Sommerinterviews mit Spitzenpolitikern im TV 
sehen. Peter Lommes stellt die Haltung der 
Grundrechte-Partei DKP dar. Eine demokrati¬ 
sche Gegenmacht ist nicht nur nötig, sondern 
auch möglich. 
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Sieg der Kriegspartei 

Auch Trump schickt mehr Truppen an den Hindukusch 



Demnächst wird Präsident Trump wohl noch mehr tote Soldaten ehren dürfen 


N un also doch. Neue Truppen für 
einen verlorenen Krieg. Seit 16 
Jahren versucht das Imperium 
Freiheit und Demokratie und nicht zu 
vergessen die Emanzipation der Frau 
an den Hindukusch zu bomben. Und 
hat nebenbei auch ausgesprochen er¬ 
folgreich ein Konjunkturprogramm 
für die unter den Taliban so notleiden¬ 
de Schlafmohn-Landwirtschaft aufge¬ 
legt. Die Bundeswehr macht dabei nach 
Kräften mit, hat heldenhaft Deutsch¬ 
land verteidigt, Brunnen gebohrt, Mäd¬ 
chenschulen gebaut und afghanischen 
Polizisten gezeigt, wie ordentlicher 
Straßenverkehr funktioniert. Und hat 
nebenbei auch mal einen Tanklastwa¬ 
gen und 150 Zivilisten in die Luft ge¬ 
sprengt. Sprengen lassen, um korrekt 
zu sein. 

Donald Trump war mit dem Ver¬ 
sprechen angetreten, nun müsse auch 
mal gut sein, Billionen Dollar und tau¬ 
sende tote GI’s, man könne ein totes 
Pferd ja nicht ewig reiten. Einfach zu 
teuer. 

Doch, doch, man kann. Seine Be¬ 
rater hätten ihn davon überzeugt, dass 
es geht, sagte Trump am Montagabend 
auf dem Armeestützpunkt Fort Myer. 
Man müsse ein „ehrenhaftes und nach¬ 
haltiges Ergebnis“ in der Region errei¬ 
chen. Ein hastiger Rückzug könne zu 
einem Vakuum führen, das dann von 
Terroristen genutzt würde. Was mit 
140 000 Soldaten und der massierten 
US-Kriegsmaschine nicht gelang, soll 
nun etwa 4 000 Frauen und Männern 
gelingen, die, wie das Pentagon vorge¬ 
schlagen hat, die US-Truppenstärke in 
Afghanistan auf dann offiziell 12 400 
erhöhen soll. Die überzeugenden Ar¬ 
gumente hätte man doch gern einmal 
gehört, welche die Generäle McMaster, 
Mattis, Kelly und Dunford ihm da ins 
Ohr geflüstert haben. Die Anti-Inter¬ 
ventionisten im Kabinett sind ja längst 


der Russenwahnkampagne zum Opfer 
gefallen. Schon Barack Obama wollte 
aus Afghanistan aussteigen. Wie vieles 
andere vergeblich. Nun ereilt auch Do¬ 
nald Trump das gleiche Schicksal. Der 
Vollständigkeit halber sei vermerkt, 
dass hierzulande - es ist Wahlkampf - 
keine der arrivierten Parteien so etwas 
Tollkühnes wie einen Truppenabzug 
überhaupt in Erwägung zieht. 

Geostrategisch betrachtet hat sich 
an der herausgehobenen Bedeutung 
Afghanistans nichts geändert. Seit dem 
„Great Game“, dem Kampf der Groß¬ 
mächte Russland und Großbritannien 
im 19. Jahrhundert um die Vorherr¬ 
schaft in Zentralasien, hat das Erdöl¬ 
zeitalter die Bedeutung der Region 
noch bedeutend gesteigert. Zentralasi¬ 
en galt schon den alten Geostrategen 
wie Haiford Mackinder und erst recht 
seinen Adepten wie Zbigniew Brzezin- 


ski als der Schlüssel zur Weltherrschaft. 
Zentralasien spielt nicht von ungefähr 
eine herausgehobene Rolle in den Pla¬ 
nungen der VR China für eine infra¬ 
strukturelle Erschließung Eurasiens, 
bekannt unter dem Label „Neue Sei¬ 
denstraße“, oder „One Belt, one Road“ 
(OBOR). Mit der Vertreibung von ISIS, 
Al-Nusra und den anderen Dschihadis- 
ten aus Syrien und Iran hat Afghanistan 
große Chancen, wieder stärker in den 
Fokus der Golfstaat-finanzierten Hals¬ 
abschneidertruppen zu geraten. Diese 
Konstellation könnte sich in der oh¬ 
nehin nicht gerade konfliktarmen Re¬ 
gion als unangenehmes Hindernis für 
OBOR erweisen. 

Es ist daher wohl nicht überinter¬ 
pretiert, die aktuelle Entscheidung 
auch in einem Kontext mit den Con¬ 
tainment-Bemühungen des Imperiums 
gegen Russland und China zu sehen. Je 


zahlreicher und größer die Konflikte, 
desto schwieriger werden Handel, Ent¬ 
wicklung und infrastrukturelle Aufbau¬ 
projekte und umso mehr wird in Rüs¬ 
tung investiert. So dürften auch die 
Konflikte auf der koreanischen Halb¬ 
insel und, auf der anderen Seite, in der 
Ukraine einen ähnlichen Hintergrund 
haben. Mit dem Marshallplan ging die 
Zeit der sozialintegrativen Projekte des 
Imperiums, die Dekoration des Schau¬ 
fensters in Richtung der armen Brüder 
und Schwestern, zu Ende. Was bleibt ist 
Krieg, Flucht und Zerstörung. Afgha¬ 
nistan hat, wie kaum ein anderes Land, 
seit einem halben Menschenalter er¬ 
lebt, wie ein „ehrenhaftes und nachhal¬ 
tiges Ergebnis“ aus Sicht der Betroffe¬ 
nen aussieht. Ein Ende des Schreckens 
ist auch mit Trump nicht in Sicht. 

Klaus Wagener 
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Stopp 

Ramstein 

Aktionswoche 2017 

Friedenscamp mit Kinderbe¬ 
treuung mit einem inhaltlichen 
und kulturellen Programm 
3. September bis 10. September 

★ 

Internationaler Kongress zu Mi- 
litärbasen und ihre geostrategi- 
sche Bedeutung für weltweite 
Kriege 

8. September, 13 Uhr 

9. September, 12 Uhr 

★ 

Nein zu Drohnen und Atomwaf¬ 
fen -ja zu Frieden und Gerech¬ 
tigkeit in der Welt 

8. September, 19 bis 22 Uhr 

★ 

Menschenkette mit Schluss¬ 
kundgebung vor der Air Base 

9. September, 13 bis 15 Uhr 

★ 

Friedensfestival 
9. September, 14 Uhr bis 23 Uhr 

Ausführliche Infos auf 
www.ramstein-kampagne.eu 

Frieden 
für Syrien 

Demonstration 

Für die Souveränität 

Für Frieden und Gerechtigkeit 

Für Frieden 

Samstag, 2 September 
Frankfurt, Alte Oper, 13 Uhr 


Geschäfte mit Warlords 

Die Rechnung der EU scheint aufzugehen 


Zivile Rettungsschiffe sind für die so¬ 
genannte Küstenwache Libyens schon 
seit Längerem ein Ziel. Auch dann, 
wenn sie sich außerhalb der libyschen 
Hoheitsgewässer befinden, wie es bei 
der „Golfo Azzurro“, einem Schiff der 
spanischen Hilfsorganisation „Proacti- 
va Open Arms“, am 15. August der Fall 
war. Die libysche Einheitsregierung in 
Tripolis hatte zuvor - ohne Absprache 
mit den Nachbarländern und auch da¬ 
mit gegen internationales Recht - die 
„Sicherheits- und Rettungszone“ will¬ 
kürlich auf 74 Seemeilen ausgeweitet. 
Den Schiffen der NGOs wurde ver¬ 
boten in diese Zone einzufahren, um 
Menschen aus Seenot zu retten. Auch 
das verletzt alle internationalen Ab¬ 
kommen zur Seenotrettung. Die „Golfo 
Azzurro“ wurde beschlagnahmt, die Be¬ 
satzung bedroht. Das Schiff wurde erst 
nach zwei Stunden wieder freigegeben. 

Die einzige Reaktion der Bun¬ 
desregierung auf die Maßnahmen 
der libyschen Einheitsregierung zur 
Ausweitung der „Sicherheits- und 
Rettungszone“ war bislang eine vor¬ 
sichtige Mahnung: Internationales 
Recht müsse eingehalten werden. 


Kein Wunder, denn die Rechnung 
scheint aufzugehen: Die Zahl der 
Flüchtlinge, die in Italien anlanden, 
ist schon im Juli dramatisch gesunken. 
Und genau das will die EU: Flücht¬ 
linge stoppen, bevor sie europäischen 
Boden betreten. 

Libyen hat in diesem Zusammen¬ 
hang die Rolle zu erfüllen, den Flücht¬ 
lingsbooten auf einer wichtigen Route 
den Weg über das Mittelmeer zu ver¬ 
sperren und soll auch die Südgrenze 
des Landes dichtmachen. Nach Schät¬ 
zungen der Bundesregierung sitzen 
derzeit eine Million Flüchtlinge und 
Migranten aus Afrika in Libyen fest. 

Die EU bildet seit Oktober des 
vergangenen Jahres libysche Küsten¬ 
schützer und Marinesoldaten aus, stellt 
Geld zur Verfügung. Wie im Juli be¬ 
kannt wurde, plant Italien im Auftrag 
der EU weitere 255 „Küstenschützer“ 
zu schulen, Spanien bis zu 36. Italien 
stellt zudem Schiffe zur Verfügung und 
schickt zur „Unterstützung“ der liby¬ 
schen Küstenwache Marineeinheiten. 

Geld für den Küstenschutz kommt 
übrigens auch aus der Schweiz. Wie 
der Schweizer „Blick“ am 20. August 


berichtete, überwies das Staatssekre¬ 
tariat für Migration eine Million Fran¬ 
ken an die Internationale Organisati¬ 
on für Migration, die das Geld dazu 
nutzt, libysche Küstenwächter auszu¬ 
bilden und mit Material „zur Flücht¬ 
lingsabwehr“ auszustatten: Schwimm¬ 
westen, Taschenlampen, Erste-Hilfe- 
Sets. 

Doch an wen geht das Geld, wer 
wird da ausgebildet? Es gibt offen¬ 
sichtlich gar keinen einheitlichen li¬ 
byschen Küstenschutz, der unter der 
Kontrolle irgendeiner Regierung 
steht. Seit der NATO-Aggression 
und dem folgenden Sturz Gadaffis im 
Jahr 2011 streiten rivalisierende Mili¬ 
zen und ihre Warlords um die Vorherr¬ 
schaft. Der Bürgerkrieg ist bis heute 
nicht beendet. Ende März 2016 nahm 
die international anerkannte Einheits¬ 
regierung unter Fayiz as-Sarradsch in 
Tripolis ihre Arbeit auf, ist aber kaum 
handlungsfähig. 

Im Land agieren zudem neben Ge¬ 
neral Heftar Milizen unter Chalifa al- 
Ghweil und der Terrororganisationen 
IS sowie Al-Kaida. Offenbar verdie¬ 
nen all diese widerstreitenden Kräfte 


In eigener Sache 

Dieser Ausgabe der UZ liegt der Leit¬ 
antrag an den 22. Parteitag der DKP bei. 


an den Flüchtlingen: Durch Schlepper¬ 
dienste, Erpressung, deren Zwangsar¬ 
beit - und eben durch Geld der EU. 
Für viele Milizen ist dabei nicht nur 
der Menschenschmuggel durch die Sa¬ 
hara ein lukratives Geschäft. 

Der Journalist Michael Obert, der 
das Land vor einiger Zeit bereiste, 
machte im Magazin der „Süddeut¬ 
schen Zeitung“ und im Fernsehen auf 
die Situation aufmerksam: In der li¬ 
byschen Küstenwache der Übergangs¬ 
regierung, die mit Hilfe der EU zum 
„Türsteher der Festung Europa auf¬ 
gebaut“ wird, obwohl die Verhältnisse 
völlig unkontrollierbar sind, sind auch 
Warlords unterwegs, die offenbar nur 
Boote jener Schlepper aufgreifen, die 
ihnen kein Geld zahlen. Er berichtete 
auch über die schrecklichen Verhält¬ 
nisse in den libyschen Flüchtlingsla¬ 
gern. 

Vor allem Frankreich und Italien 
haben im Zusammenhang mit Liby¬ 
en offenbar ganz eigene ökonomische 
wie geopolitische Interessen, nicht nur 
im Hinblick auf den Ölreichtum des 
Landes. 

Nina Hager 



Strategiekonferenz am 30. September 
In der letzten Ausgabe haben wir ei¬ 
nen falschen Termin angekündigt. 
Die Strategiekonferenz des Partei¬ 
vorstands der DKP zum Leitantrag 
zum 22. Parteitag der DKP findet 
statt am: Samstag, dem 30. September 
2017 von 10. 00 Uhr bis 17. 00 Uhr. 
Veranstaltungsort: Hannover, Stadt¬ 
teilzentrum Krokus, Thie 6. 
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Angespannte Ruhe 

Opel-Kollegen warten auf das Zukunftskonzept 


Vollsperrungen bei 
Rastatter Tunnelbau 

Wenig überrascht zeigt sich das 
Aktionsbündnis gegen Stuttgart 
21 von der Leichtfertigkeit, mit der 
die Deutsche Bahn offensichtlich 
Tunnelbauarbeiten unter einer der 
Hauptstrecke des deutschen Bahn¬ 
verkehrs betrieben hat. Dass es kei¬ 
nen „Plan B“ gibt für den Fall, dass 
dabei etwas schiefgeht, zeige die 
Selbstüberschätzung der DB und, 
auch hier, das Versagen des auf- 
sichtführenden Eisenbahnbundes¬ 
amts, so Bündnissprecher Dr. Nor¬ 
bert Bongartz. 

Es war im Vorfeld der Bauarbei¬ 
ten in Rastatt mit Händen zu grei¬ 
fen, dass ein Tunnelbau so knapp 
unter den bestehenden Bahnglei¬ 
sen und in Sandboden hoch riskant 
ist. Dass die Deutsche Bahn für 
den Fall von Problemen keine Aus¬ 
weichmöglichkeit vorbereitet hat, 
ist unverzeihlich. 

ver.di und Uniper SE 
einigen sich 

Nach monatelangen Auseinan¬ 
dersetzungen und Verhandlungen 
zu den zukünftigen Arbeits- und 
Einkommensbedingungen der Be¬ 
schäftigten im Uniper-Konzern hat 
sich die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) mit dem Arbeit¬ 
geberverband auf einen Tarifkom¬ 
promiss verständigt. Der Kompro¬ 
miss beinhaltet eine Vielzahl von 
unterschiedlichen Regelungen, die 
größtenteils zum 1. Januar 2018 in 
Kraft treten sollen. 

Ein Tarifvertrag zur sozialen 
Absicherung mit einer Mindest¬ 
laufzeit bis Ende 2022 schließt 
unter anderem betriebsbedingte 
Kündigungen aus und ermöglicht 
die Inanspruchnahme von Vorru¬ 
hestandsregelungen. Dieser Tarif¬ 
vertrag hat eine. 

Die Parteien verständigten 
sich auch auf die Absicherung der 
bestehenden Anzahl von Ausbil¬ 
dungsplätzen und -Standorten im 
Konzern. Mit Beendigung der Aus¬ 
bildung besteht ein Übernahmean¬ 
spruch von mindestens zwölf Mo¬ 
naten. 


S eit dem 1. August ist der Deal 
perfekt: der französische Auto¬ 
mobilkonzern PSA (Peugeot, 
Citroen, DS) hat Opel/Vauxhall von 
der bisherigen Konzernmutter Gene¬ 
ral Motors übernommen. Nun hat das 
Opel-Management hundert Tage Zeit, 
um ein Zukunftskonzept vor¬ 
zulegen, das Opel wieder in 
die Gewinnzone bringt. Opel 
schreibt seit 1999 Verluste 
und war schon mehrfach kurz 
vor dem Verkauf bzw. der In¬ 
solvenz. 

Bei der Entwicklung 
des Zukunftskonzepts lässt 
PSA den Opel-Bossen freie 
Hand - eine Tatsache, die von 
vielen Opel-Kollegen als Be¬ 
freiungsschlag wahrgenom¬ 
men wird. Endlich sind wir 
das Gängelband der Kon¬ 
zernmutter General Motors 
los und können selbst zeigen 
was in uns steckt, hoffen die 
Kollegen. Hartnäckig hält 
sich auch das Gerücht, dass 
GM Opel künstlich mies ge¬ 
rechnet hat und die Verluste 
gar nicht existieren. Daher 
verbinden viele Beschäftig¬ 
te große Hoffnungen mit der 
Übernahme durch PSA. 

Dabei sind die Vorgaben, 
die PSA macht, viel deutlicher und 
strenger: PSA wird keine roten Zah¬ 
len tolerieren. Opel soll den „Turn- 
around“ zu zwei Prozent Gewinn bis 
2020 vollziehen. Für 2026 soll eine 
satte Gewinnmarge auf den Umsatz 
von sechs Prozent erreicht werden. 
PSA-Chef Tavares hat immer wieder 
undiplomatisch betont: „Das Einzi¬ 
ge, was Mitarbeiter schützt, ist Ge¬ 
winn.“ Was das konkret für die rund 
38 000 Beschäftigten bei Opel/Vaux¬ 
hall bedeutet, weiß momentan nie¬ 
mand. Wenn Ende 2018 der tariflich 
gesicherte Kündigungsschutz für die 
Kollegen in Deutschland ausläuft und 
die von GM zugesicherten Produkti¬ 


onsaufträge, die eine Auslastung der 
drei deutschen Werke in Rüsselsheim, 
Eisenach und Kaiserslautern bis 2020 
garantieren sollen, abgeschlossen sind, 
spätestens dann befürchten viele die 
Abrissbirne. 

Die Angst ist berechtigt. Denn ein 


weiterer Satz von Tavares, den auch 
das Opel-Management wiederholt hat, 
lässt aufhorchen: die Sanierung von 
PSA ab 2012 soll als „Blaupause“ für 
Opel dienen. PSA hat ein Sanierungs¬ 
programm hinter sich, das weitestge¬ 
hend auf dem Rücken der Beschäftig¬ 
ten ausgetragen wurde. So wurden ins¬ 
gesamt 22 000 Arbeitsplätze abgebaut, 
die Löhne über vier Jahre eingefroren, 
Überstundenzuschläge von 45 Prozent 
auf 25 Prozent reduziert, die wöchent¬ 
liche Arbeitszeit auf bis zu 44 Stunden 
erhöht, Nachtarbeit und Flexibilisie¬ 
rung (z.B. durch Jahresarbeitszeitkon¬ 
ten) deutlich gesteigert. Dies wurde 
durch sogenannte „Wettbewerbsab¬ 


kommen“ mit den Gewerkschaften an 
den einzelnen Standorten erreicht - im 
Gegenzug gab es Standortgarantien. 

Ähnliche „Abkommen“ oder bes¬ 
ser „Erpressungen“ sind auch für die 
Opelaner zu befürchten. Denn die 
durch den Zusammenschluss von Opel 


und PSA erwarteten jährlichen Syner¬ 
gien von 1,7 Mrd. Euro kommen nicht 
von ungefähr. Vor allem die gemeinsa¬ 
me Entwicklung und Produktion von 
Fahrzeug-Plattformen, deren Modelle 
sich zwischen den Marken dann nur 
im Feinschliff unterscheiden, wird in 
Entwicklung, Einkauf und Produktion 
viele doppelte Strukturen überflüssig 
machen. Und Überkapazitäten ma¬ 
chen erpressbar. 

Das wissen auch die Kollegen, und 
so schwanken sie zwischen Hoffen 
und Bangen. Gerade in den Berei¬ 
chen, die aktuell wenig Arbeit haben, 
gibt es viele Sorgen und Ängste und 
gleichzeitig ein großes Ohnmachts¬ 


gefühl: „Das wird hart werden, aber 
was können wir schon tun?“. Ältere 
Kollegen hoffen auf einen versilber¬ 
ten Abschied mit Abfindungsprogram¬ 
men, andere orakeln den völligen Nie¬ 
dergang herbei, wieder andere halten 
sich selbst für unersetzlich. Es wird auf 
andere Abteilungen und Be¬ 
reiche gezeigt und dort Ein¬ 
sparpotential gesehen. Man¬ 
che schreiben ganze Werke 
ab. Aber allen ist klar: dieser 
Deal wird nicht ohne Folgen 
bleiben. 

Stimmen für ein gemein¬ 
sames, solidarisches und 
kämpferisches Herangehen 
an die kommenden Heraus¬ 
forderungen hört man jedoch 
nur wenige. Die IG Metall 
hat bislang keine standort- 
übergreifende Diskussion 
um Strategien und mögli¬ 
che Kampfmaßnahmen or¬ 
ganisiert, geschweige denn 
eine Verständigung mit den 
Beschäftigten und Gewerk¬ 
schaften bei PSA. Die Ver¬ 
handlungen führt der IG 
Metall-Betriebsrat hinter 
verschlossenen Türen, ohne 
Einbeziehung der Vertrau¬ 
ensleute. Die Kollegen wer¬ 
den so mit ihren Ängsten al¬ 
leine gelassen. Und so hält man still, 
wartet und hofft, es wird jemanden 
anders treffen. Das ist bei Opel seit 
dem Fallenlassen der Bochumer Be¬ 
legschaft schon fast traurige Tradition. 

Ein kleiner Hoffnungsschimmer: 
Es gibt erste zaghafte Versuche von 
Vertrauensleuten, die lähmende Pas¬ 
sivität zu überwinden, eine Diskussi¬ 
on über standortübergreifende Hal¬ 
telinien anzustoßen und das Thema 
„Arbeitszeitverkürzung statt Stel¬ 
lenabbau“ in die Belegschaft zu tragen. 
Die Zeit wird zeigen, ob diese Ansätze 
sich in den IG-Metall-Strukturen bei 
Opel durchsetzen können. 

Jörg Kullosa 



Endmontage des Opel Insignia in Rüsselsheim 


Das Ende von „Economic Nationalem“? 

Trump vor dem Aus oder vor der Selbstaufgabe 


Stephen Bannon ist raus. „The White 
House is now running entirely by 
Hucksters, Democrats, and Generals“, 
(Das Weiße Haus wird nun völlig von 
Krämern, Demokraten und Generä¬ 
len geführt) bemerkt lakonisch Ryan 
Grim auf der Internet-Plattform „The 
intercept“. Bannon gilt als der entschie¬ 
denste Befürworter des „economic na¬ 
tionalism“ einer Strömung, die sich die 
Erhaltung und Restrukturierung der 
ökonomischen Dominanz des Impe¬ 
riums auf die Fahne geschrieben hat. 
Und die, als ein Kernelement ihrer 
Politik, die Bekämpfung der sich ak¬ 
kumulierenden Ungleichgewichte im 
Austausch mit der Volksrepublik Chi¬ 
na voranzutreiben versucht. 

Letzte Woche hatte sich der US- 
Präsident erneut medienwirksam ge¬ 
gen die Volksrepublik positioniert. 
Gerade war es zu blutigen Angriffen 
Rechtsradikaler auf linke Demons¬ 
tranten in Charlotteville gekommen. 
Trump hatte eigens seinen Urlaub in 
seinem New Jersey Golf Club unter¬ 
brochen, um in Washington ein Memo 
zu unterzeichnen, mit dem er den US- 
Handelsbeauftragten Robert Lighthi- 
zer auffordert, Untersuchungen gegen 
die Volksrepublik einzuleiten wegen 
des Diebstahls von US-Technologie 
und geistigen Eigentums. Die Vorwür¬ 
fe sind nicht neu. Sie wurden von den 
etablierten imperialistischen Mächten 
gegen den asiatischen Newcomer seit 
langem immer wieder erhoben - und 
ebenso routinemäßig bestritten. Neu ist 
die nach dem Kongressbeschluss gegen 
Russland offensichtlich ernst gemeinte 
Androhung von Wirtschaftssanktionen. 

Natürlich ist klar, dass eine nachho¬ 
lende Industrialisierung das Rad nicht 


ein zweites Mal erfinden will. Bis zum 
Erreichen der eventuell eigenen Tech¬ 
nologieführerschaft kopieren aufstei¬ 
gende Wirtschaftsmächte die Produkte 
und Technologien der führenden Staa¬ 
ten. Das galt für Japan ebenso wie für 
Deutschland und natürlich auch für die 
USA. Es gab Staaten, da passte dieser 
Prozess gut ins imperialistische Kon¬ 
zept, wie beispielsweise bei den anti¬ 
kommunistisch-proimperialistischen 
„Tigerstaaten“, Südkorea, Taiwan, Sin¬ 
gapur, Hongkong, bei manchen eben 
nicht, wie eben bei China - ab einem 
bestimmten Zeitpunkt. 

Mit der Durchsetzung der antiso¬ 
wjetischen Grundausrichtung und der 
Akzeptanz kapitalistischer Direktin¬ 
vestitionen und forcierter Profitpro¬ 
duktion durch Peking wurde auch die 
rapide nachholende Industrialisierung 
Chinas akzeptabel. Bis zur Großen 
Weltwirtschaftskrise, bis zum Offen¬ 
barungseid des Imperiums in „Greater 
Middle East“ und bis die Volksrepublik 
nun zu einem Wirtschafts- und Macht¬ 
problem für das Imperium geworden 
ist. Die Volksrepublik investiert pro 
Jahr 1,1 Billion Dollar in ihre Infra¬ 
struktur (South China Morning Post 
nach Oxford Economics). Pro Jahr 
mehr als das, was Donald Trump als 
sein großes 10-Jahres-Ziel verkündet 
hat. Während sich Trumps Vision von 
einer Restrukturierung des Imperiums 
(„Make America great again!“) im 
Sperrfeuer des „American Deep Sta¬ 
te“ und der „liberalen Globalisierer“ in 
Rauch aufgelöst hat, werden die Chine¬ 
sen ihre Wirtschaftsvorhaben mit hoher 
Wahrscheinlichkeit effizient durchset¬ 
zen. Während es beispielsweise in den 
USA so gut wie keine High-Speed-Ei- 


senbahn gibt, besitzen die Chinesen 
nicht nur die weltweit schnellsten Plan¬ 
dienstzüge, sondern auch, mit 22000 
km, etwa zwei Drittel des gesamten 
globalen Hochgeschwindigkeitsnetzes. 
Bis 2020 sollen es 30 000 km werden. 
Ähnlich, wenn auch nicht ganz so ein¬ 
drucksvoll, sieht es mittlerweile im IT- 
Bereich, bei der Schwerindustrie, beim 
Schiffs-, Kfz-, und Computerbau und 
ebenfalls bei der Produktion regenera¬ 
tiver Energie aus. Da stellt sich mittler¬ 
weile schon die Frage, wer da eigentlich 
von wem abbkupfert. 

Das mit der „Reagan-Revolution“ 
deindustrialisierte Imperium akku¬ 
mulierte ein Handelsbilanzdefizit von 
etwa 13,5 Bio. Dollar und eine Staats¬ 
schuld von 20 Bio. Dollar. Allein mit 
der VR China fuhren die USA ein ak¬ 
kumuliertes Handelsdefizit von 4,5 Bio. 
Dollar ein. Etwa das gleiche Volumen 
hatten die „Quantitative Easing“-Pro- 
gramme der Federal Reserve. Nur auf¬ 
grund der militärgestützten Dollardo¬ 
minanz ist das Imperium - noch - in 
der Lage, seine Importe, den Schweiß 
der Milliarden, mit bedrucktem Papier 
zu begleichen. Noch kann sich das Im¬ 
perium seine kredit- und Fiat-Money- 
finanzierte (Geld ohne inneren Wert), 
hypertrophe Kriegsmaschine leisten. 
Aber die Tage des Dollar dürften ge¬ 
zählt sein. So oder so. Und dann wird 
es kompliziert. 

Es ist ein markantes Symptom für 
den Niedergang des Imperiums, dass 
die Partialinteressen derartig dominant 
auftreten, dass die (selbst im imperia¬ 
listischen Interesse) ganz offenkundig 
dringenden Reform- und Restrukturie¬ 
rungserfordernisse nicht einmal in der 
rechtspopulistisch-bornierten Form ad¬ 


ressiert und angegangen werden kön¬ 
nen. Der Unterschied zu der Reagan- 
Ära, in der ein ähnlich eher begrenzter, 
ebenfalls republikanischer Präsident 
mit exakt dem gleichen Slogan antrat, 
könnte kaum eindrucksvoller sein. Da¬ 
mals ging es allerdings um die, leider 
erfolgreiche, Erdrosselung des Sozia¬ 
lismus, welche die Begeisterung des 
Establishments bis heute erzeugte und 
die auch den Weg in den Schuldenstaat 
akzeptabel machte. Linke sollten nicht 
dem Irrtum verfallen, dass eine irgend¬ 
wie linkssozialdemokratische Variante 
etwa mit Bernard Sanders an der Spit¬ 
ze mit weniger aggressivem Gegenwind 
zu rechnen hätte. Ganz im Gegenteil. 
Ohne eine breite Massenbewegung, 
ohne eine erhebliche Änderung des 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisses 
wird es im großen Ganzen beim gegen¬ 
wärtigen Kurs bleiben. Wall Street, der 
finanzkapitalistische Kern des „Ame¬ 
rican Deep State“, erzielt bei „freiem 
Waren- und Kapitalverkehr“ in den 
Boomtowns der Welt weitaus höhere 
Profite, als sie bei einer Restrukturie¬ 
rung und Reindustrialisierung des Im¬ 
periums möglich wären. Daher wird 
aus Trumps Wirtschaftssanktionen ge¬ 
gen China wohl auch nicht viel werden. 
Im Gegensatz zum Russlandhandel ist 
der Waren-und Kapitalaustausch mit 
China elementar für die USA. China 
ist auf absehbare Zeit das Boomtown 
Nr. Eins. Da will Wall Steet auf jeden 
Fall investiert sein. 

Die historische Ironie dieser Si¬ 
tuation steckt darin, dass sich das Er¬ 
folgsrezept der VR China substantiell 
kaum vom „Economic Nationalism“ 
eines Steve Bannon unterscheidet. Es 
geht um Protektionismus, den Schutz 


der eigenen Ökonomie, um Merkanti¬ 
lismus, das Betreiben einer „aktiven“ 
Handelsbilanz (Handelsüberschüsse), 
einer „aktiven“ Kapitalverkehrsbilanz 
(Kapitalexportüberschüsse) und Im¬ 
portsubstituierung. Dazu gehört un¬ 
abdingbar eine starke regulierende, 
lenkende und initiierende Rolle des 
Staates. Und um diese starke steuern¬ 
de Position zu ermöglichen, bedarf es 
einer entsprechenden administrativen 
Kompetenz und der dazugehörigen 
materiellen, personellen und finanzi¬ 
ellen Ausstattung: Hohe Steuersätze 
und fallweise hohe Zölle. Entgegen den 
Reklame-Erzählungen der „Globalisie¬ 
rung“ und des „Free Enterprise“ war 
und ist die Basis aller großen Industria¬ 
lisierungen irgendeine Form von „Eco¬ 
nomic Nationalism“. Inklusive die des 
Britischen Imperiums. Und, speziell bei 
Roosevelt, die des New Deal. Erst ab 
einem bestimmten Monopolisierungs¬ 
grad, einer bestimmten Dominanz über 
die internationale Konkurrenz, ab einer 
bestimmten machtpolitischen Überle¬ 
genheit erscheint „Economic Nationa¬ 
lism“ als Fessel, als unnützer Kosten¬ 
faktor, als Profitbremse. Der Staat wird 
in den Globalisierungsphantasien des 
Neoliberalismus zum Problem und je¬ 
der, der ihn zurückholen will, zum Idi¬ 
oten (Trump) oder zum „Darth Vader“ 
(Bannon). Nun ist auch „Trumpism“ 
gescheitert, und damit ist der weitere 
Verfall, der weitere Demokratieabbau, 
die innen- und außenpolitische Milita¬ 
risierung, der permanente Krieg und 
die ideologisch-mentale und kulturel¬ 
le Dekadenz programmiert. Die Tragik 
liegt darin, dass bislang keine Kraft er¬ 
kennbar ist, die diesen Prozess stoppen 
könnte. Klaus Wagener 









m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 25. August 2017 


Geplanter Irrsinn 

Air Berlin wird abgewickelt und auf die Konkurrenz verteilt 



H ans Rudolf Wöhrl behauptet, 
der Konkurs der zweitgröß¬ 
ten deutschen Fluggesellschaft 
Air Berlin sei „von langer Hand vor¬ 
bereitet“ gewesen. Wöhrl, ein reicher 
Mann aus Nürnberg, der unter ande¬ 
rem Hotels und die Kaufhauskette 
„Ludwig Beck“ sein eigen nennt und 
außerdem die Bundestagsabgeordnete 
Dagmar Wöhrl (CSU) als Gattin hat, 
ist glaubwürdig. Er repräsentiert nicht 
die absolute Spitze der Monopolbour¬ 
geoisie in diesem Land, aber doch so 
etwas wie soliden mittleren Kapitalis¬ 
mus. Der Air-Berlin-Vorstand hatte am 
15. August Konkurs angemeldet. Kurz 
vor dem Wochenende gab Wöhrl sein 
Angebot für die gescheiterte Fluglinie 
ab. Wöhrl war schon vor zehn Jahren 
einmal Eigentümer einer Fluglinie, der 
LTU, die ihm Air Berlin im März 2007 
abkaufte. 

Dass der Konkurs von Air Berlin 
absehbar war, steht sogar in den Zei¬ 
tungen. Zuletzt habe sich die Flugli¬ 
nie nur durch Kredite ihres (mit 29 
Prozent) größten Aktionärs „Etihad“ 
über Wasser halten können. Etihad ge¬ 
hört dem Emir von Abu Dhabi, dem 
reichsten der „Vereinigten Emirate“. 
Die Fluglinie vom Persischen Golf 
wollte den europäischen Flugverkehr 
aufmischen und hatte sich unter ande¬ 
ren auch bei der italienischen Alitalia 
eingekauft. Dort musste sie allerdings 
ganz wie bei Air Berlin immer größer 
werdende laufende Verluste abdecken. 
Der Konkurs von Air Berlin sei in dem 
Moment fällig geworden, als sich Eti¬ 
had entschieden habe, kein frisches 
Geld mehr nachzuschießen, wurde be¬ 
kannt. 

Geradezu vorbildlich war die 
schnelle Reaktion der Bundesregie¬ 
rung. Zeitgleich mit dem Konkurs ge¬ 
währte sie der Pleitegesellschaft einen 
Überbrückungskredit in Höhe von 150 
Mio. Euro, um den laufenden Betrieb 
zu sichern, um, wie sie selber heraus- 
stellte, die Urlauber in die Heimat zu¬ 
rückzutransportieren und um in Ruhe 
mit den Kauünteressenten für das Un¬ 
ternehmen von immerhin 8 300 Be¬ 
schäftigten zu reden. Offensichtlich 
soll Air Berlin zerteilt an verschiede¬ 
ne Interessenten gehen. Etwas ande¬ 
res „wäre kartellrechtlich und wett- 
bewerbsrechtlich gar nicht möglich“, 
wusste der für die Angelegenheit zu¬ 
ständige Staatsekretär im Wirtschafts¬ 
ministerium Matthias Machnig (SPD). 
Machnig betont, dass die Regierung an 
den Verhandlungen nicht beteiligt ist, 
nennt aber als - durchaus löbliches - 


Ziel, alle Angestellten so in neue Be¬ 
schäftigungsverhältnisse zu überfüh¬ 
ren, dass die tarifvertraglichen Rege¬ 
lungen weiter gelten. Die Gespräche 
werden offensichtlich mit der Lufthan¬ 
sa, dem britischen Billigfheger Easyjet 
und Condor (Thomas Cook) geführt. 
Ob dieses Ziel erreicht wird, darf be¬ 
zweifelt werden. Die Lufthansa hat 
schließlich das erklärte Ziel, die Be¬ 
schäftigten in ihre eigene Billigtochter 
„Eurowings“ zu transferieren und sie 
zu deutlich schlechteren Löhnen und 
Gehältern dort arbeiten zu lassen. Es 
ist unwahrscheinlich, dass sie oder die 
anderen Kauünteressenten das Perso¬ 
nal der Air Berlin zu unveränderten 
Konditionen übernehmen, wenn sich 
die Belegschaft nicht wehrt. 

Sehr viel spricht dafür, dass es sich 
bei Konkurs, Kredit und Verhandlun¬ 
gen um das von Herrn Wöhrl so ge¬ 
nannte abgekartete Spiel handelt. Auch 
Michael 0‘Leary, der Chef und Eigen¬ 
tümer des erfolgreichsten Billigfliegers 
in Europa, der irischen RyanAir, wähl¬ 
te diese Worte. Er beschwerte sich we¬ 
gen des Kredits beim Kartellamt. Denn 
RyanAir hat die Absicht, seinen bisher 
kümmerlichen Marktanteil in Deutsch¬ 
land auszuweiten und durch den Kauf 
von Air-Berlin-Anteilen auch Zugriff 
auf Start- und Landerechte an den 
Flughäfen Düsseldorf und Berlin zu er¬ 


halten. Diese Rechte, im Jargon „Slots“ 
genannt, sind offensichtlich das Wert¬ 
vollste, das die Fluglinie zu bieten hat. 
Die Flugzeuge selber sind geleast, ge¬ 
hören also einer Finanzierungsgesell¬ 
schaft. Die Verteilung der Slots ist - wie 
könnte es anders sein? - eine politi¬ 
sche Angelegenheit. Das gilt selbstver¬ 
ständlich für die gesamte Flugbranche. 
Die Hoheit über den Luftraum haben 
schließlich die Staaten. Start und Lan¬ 
dung von Flugzeugen unterliegen staat¬ 
lichen Regeln. Die Flughäfen sind fast 
immer und überall zunächst Staatsbe¬ 
triebe und werden wie die Straßen und 
das Eisenbahnnetz von Staaten geplant 
und vom Steuerzahler finanziert. Nur in 
letzter Zeit wurden Flughäfen teilpri¬ 
vatisiert. Der immer noch mehrheitlich 
staatliche und kommunale Frankfurter 
Flughafenbetreiber Fraport hat unter 
den Bedingungen des EU-Privatisie- 
rungsdiktats sich seinerseits öffentli¬ 
che Flughäfen in Griechenland billig 
angeeignet. 

Seit 1978, als US-Präsident James 
Carter das Deregulierungsgesetz un¬ 
terzeichnet hat, wird der Flugverkehr 
dereguliert. In den USA hat das zu 
zahllosen Pleiten ä la Air Berlin auch 
großer Flutgesellschaften geführt. In 
Europa wurde dem Anschein nach das 
Monopol staatlicher Fluggesellschaften 
geknackt. Die Großen blieben übrig. So 


hat etwa die Lufthansa sich die Schwei¬ 
zer, belgische und österreichische 
Luftlinie einverleibt. Zugleich haben 
die Marktverfechter einige Rammbö¬ 
cke gewählt, die wie Michael 0‘Leary 
ebenfalls mit Staatshilfe Billigfluglinien 
aufbauten und die relativ hohen Gehäl¬ 
ter bei den staatlichen Fluglinien unter 
Druck brachten. Die Lufthansa wurde 
1996 von der Regierung Kohl restpriva¬ 
tisiert. Aber selbst die EU-Kommission 
bestand damals darauf, dass sicherge¬ 
stellt sein müsse, dass die Mehrheit der 
Eigentümer einen deutschen Pass ha¬ 
ben. Das wird bis heute jedes Jahr neu 
nachgeprüft. 

Dass Staaten das Recht haben, den 
Flugverkehr zu organisieren und zu reg¬ 
lementieren, wird nicht einmal von den 
Erzneoliberalen bestritten. So verwei¬ 
gerte 2006 der damalige Bundespräsi¬ 
dent Horst Köhler die Unterzeichnung 
eines Gesetzes, das die Flugsicherung 
nicht nur formal, sondern reell privati¬ 
sieren sollte. Ein abgekartetes Spiel zu 
betreiben ist also die Pflicht einer jeden 
Bundesregierung. Es geht nicht darum, 
ob der Staat in die Auseinandersetzung 
zwischen Airlines eingreift. Die Frage 
ist, wie er das tut. Der Flugverkehr ge¬ 
hört nach dem kapitalistischen Grund¬ 
satz „Wer zahlt, schafft an“ ganz wie die 
Bahn ohnehin in staatliche Hand. 

Lucas Zeise 


ver.di fordert 
Aufklärung 

Das skandalöse Vorgehen der Be¬ 
hörden um die Akkreditierungspra¬ 
xis im Rahmen des G-20-Gipfels 
reißt nicht ab: Wie der NDR nun 
berichtet, hat einer der Journalis¬ 
ten mittlerweile in einem Schreiben 
vom BKA mitgeteilt bekommen, 
dass der nachträgliche Entzug der 
Akkreditierung auf einer Fehlin¬ 
formation beruhte. Demnach hat¬ 
te das Hamburger Landesamt für 
Verfassungsschutz dem BKA mit¬ 
geteilt, der Journalist sei bei einer 
l.-Mai-Demonstration in Hamburg 
festgenommen worden und es lä¬ 
gen „tatsächliche Anhaltspunk¬ 
te dafür vor, dass er einer gewalt¬ 
bereiten Bewegung angehört und 
diese nachdrücklich unterstützt“. 
Daraufhin kam es zum Entzug der 
Akkreditierung durch das Bundes¬ 
presseamt. Nun räumte das BKA 
ein, dass der Journalist doch nicht 
an der l.-Mai-Demonstration teil¬ 
genommen habe. 

„Das sind unhaltbare Vorgän¬ 
ge. Es zeigt, auf welch fragwürdiger 
Grundlage die Behörden gearbeitet 
haben, erklärte stellvertretende ver. 
di-Vorsitzende Frank Werneke und 
forderte vollständige Aufklärung. 

ver.di hat in insgesamt acht Fäl¬ 
len Rechtsschutz gewährt und un¬ 
terstützt betroffene Mitglieder mit 
einer sogenannten Fortsetzungs- 
Feststellungsklage vor dem Ver¬ 
waltungsgericht Berlin. Damit soll 
die Rechtmäßigkeit des Vorgehens 
durch das zuständige Bundespres¬ 
seamt geklärt werden, das letztlich 
für den Entzug der Akkreditierun¬ 
gen verantwortlich zeichnet. 

GEW zur 
Bundestagswahl 

Die Politik muss endlich mehr Geld 
für Bildung zur Verfügung stellen 
und den Rechtsrahmen für deren 
Qualität verbessern. Das fordert die 
Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW) mit Blick auf die 
Bundestagswahl 2017. Die GEW- 
Vorsitzende Marlis Tepe dazu: „Bil¬ 
dung ist ein Menschenrecht. Der 
Zustand des Bildungswesens steht 
der Bedeutung der Bildung, die im¬ 
mer wieder gerne in Wahlkampfre¬ 
den beschworen wird, jedoch dia¬ 
metral entgegen.“ 

Auf ihrer Tour „GEW in Bil¬ 
dung unterwegs“ machte sich die 
GEW-Chefin in den vergangenen 
Wochen selbst ein genaues Bild 
vom Zustand vieler Bildungsein¬ 
richtungen in ganz Deutschland. 
„Unsere Befürchtungen wurden 
noch übertroffen“, stellte Tepe 
fest.“ 


Betriebsrats-Mobbing - Mode nicht nur bei H&M 

ln Deutschland ist „Union Busting“ längst kein Fremdwort mehr 


Eine auf alltäglichen Erfahrungen von 
159 hauptamtlichen Gewerkschaftern 
der IG Metall, NGG und IG BCE ba¬ 
sierende Studie brachte folgendes Er¬ 
gebnis: Jede sechste Betriebsratsgrün¬ 
dung wird von den Unternehmen und 
Firmen behindert und unliebsame Be¬ 
schäftigte werden schon im Vorfeld 
einer geplanten Betriebsratsgründung 
beziehungsweise einer Betriebsrats¬ 
wahl zum Teil massiv von den Unter¬ 
nehmensführungen unter Druck ge¬ 
setzt. Dabei versuchen die Beschäftig¬ 
ten doch nur ihr gesetzlich verbrieftes 
Recht auf ein bisschen Mitbestim¬ 
mung wahrzunehmen. Das Repertoire 
der Bosse und ihrer bezahlten Helfer 
reicht dabei von der Einschüchterung 
über versuchte Kündigung der Kandi¬ 
daten bis zur Behinderung der Wahl 
selbst. Vor den Kadi gezogen werden 
sie für ihre kriminellen Umtriebe al¬ 
lerdings annähernd nie. Darin sieht 
der DGB-Vorsitzender Reiner Hoff- 
mann „einen echten Skandal und eine 
Straftat“. 

2009 wurde das Adjektiv „betriebs¬ 
ratsverseucht“ zum Unwort des Jahres 
gewählt. In Deutschland ist „Union 


Busting“ längst kein Fremdwort mehr. 
Konsequentes gewerkschaftliches En¬ 
gagement war schon immer in den 
Unternehmen nicht gern gesehen und 
wurde - wo immer möglich - auch un¬ 
terdrückt. 

Die Unternehmen werden inzwi¬ 
schen immer kreativer, wenn es dar¬ 
um geht, konsequente Interessenver¬ 
tretung der Beschäftigten im Betrieb 
zu verhindern und zu blockieren. Wer 
einen Betriebsrat gründen will oder 
Mitglied eines schon aktiven Betriebs¬ 
rates ist, erfährt massiven Druck von 
Oben, wird bespitzelt, verleumdet, kri¬ 
minalisiert oder willkürlich gekündigt. 
Dazu bedienen sich die Bosse immer 
öfter auch professioneller Fertigma¬ 
cher, sprich, bezahlter Profis. Das darf 
dann ruhig etwas kosten, Hauptsache, 
es dient dazu Betriebsräte, Vertrau¬ 
ensleute oder Gewerkschaftssekretäre 
mürbe zu machen. 

Doch die Beschäftigten brauchen 
fortschrittliche Betriebsräte, die ihnen 
helfen, ihre Rechte von der Kapitalsei¬ 
te einzufordern und durchzusetzen. So 
kommt „Union Busting“ bzw. Betriebs¬ 
rats-Mobbing auch bei der Textilkette 


H&M immer mehr in Mode. Dort, wo 
die Kolleginnen und Kollegen unter 
ihren Kettenbefristungen oder Verträ¬ 
gen leiden, die nur wenige Stunden fest 
zusichern und so jede Lebensplanung 
unmöglich machen, hat der Betriebs¬ 
rat jeden Tag Schwerstarbeit zu leis- 

Am Samstag, dem 14. Oktober 2017, 
findet abi3.00 Uhrim Mannheimer 
Gewerkschaftshaus die 4. bundes¬ 
weite Konferenz „Betriebsräte im 
Visier“ statt. 

Diese Konferenz will nicht zuletzt 
von BR-Mobbing Betroffenen ein Fo¬ 
rum zum solidarischen Erfahrungs¬ 
austausch und noch wirksamerer 
Unterstützung bieten. 

ten. Der Kaufhauskonzern H&M ver¬ 
suchte allein in diesem Jahr in gleich 
drei Fällen, aktive Betriebsräte unter 
fadenscheinigen Begründungen zu 
kündigen. Einer der Betriebsräte, aus 
Tübingen, bekam in erster Instanz vor 
dem Arbeitsgericht Reutlingen Recht. 
In allen drei Fällen lag von Anfang an 
der Verdacht nahe, dass hinter diesem 
Vorgehen System steckt, dass H&M 


hier besonders aktive, konsequente 
Betriebsräte,loswerden will, die sich 
wirkungsvoll für die Interessen der Be¬ 
schäftigten einsetzen. 

Erster Fall: Im November 2016 gab 
es eine Kündigung gegen ein Betriebs- 
ratsmitglied einer Filiale in Leverku¬ 
sen. Der Vorwurf, angebliche Selbst¬ 
beurlaubung, wurde ebenso wie die 
Kündigung vom Arbeitsgericht Solin¬ 
gen zurückgewiesen. H&M legte Be¬ 
schwerde vor dem Landesarbeitsge¬ 
richt Düsseldorf ein. 

Zweiter Fall: Im Januar 2017 erging 
eine Kündigung gegen den langjährigen 
Vorsitzenden des Betriebsrats der Fili¬ 
ale in Tübingen, der auch Mitglied des 
Gesamtbetriebsrats (GBR) ist. Nach¬ 
dem H&M erfolglos versucht hatte, 
den Betriebsratsvorsitzenden in einem 
Vier-Augen-Gespräch zu einem Aufhe¬ 
bungsvertrag zu veranlassen, behaup¬ 
tete das Unternehmen, das Betriebs- 
ratsmitglied habe Arbeitnehmerrech¬ 
te zum Verkauf gestellt. Als am 20. Juni 
der Fall verhandelt wurde, platzte der 
Gerichtsraum aus allen Nähten, da sehr 
viele Kolleginnen und Kollegen ihren 
Betriebsratsvorsitzenden aus der Tü¬ 


binger Filiale unterstützen und ihre So¬ 
lidarität sichtbar machen wollten. Das 
Arbeitsgericht gab dem Betriebsrat in 
erster Instanz Recht. 

Dritter Fall: Im Mai 2017 sprach 
H&M gegen den Betriebsratsvorsitzen- 
den einer Bonner Filiale, ebenfalls Mit¬ 
glied im Gesamtbetriebsrat, eine Kün¬ 
digung aus. Der Vorwurf lautet auf an¬ 
gebliche Arbeitszeitmanipulation und 
Selbstbeurlaubung. Der Kammerter¬ 
min findet am 12. September 2017 vor 
dem Arbeitsgericht Bonn statt. 

Immer weniger Beschäftigte haben 
einen Betriebsrat. Hatte in den neunzi¬ 
ger Jahren noch die Hälfte der Beschäf¬ 
tigen einen Betriebsrat, so wurden 2014 
in der westdeutschen Privatwirtschaft 
nur noch 43 Prozent aller Beschäftig¬ 
ten von einem Betriebsrat vertreten, 
in Ostdeutschland nur 33 Prozent. Der 
Anteil der weiblichen Betriebsratsmit- 
glieder lag bei 30 Prozent. Wen wundert 
das, kommt doch heutzutage die Grün¬ 
dung eines Betriebsrats immer öfter 
einem Arbeitskampf gleich - und der 
Konflikt wird von Unternehmensseite 
auch so hart geführt. 

Manfred Dietenberger 
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Starker Staat und Demokratische 

Grundrechte Gegenmacht 


Die Wahlprogramme der Bundestagsparteien im Vergleich DKP: Die Grundrechte verteidigen 


V or allem für die Unionsparteien ist 
die „Innere Sicherheit“ eines ihrer 
wichtigsten Wahlkampfthemen. 
In ihrem „Regierungsprogramm 2017- 
2012“ fordern sie einen „starken Staat“ 
„der sich schützend vor seine Bürgerin¬ 
nen und Bürger stellt 4 . 4 „Rechtsfreie Räu¬ 
me dulden wir nicht. Die Union ist und 
bleibt die Partei der inneren Sicherheit.“ 
Verwiesen wird dabei unter anderem 
auf bereits erreichte Gesetzesänderun¬ 
gen wie Strafverschärfungen, Erleichte¬ 
rung von Abschiebungen, Anti-Terror- 
Pakete. Kurz vor der Sommerpause wur¬ 
de zum Beispiel im Bundestag schnell 
noch - mit den Stimmen der SPD - eine 
Reform der Strafprozessordnung be¬ 
schlossen, um „verschlüsselte Kommu¬ 
nikation von Verdächtigen abfangen“ 
und die Speicher ihrer Rechner online 
unbemerkt durchsuchen zu können. (Vgl. 
UZ vom 30. Juni) 

Das alles soll künftig weiter ausge¬ 
baut werden, zudem der Zugang der Si¬ 
cherheitsbehörden zu Datenbanken im 
Internet sowie zu persönlichen Daten, 
trotz verfassungsrechtlicher Bedenken 
und der Ablehnung durch Datenschüt¬ 
zer, Anwälte, Netzaktivisten u.a., weiter 
erleichtert werden. 

Und natürlich wird erneut der Ein¬ 
satz der Bundeswehr im Inneren gefor¬ 
dert: „In besonderen Gefährdungslagen 
werden wir die Bundeswehr unter Füh¬ 
rung der Polizei unterstützend zum Ein¬ 
satz bringen. Dabei wollen wir zunächst 
den bestehenden Rechtsrahmen aus¬ 
schöpfen. Bei der Abwehr eines beson¬ 
ders schweren Terrorangriffs kann die 
Polizei an die Grenzen ihrer Möglichkei¬ 
ten kommen. Die Bundeswehr soll dann 
die Polizei unterstützen.Solche Einsätze 
unter Leitung der Polizei müssen regel¬ 
mäßig geübt werden. 44 Das Gemeinsame 
Terror-Abwehrzentrum in Berlin soll ge¬ 
stärkt werden. 

Bei der CSU steht übrigens das The¬ 
ma „Innere Sicherheit 44 im „Bayernplan 44 
ganz oben. Und natürlich will man mehr 
Kompetenzen für die Sicherheitskräf¬ 
te und eine Ausweitung der Überwa¬ 
chung - per Video wie im Netz. Übrigens: 
Ein ganzer Abschnitt „Klare Kante ge¬ 
gen linke Gewalt“ widmet sich der „Ge¬ 
fahr von links“. Erklärt wird: „Wir wen¬ 
den uns gegen jede Form der Verharm¬ 
losung, wie sie in den letzten Jahren von 
SPD, Grünen und Linkspartei betrieben 


wurde. Das ist Verniedlichung von staats¬ 
feindlicher Gewalt 44 Dafür will man „die 
volle Härte des Gesetzes“ nutzen und mit 
Hilfe einer europäischen Extremistenda¬ 
tei „linke Straftäter bereits an der Ein¬ 
reise hindern“. „Ein Verstoß gegen das 
Vermummungsverbot muss bundesweit 
einheitlich strafbar sein. Wer als Ver¬ 
ein staatliche Fördergelder in Anspruch 
nimmt, muss sich durch eine Extremis¬ 
musklausel künftig wieder verpflichten, 
keine extremisti¬ 
schen Strukturen 
zu unterstützen. 

Wir brauchen ein 
Musterversamm¬ 
lungsgesetz nach 
bayerischem Vor¬ 
bild...“ 

Weitaus mo¬ 
derater gibt sich 
die SPD, obgleich 
sie in der letzten 
Legislaturperiode 
diverse Gesetzes¬ 
verschärfungen 
mit beschlossen 
hat und vor allem 
aus ihren Reihen 
immer wieder die 
Forderung nach 
einer Verstär¬ 
kung der Zusam¬ 
menarbeit der 
EU-Staaten, auch 
beim Aufbau ei¬ 
ner europaweiten Datei für „Linksext¬ 
remisten“, kam und kommt. Mit „allen 
rechtsstaatlichen Mitteln“ soll gegen Ter¬ 
ror und „extremistische Gewalt“ vorge¬ 
gangen werden. „Dafür haben wir die ge¬ 
setzlichen Grundlagen geschaffen. Jetzt 
kommt es auf die konsequente Umset¬ 
zung der Gesetze an. 44 

Die SPD will wie die Grünen, die 
Linkspartei und auch die FDP natürlich 
eine Stärkung der Polizei vor Ort und 
zudem mehr Geld für Prävention und 
Soziales. Sie will auch, ebenso wie die 
Grünen, keinem Bundeswehreinsatz im 
Inneren zustimmen. Bei der FDP findet 
man dazu nichts. „Eine Militarisierung 
der öffentlichen Sicherheit lehnen wir 
ab“, heißt es im SPD-Wahlprogramm. - 
Da fragt man sich aber, was denn das da 
in Hamburg war, als teils hochgerüste¬ 
te Polizeikräfte gegen G20-Gegner und 
völlig Unbeteiligte vorgingen. Die SPD 


lehnt auch eine Überwachung im öffent¬ 
lichen Raum nicht grundsätzlich ab, will 
nur, wie die Grünen (die FDP ist dage¬ 
gen und auch gegen Vorratsdatenspei¬ 
cherung), anlassbezogene Überwachun¬ 
gen zulassen, z.B. bei Großveranstaltun¬ 
gen. 

In ihrem „Regierungsprogramm“, 
d.h. Wahlprogramm, lässt die Partei zu¬ 
dem offen, inwieweit sie Überwachung 
im Internet und von Privatcomputern 


unterstützt: „Das Internet ist ein freier, 
aber kein rechtsfreier Raum. Wir wollen 
das IT-Sicherheitsgesetz fortschreiben 
und weiterentwickeln, um den neuen Ge¬ 
fährdungen angemessen zu begegnen.“ 
Es ist von den bislang im Bundes¬ 
tag vertretenen Parteien allein die Par¬ 
tei „Die Linke“, die sich in ihrem Wahl¬ 
programm nicht nur eindeutig für die 
Verteidigung und Wiedereinsetzung der 
Grund- und Bürgerrechte und gegen jeg¬ 
liche staatliche Überwachung und Will¬ 
kür einsetzt. Sie will zudem die „ver¬ 
meintliche Anti-Terror-Gesetzgebung 
der Bundesregierungen der vergange¬ 
nen 15 Jahre auf den bürgerrechtlichen 
Prüfstand“ stellen - also auch die der 
SPD-Grünen-Regierung. Sie fordert die 
Beendigung des V-Leute-Unwesens (die 
Grünen wollen das dagegen nur „gründ¬ 
lich überdenken“) und will langfristig die 
Geheimdienste abschaffen. Nina Hager 


Die DKP hat klare, eindeutige Positio¬ 
nen zum Wesen und den Erscheinungen 
der bürgerlichen Demokratie in unserem 
Land. Der weitere Abbau der Demokra¬ 
tie muss verhindert werden. Gegen Mer¬ 
kels Ideal der „marktkonformen Demo¬ 
kratie“, in der die Konzerne ungebremst 
agieren, muss sich demokratische Gegen¬ 
macht formieren. Schon immer stand im 
Vordergrund der Bemühungen der herr¬ 
schenden Klasse die Disziplinierung und 
Unterdrückung 
aller Kräfte, die 
sich gegen den 
weiteren Abbau 
von Grundrech¬ 
ten wehrten. We¬ 
sentliches Ele¬ 
ment war und ist 
die Funktion der 
sozialen Dema¬ 
gogie, die Kana¬ 
lisierung von Un¬ 
zufriedenheit und 
Protest in eine für 
die Herrschaft 
des Monopolka¬ 
pitals ungefährli¬ 
che Richtung. Die 
äußerste Rechte 
fungiert dabei als 
Reserve des Ka¬ 
pitals für künftige 
Krisen, in denen 
die Integrations¬ 
kraft der bürger¬ 
lichen Parteien nicht mehr ausreicht. 
Der fortschreitende Demokratieab¬ 
bau verlangt fordert von uns und allen 
bürgerlich-antifaschistischen und de¬ 
mokratischen Kräften die Verteidigung 
der grundgesetzlich geschützten Rechte 
des außerparlamentarischen Handelns 
und gegen jede Einschränkung der Ko- 
alitions- und Versammlungsfreiheit, des 
Demonstrations- und Streikrechts. Die 
DKP fordert ein umfassendes Streik¬ 
recht inklusive des Rechts auf politischen 
Streik und das Verbot der Aussperrung. 

Die im Grundgesetz verankerten per¬ 
sönlichen Freiheitsrechte dürfen nicht 
weiter beschnitten werden, das Ende der 
Bespitzelung durch in- und ausländische 
Geheimdienste muss aufhören. Die DKP 
wendet sich gegen Berufsverbote für De¬ 
mokraten und fordert die Aufhebung des 
KPD-Verbots, der Notstandsgesetze und 
aller Grundgesetzänderungen, die seine 


demokratischen Kernbestandteile in Fra¬ 
ge stellen sowie das Einschreiten gegen 
Kriegs-, Rassen- und Völkerhetze, gegen 
Diskriminierung aufgrund von Alter, 
Geschlecht und sexueller Orientierung. 
Die DKP fordert die Rehabilitierung al¬ 
ler Betroffenen des KPD-Verbots, der 
Berufsverbote sowie von Entlassungen, 
Rentenkürzungen und Verfolgungen von 
Bürgerinnen und Bürgern der DDR, die 
den Sozialismus in ihrem Land aufgebaut 
und verteidigt haben. 

Das wichtigste Bollwerk gegen diese 
Politik des Kapitals und seines Staats¬ 
apparates ist eine aktive Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung, die die demo¬ 
kratischen und sozialen Interessen der 
Lohnabhängigen gegen das Großkapital 
vertritt und damit einen Gegenpol zur 
reaktionären Politik verkörpert. Demo¬ 
kratische Einflussnahme und Kontrolle 
erfordert Gegenmacht in Form hoher 
Organisiertheit, Mobilisierungsfähigkeit 
und Kampfbereitschaft der Arbeiterbe¬ 
wegung und ihrer Verbündeten. Zur 
politischen Isolierung der Rechtskräfte, 
insbesondere der AfD als einer Organi¬ 
sation mit einer Scharnierfunktion zum 
Neofaschismus, sind breiteste Bündnis¬ 
se auch unter Einschluss bürgerlich¬ 
antifaschistischer und demokratischer 
Kräfte einzugehen, die DKP will und 
muss dabei nicht auf ihre marxistische 
Analyse und weitergehende Forderun¬ 
gen verzichten und deren Propagierung 
aufgeben. Maßstab für den Erfolg die¬ 
ser antifaschistischen Bündnisstrategie 
ist dabei nicht in erster Linie die Breite 
des Bündnisses, sondern der Grad der 
Zurückdrängung des Einflusses rechter 
Ideologie und Organisationen unter den 
Werktätigen durch die Mobilisierung für 
ihre eigenen Interessen gegen das Ka¬ 
pital. Der antifaschistische Kampf ist 
daher Teil des Klassenkampfes, so wie 
der Kampf gegen forcierte Ausbeutung, 
Kriegspolitik und fortschreitenden De¬ 
mokratieabbau Teil des antifaschisti¬ 
schen Kampfes ist. Diese Kämpfe sind 
für die DKP dem Wesen nach Teil der 
antimonopolistischen Kämpfe und Stra¬ 
tegie. Sie sollen die Spielräume der im¬ 
perialistischen Bourgeoisie und deren 
soziale Basis einengen. Antifaschisti¬ 
scher, antimonopolistischer und sozialis¬ 
tischer Kampf bilden für die DKP somit 
eine eng verbundene Einheit. 

Peter Lommes, Kandidat der DKP/Landesliste NRW 



Müder Wahlkampf 

Die Beteiligten vermeiden Aufregung und unnötige Differenzen 


Wie sich der Wahlkampf so dahin¬ 
schleppt. Keine Aufreger, keine Zuspit¬ 
zungen einzelner Positionen. Die An¬ 
griffe auf den sogenannten „politischen 
Gegner“ halten sich in Grenzen. Wahl¬ 
plakate und Wahlspots kommen bieder 
daher. Die Schwelle für gewünschte Auf¬ 
merksamkeit ist so niedrig gesetzt, dass 
jegliche Aufregung vermieden wird. 
Aber genau so will es die herrschende 
Klasse, die Menschen - diesmal als Wäh¬ 
lerinnen und Wähler - mögen gefälligst 
nicht über die für sie wichtigen Fragen 
Informationen und Vorschläge erhalten 
und debattieren, sondern mit Allerwelts¬ 
floskeln und Nebenschauplätzen abge¬ 
speist werden. 

Die von ARD und ZDF produzierten 
„Sommerinterviews“ mit dem Spitzen¬ 
personal sind ein solches Signal, näm¬ 
lich Beruhigung und das „Weiter so, weil 
ohne Alternativen“. 

Die heutige (und mit ziemlicher Si¬ 
cherheit auch künftige) Kanzlerin Mer¬ 
kel redet über den Hamburger G20-Gip- 
fel und meint, es sei richtig gewesen, ihn 
dort und nicht anderswo zu veranstalten, 
aber es „seien Dinge passiert, die abso¬ 
lut nicht akzeptabel sind“, was immer sie 
darunter versteht, und natürlich keine 
Nachfrage der subalternen Redakteure. 
Auch bleibt sie bei ihren Vorschlägen für 
Klimaschutz und lobt ihre „Ehe für alle“. 


Was diese Form des Gesprächs an Ant¬ 
worten produziert, sind die allgemeins¬ 
ten Begriffe von Politik: Man muss „Ge¬ 
spräche abwarten“, „Hürden abbauen“, 
„mit den Regionen sprechen“, „Alterna¬ 
tiven für Beschäftigung herausarbeiten“, 
„den Ausstieg ins Auge fassen“. 

Der Möchtegern-Herausforderer 
Schulz plustert sich zwar auf, sondert 
aber Sätze ab wie: „Der Aufbruch in die 
Zukunft, den wir beschreiben, ist ja kei¬ 
ne Absage an den Erfolg, den wir bisher 
hatten. Sondern die Garantie dieses Er¬ 
folges durch neue Strategien für die Zu¬ 
kunft. 44 Die Zeit für mehr Gerechtigkeit, 
die als Überschrift über dem SPD-Wahl¬ 
programm steht, wird die Partei wohl 
nicht bekommen, denn immer, wenn es 
konkret wird, kommen bunte Blasen. 

So schlittert Schulz in ein Dilemma. 
Einerseits müsste er Ärger schüren, da¬ 
mit die Wähler die Amtsinhaberin ab¬ 
wählen. Andererseits haben diese Wäh¬ 
ler ohnehin schon Angst um den eige¬ 
nen sozialen Status - und suchen daher 
Schutz bei der bewährten und scheinbar 
verschleißfreien Allzweckwaffe Merkel: 
die funktioniert doch noch. 

CSU-Chef Seehofer gibt sich jovial, 
seiner Wählerstimmen kann die baye¬ 
rische Regionalpartei sich sicher sein. 
„Die Obergrenze kann auch Kontingent 
heißen, Hauptsache die Zahl 200 000 


bleibt stehen.“ So deutlich wird er, wo 
er den rechten Rand abfischen möchte: 
„Wir wollen und brauchen den harten, 
starken Staat.“ Ansonsten ist die bayeri¬ 
sche Politik erfolgreich und der Daten¬ 
austausch muss noch richtig ausgebaut 
werden. 

Wie weit die meisten Parteien von der 
Meinung der Bundesbürger abweichen, 
was denn wichtig sei und welche politi¬ 
schen Aufgaben ganz oben zu stehen hät¬ 
ten, macht eine aktuelle repräsentative 
Umfrage von Emnid deutlich: Zwanzig 
Politikfelder wurden angeboten. Zu 75 
Prozent werden gleiche Bildungschan¬ 
cen für alle Kinder gefordert und sind 
damit an erster Stelle. Dann folgt mit 70 
Prozent als zweitwichtigstes Ziel, die Al¬ 
tersarmut müsse verhindert werden. Am 
Ende des Rankings steht mit deutlichem 
Abstand hinter allen anderen mit gera¬ 
de mal 9 Prozent die Forderung „Mehr 
Geld für Verteidigung ausgeben“. Ein 
deutliches Signal, wofür sich die Partei¬ 
en stark machen sollten, was als dringend 
und notwendig angesehen wird, in wel¬ 
che Etats Steuern, Abgaben und Inves¬ 
titionen fließen sollten. Aber das passt 
den Herrschenden und ihren Vertretern 
in Parteien und Parlamenten nicht. Und 
so funktioniert Wahlkampf nicht - und 
dieser schon gar nicht. 

Herbert Becker 
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Linkspartei im Reformstreit 

Thüringens Gebietsreform sorgt für Gerangel im Wahlkampf 



E ine Gebietsreform in Thüringen 
scheint nötig, weil in den blühen¬ 
den Landschaften, die Helmut 
Kohl versprochen hat, karge Früchte 
geerntet werden: Der Abbau von In¬ 
dustrie und Arbeitsplätzen lässt die 
Bevölkerung schwinden und die groß¬ 
zügigen Geldgeschenke, die die Bun¬ 
desregierung an Konzerne und Baken 
verteilt, fehlen in Kommunen, Gemein¬ 
den und Ländern. Die Lösung des bür¬ 
gerlichen Staates besteht wie üblich 
darin, selbst geschaffenes Elend besser 
zu verwalten. Nach Gebietsreformen in 
Sachsen (2008) und Mecklenburg-Vor¬ 
pommern (2011) sollen auch in Thürin¬ 
gen die 17 Kreise und sechs kreisfrei¬ 
en Städte auf acht Landkreise und vier 
kreisfreie Städte verringert werden, um 
Kosten zu sparen und die Verwaltung 
effektiver zu gestalten. 

Beschlossen wurde das im Koaliti¬ 
onsvertrag von Linkspartei, SPD und 
den Grünen 2014. 

Nun herrscht in Thüringen Streit 
um diese Reform der Verwaltung. 
Die jüngste Meldung dazu lautet, 
dass SPD-Politiker Harald Zänker 
zum Staatssekretär für die Gebiets¬ 
reform gewählt werden soll. Weil sei¬ 
ne Haushaltsführung als Landrat des 
Unstrut-Hainich-Kreises 2014 einem 
Zwangsverwalter unterstellt wurde, 
steht er in der Kritik der Opposition. 
Seiner Partei diente er als treuer Be¬ 
fürworter der Reform, nachdem sich 
vier SPD-Landräte im August dagegen 
ausgesprochen hatten. Die Einrichtung 
des neuen Amtes deutet auch auf Ris¬ 
se in der Regierungskoalition. Linke- 
Parteichefin Susanne Hennig-Wellsow 
sprach von einem Misstrauensvotum 
gegenüber SPD-Innenminister Holger 
Poppenhäger. Dieser kann sich mit der 
Wahl seines Genossen gegen die Ver¬ 
suche behaupten, seine Befugnisse ein¬ 
zuschränken. 

Ein Vorschaltgesetz legte 2016 Ein¬ 
wohnerzahlen und Flächen der zu bil¬ 
denden Kreise fest. 2019 sollte die neue 
Gliederung des Landes abgeschlossen 
sein. Doch daraus wurde nichts. Nach 
Diskussionen in Land und Kreisen 
und einer Klage der CDU-Landtags- 
fraktion erklärte das Thüringer Ver¬ 
fassungsgericht im Juli die Gebietsre¬ 
form zwar grundsätzlich für möglich, 
das Vorschaltgesetz aber aus formalen 
Gründen für nichtig. Wirtschaftliche 
Verflechtungen sowie regionale und lo¬ 
kale Besonderheiten müssten bei der 
Neugliederung berücksichtigt werden. 


Das Bundesverfassungsgericht hat 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des An¬ 
leihekaufprogramms der Europäischen 
Zentralbank (EZB) geäußert. Weil es 
sich in diesem Fall nicht zuständig fühlt, 
reicht es den Fall an den Europäischen 
Gerichtshof zur Entscheidung in der 
Sache weiter. Die EZB kauft im Rah¬ 
men des Programms, das die Kläger 
stört, jeden Monat Staats- und ande¬ 
re Anleihen im Volumen von 60 Mrd. 
Euro, um die Finanzierungsbedingun¬ 
gen in der Eurozone zu verbessern so¬ 
wie die Banken zu ermuntern und in 
die Lage zu versetzen, mehr Kredit zu 
vergeben. 

Die Kläger (CSU-Rechtsanwalt 
Peter Gauweiler, AfD-Gründer Bernd 
Lucke und der Ex-Präsident des Bun¬ 
desverbandes der Deutschen Indus¬ 
trie - BDI, Markus Kerber) hatten 
sich daran gestört, dass die EZB mit 
dem Kauf von Staatsanleihen die Eu¬ 
rostaaten indirekt finanziere, was ihr 
und allen Notenbanken im Euro ver¬ 
bünd streng untersagt sei. Das ist es 
in der Tat. Es gehört zum neoliberalen 
Grundkonsens der Euro-Währungsuni¬ 
on, dass die Zentralbanken zwar staat¬ 
liche Institutionen sind, dennoch aber 
dem öffentlichen Sektor keinen Kredit 
einräumen dürfen. Die Zentralbanken 


Umgesetzt wird sie nun bis 2021, 
wie ein Koalitionsausschuss am 16. Au¬ 
gust entschieden hat. Die neuen Ge¬ 
setze sollen bis August 2019, also vor 
der Landtagswahl im September, ver¬ 
abschiedet werden. Der Haken dabei: 
Die neuen Landräte werden zwar im 
Juni 2018 gewählt, sollen aber nur drei 
Jahre ihrer üblichen sechsjährigen Re¬ 
gierungszeit im Amt bleiben. 

Nicht nur das stößt auf Kritik. Die 
Ergebnisse einer Studie des ifo-Insti- 
tutes Dresden führten im November 
2016 Wasser auf die Mühlen derer, die 
die Koalition scheitern sehen wollen. 
Darin wird festgestellt, dass Gebiets¬ 
reformen, wie sie in anderen Ländern 
verwirklicht wurden, weder Kosten 
sparen noch zu einer effizienten Ver¬ 
waltung führen. Ein Grund dafür ist, 
dass das meiste Geld der Landkreise 
für Sozialleistungen ausgegeben wird, 
die sich mit einer Zusammenlegung 
von Kreisen nicht verringern. Auch 
Anträge werden nicht schneller bear¬ 
beitet, wenn sich der Verantwortungs¬ 
bereich einer Behörde erhöht. Als ne- 


dürften nicht die Wirtschaftspolitik der 
Regierungen exekutieren sondern in 
staatlich garantierter Unabhängigkeit 
den Interessen der Geschäftsbanken 
dienen. Diese, also der „freie“ Kapital¬ 
markt, sollten für die Finanzierung des 
Staates zuständig sein. 

Mario Draghi, der EZB-Chef, hat 
das Anleihekaufprogramm nicht entwi¬ 
ckelt, um die Staaten besser zu finanzie¬ 
ren. Draghi ist politisch genauso neo¬ 
liberal wie die es die deutschen Bun¬ 
desbanker und die drei Kläger sind. 
Der Leitzins bei null Prozent und das 
Anleihekaufprogramm der EZB sind 
Notmaßnahmen. Sie sind immer noch 
eine Reaktion auf die tiefe Wirtschafts¬ 
krise, die 2007 im Finanzsektor ihren 
Ausgang genommen hatte. Die Politik 
der EZB hat wenig bewirkt, aber doch 
so viel, dass viele schlechte Schuldner 
die Pleite vermieden haben und dass 
die Eurozone in der Krise noch nicht 
auseinandergeflogen ist. Man kann der 
Meinung sein, dass ein Ende des Euro 
mit Schrecken gut für die meisten be¬ 
teiligten Länder wäre. Man kann aber 
schlecht die EZB, ihre heutige Zins¬ 
politik und ihre Anleihekäufe für die 
krisenhafte Lage und die immer noch 
grassierende Geldschwemme verant¬ 
wortlich machen. 


gative Folge der Reformen beschreibt 
die Studie eine geringere Bürgernähe 
der Verwaltung. 

Man mag es für Zufall oder ei¬ 
nen Schelmenstreich halten, dass sol¬ 
che Erkenntnisse erst gewonnen wer¬ 
den, wenn sie die Politik eines von der 
Linkspartei regierten Landes betref¬ 
fen. In Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen, wo die CDU an der Regierung 
beteiligt ist, lagen die Ergebnisse an¬ 
scheinend noch nicht vor. Dass nun 
ausgerechnet auch die Industrie- und 
Handelskammer Erfurt der Koalitions¬ 
regierung Schützenhilfe bietet, indem 
sie die Verschiebung der Gebietsre¬ 
form bedauert und anmahnt, „die Wirt¬ 
schaft brauche zukunftsfähige und ef¬ 
fektive Strukturen“, macht die Gemen¬ 
gelage in Thüringen für die Linkspartei 
nicht weniger ironisch. Ihre klassische 
Wählerschaft dürfte sich damit kaum 
angesprochen fühlen. 

Und darin liegt wohl ihr größtes 
Problem. Es ist offenkundig, dass der 
Streit um die Gebietsreform in Thürin¬ 
gen zu einem Thema des Wahlkamp¬ 


ln der deutschen Pres¬ 
se ist Kritik an der Poli¬ 
tik Draghis beliebt. Sie 
wird von den Banken 
und Versicherungen an¬ 
geführt, die die Mär von 
seiner Schuld am Nied¬ 
rigzins verbreiten, und 
von der Bundesbank und 
ihrem Präsidenten Jens 
Weidmann. Ihnen allen 
geht, ganz wie den erz- 
reaktionären Klägern, 
Markt immer vor Staat. 
Die Fraktionsvorsitzen¬ 
de der Linken Sahra Wa¬ 
genknecht, hat das Bun¬ 
desverfassungsgericht für 
die Kritik an der EZB- 
Politik gelobt. So rücke 
endlich ins Zentrum der 
Diskussion, dass die EZB 
ihre Kompetenzen über¬ 
schreite. Wagenknecht 
und die „Linke“ sollten 
nicht vergessen, dass die¬ 
se vom Gericht akzeptier¬ 
te Kritik von ganz rechts 
kommt und von der Inte¬ 
ressenlage deutscher Fi¬ 
nanzhäuser motiviert ist. 

Lucas Zeise 


fes gemacht wird. Eine Verwaltung von 
Missständen wird die Bedürfnisse der 
Menschen kaum befriedigen, sondern 
durch längere Wege und Bearbeitungs¬ 
zeiten viele Probleme erst sichtbarer 
machen. Kritik von Bürgern und von 
Gemeinde- oder Landräten, auch der 
eigenen Partei, nutzen bürgerliche Par¬ 
teien wie die CDU für sich, und folgt 
man den Meinungen, die in Kommen¬ 
taren von Nachrichtenportalen geäu¬ 
ßert werden, haben sie damit Erfolg. 
Anscheinend fühlen sich viele Thürin¬ 
ger von der Koalitionsregierung in ih¬ 
ren Interessen nicht vertreten. 

Verursacht hat die Probleme aber 
nicht die Linkspartei, sondern Regie¬ 
rungen, die Kapitalinteressen vertreten 
auf Kosten von öffentlicher Wohlfahrt 
und Infrastruktur, was sich in Kom¬ 
munen und Gemeinden niederschlägt. 
Doch wer mit dem Teufel tanzt, darf 
keine Fairness erwarten. Der Thüringer 
Streit zeigt, was „Mitgestalten“ im Ka¬ 
pitalismus heißt: Eine Gebietsreform, 
wo der Kampf um Umverteilung ange¬ 
brachter wäre. Roman Stelzig 


AfD-Asylkonzept 

Als „neuerlichen kalkulierten Ta¬ 
bubruch“ hat der Paritätische Ge¬ 
samtverband die Forderung der 
AfD nach einer Abschaffung des 
individuellen Asylrechts kritisiert. 
Die Partei treibe mit ihrem am 
Montag vorgestellten Asylkon¬ 
zept die europäische Debatte um 
die Auslagerung des Flüchtlings¬ 
schutzes auf eine gefährliche Spit¬ 
ze, warnte der Verband. Statt mi¬ 
litaristischer Kleinstaaterei, einer 
weiteren Abschottung Europas 
und der Schaffung von Internie¬ 
rungslagern in Afrika seien endlich 
legale und gefahrenfreie Zugangs¬ 
wege in die EU zu gewährleisten, 
fordert der Verband. Die asylpo¬ 
litischen Vorschläge der Partei 
seien „teils menschenverachtend, 
teils absurd, in jedem Fall aber Gift 
für den gesellschaftlichen Zusam¬ 
menhalt“. „Was wir brauchen sind 
keine verantwortungslose Ab¬ 
schottung, sondern sichere legale 
Zugangswege in die EU und die 
solidarische Verteilung unter de¬ 
ren Mitgliedern“, stellte der Ver¬ 
band klar. 

Nazis ausgebremst 

Mehr als 2 500 Menschen haben 
am vergangenen Samstag in Ber¬ 
lin-Spandau gegen einen Neona¬ 
ziaufmarsch zu Ehren des Hit¬ 
ler-Stellvertreters Rudolf Heß 
protestiert. An dem Aufzug der 
Nazis nahmen knapp 1 000 Per¬ 
sonen teil. Berlins Innensenator 
Andreas Geisel (SPD) betonte, 
dass die „freiheitlich-demokrati¬ 
sche Grundordnung leider auch 
für Arschlöcher“ gelte. Nazigeg¬ 
nern gelang es, den Aufmarsch 
der Faschisten nach nur 200 Me¬ 
tern durch friedliche Blockaden 
zu stoppen, so dass diese umgelei¬ 
tet werden mussten. Im branden- 
burgischen Falkensee kam es zu 
einem weiteren Heß-Marsch von 
250 Neonazis. Auch hier kam es zu 
Übergriffen der Rechten. Auch im 
kommenden Jahr wollen die Nazis 
den Kriegsverbrecher in Berlin eh¬ 
ren, dies kündigten sie bereits an. 

Gedenken an Thälmann 

Am 18. August 1944 wurde der 
KPD-Vorsitzende Ernst Thälmann 
auf Befehl Hitlers im Konzentra¬ 
tionslager Buchenwald ermordet. 
Auf zwei Kundgebungen am Ber¬ 
liner Thälmann-Denkmal und am 
Ort der letzten Rede des Politi¬ 
kers vor seiner Verhaftung 1933, 
im brandenburgischen Ziegen¬ 
hals, erinnerten daran am vergan¬ 
genen Wochenende jeweils mehr 
als 150 Teilnehmer. Aufgerufen 
zu den Kundgebungen hatten der 
Freundeskreis „Ernst-Thälmann- 
Gedenkstätte Ziegenhals“ und das 
Aktionsbündnis Thälmann-Denk¬ 
mal, Berlin, wie auch DKP und 
SDAJ. In Ziegenhals sprach Erika 
Baum, Antifaschistin und Kommu¬ 
nistin, in Berlin war es Rolf Bert- 
hold, langjähriger Botschafter der 
DDR in der VR China von 1982- 
1990. 

Kritik erneuert 

Anlässlich des 25. Jahrestages der 
rassistisch motivierten Pogrome 
von Rostock-Lichtenhagen hat der 
Vorsitzende des Zentralrates der 
Sinti und Roma, Romani Rose, im 
Rückblick nochmals „das damali¬ 
ge Versagen des Rechtsstaats, die 
Preisgabe des staatlichen Gewalt¬ 
monopols und die Kapitulation vor 
dem rechtsextremen Mob auf der 
Straße“ kritisiert. All dies habe die 
Nazis gestärkt. Menschenverach¬ 
tende Positionen hätten vor allem 
deshalb dann Eingang in die po¬ 
litische Rhetorik gefunden. „Was 
lange Zeit niemand sehen woll¬ 
te: Die Gewalt der Nazis und die 
rechtsextreme Mordserie seit 1990 
waren und sind nicht nur Angriffe 
auf Flüchtlinge oder Minderheiten, 
es sind Angriffe auf unseren demo¬ 
kratischen Rechtsstaat und unsere 
Werte, es sind Angriffe auf die Hu¬ 
manität schlechthin“, so Rose. 



Kritik von ganz rechts 

Vor Gericht: Das Anleihekaufprogramm der EZB 
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Auf militärische 
Drohungen verzichten 

Die Internationale Föderation der 
Widerstandskämpfer (FIR) - Bund 
der Antifaschisten warnt dringend 
vor einer weiteren Eskalation der 
militärischen Spannungen in Asien 
und Lateinamerika seitens der US- 
Regierung. 

Mit großer Sorge verfolgt die 
FIR die zunehmende Drohung mit 
militärischer Gewalt im Konflikt 
zwischen den USA und Nordko¬ 
rea. Sichtbare Zeichen sind dafür 
nicht nur Waffentests, sondern die 
steigenden Zahlen von Militärma¬ 
növern in der Region um Korea. 
Wir missbilligen ausdrücklich die 
Manöver der USA, Südkoreas und 
Japans in diesem Gebiet ebenso wie 
die militärische Präsenz von mehr 
als 28 000 US-Soldaten im Süden 
der koreanischen Halbinsel. Die 
Aufstellung des US-Raketenab- 
wehrsystems THAAD in Südkorea 
stellt eine weitere Eskalationsstu¬ 
fe in der Bedrohungsstrategie dar 
und zielt auf die Fähigkeit zum Erst¬ 
schlag, die sich auch gegen die Si¬ 
cherheit der VR China richtet. 

Begründet wird dies mit dem 
nordkoreanischen „Nuklearpro¬ 
gramm“, das auch durch die Verein¬ 
ten Nationen abgelehnt wird. Als 
Teil der Friedensbewegung tritt die 
FIR selbstverständlich ein für eine 
weltweite Abschaffung aller Nuk¬ 
learwaffen. Dies setzt aber für alle 
beteiligten Staaten voraus, dass sie 
sich nicht durch die atomare Bedro¬ 
hung durch andere Staaten selber 
zur Aufrüstung gedrängt sehen. Wir 
unterstützen und fordern daher die 
friedliche Beilegung der Streitigkei¬ 
ten zwischen den USA und Nord¬ 
korea sowie die Ersetzung der Waf¬ 
fenstillstandsvereinbarung von 1953 
durch ein umfassendes Friedensab¬ 
kommen zwischen beiden Seiten. 

Wir erinnern an die verheeren¬ 
den Folgen der Atombombenab¬ 
würfe vor 72 Jahren auf Hiroshima 
und Nagasaki. Das verbietet jegli¬ 
che Überlegungen einer nuklearen 
Erstschlag-Strategie, wie sie aktu¬ 
ell vom US-Präsidenten propagiert 
wird. Eine Eskalation in Worten 
und - wie es scheint - auch in Ta¬ 
ten zur Durchsetzung der geopo- 
litischen Hegemonie der USA im 
pazifischen Raum muss gestoppt 
werden. Offenbar scheint nur mili¬ 
tärisches Handeln eine Option für 
die gegenwärtige US-Administrati¬ 
on zu sein. So wurde ebenfalls der 
Regierung in Venezuela, die gegen 
innenpolitische Destabilisierung 
kämpft, mit militärischem Einsatz 
gedroht. 

Wir fordern die politischen 
Mächte der Welt auf, ihren Einfluss 
auf alle Beteiligten geltend zu ma¬ 
chen, dass auf jegliche militärische 
Drohung verzichtet wird und der 
Weg für diplomatische Lösungen 
gesucht wird. Dazu gehört auch 
eine Demilitarisierung und nuklea¬ 
re Abrüstung in der ostasiatischen 
Region sowie die unabhängige und 
friedliche Wiedervereinigung Ko¬ 
reas. 

Kosmonauten bereiten 
Sputnik-Jubiläum vor 

Zwei russische Kosmonauten, die 
sich derzeit auf der Internationalen 
Raumstation befinden, haben bei 
einem Außeneinsatz ein wichtiges 
Raumfahrtjubiläum vorbereitet: den 
60. Jahrestag des Sputnik-Starts. Der 
erste künstliche Erdsatellit war am 
4. Oktober 1957 vom sowjetischen 
Kosmodrom Baikonur aus in seine 
Erdumlaufbahn geschickt worden. 

Fjodor Jurtschichin und Sergej 
Rjasanski öffneten letzte Woche 
Donnerstag um 16.36 Uhr MESZ 
die Luke der ISS zum Ausstieg. Die 
Kosmonauten setzten mehrere Mi¬ 
nisatelliten aus. 

Einer der kleinen Satelliten er¬ 
innert an den Start von „Sputnik 1“ 
am 4. Oktober 1957. Hörten damals 
Funker in aller Welt das berühmte 
Piepsen des Sputniks, sendet der 
Nachfolger eine Sprachbotschaft 
auf Russisch, Englisch, Spanisch und 
Chinesisch aus. 


Südkorea und USA üben 
Enthauptungsschlag 

Drohungen und Militärmanöver verschärfen den ohnehin gefährlichen Konflikt 



Zwischen Militärs: Der südkoreanische Präsident Moon Jae-in bei seinem ersten Besuch der US-Garnison in Yongsan 
(13. Juni 2017). Links die Generäle Vincent K. Brooks und Leem Ho-young. 


T rump eskaliert mit seinen Dro¬ 
hungen gegen Nordkorea die oh¬ 
nehin sehr angespannte Lage auf 
der koreanischen Halbinsel. Mit seinen 
Äußerungen vom 8. August, die USA 
würden weiteren Drohungen Nord¬ 
koreas mit „Feuer und Zorn“ in einer 
Weise begegnen, „wie es die Welt noch 
nicht gesehen hat‘,‘ hat er die Spirale in 
Gang gesetzt. Anlass war ihm ein Zei¬ 
tungsbericht der „Washington Post“ 
demzufolge Nordkorea einen atomaren 
Sprengkopf besitze, der klein genug für 
den Einsatz mit Interkontinentalrake¬ 
ten sei. Auf die Kriegsdrohung Trumps 
reagierte Nordkorea mit der Gegendro¬ 
hung, eine Rakete auf die Pazifikinsel 
Guam abzufeuern, die den USA als Mi¬ 
litärbasis für strategische Bomber dient. 
Daraufhin drohte Trump wiederum 
Nordkorea in einer Twitter-Botschaft, 
die militärische Option sei geladen und 
entsichert für den Fall, dass Nordkorea 
etwas „Dummes“ unternehme. 

Die Spannungen sind zwar vorläufig 
entschärft worden, nachdem der nord¬ 
koreanische Machthaber Kim Jong-un 
gesagt hatte, er werde das Verhalten 
der Vereinigten Staaten ein wenig län¬ 
ger beobachten, aber der riskanteste 
Konfliktfaktor bleibt: Ab 21. August be¬ 
gannen die Streitkräfte der USA und 
Südkoreas ein gemeinsames Militärma¬ 
növer vor der koreanischen Halbinsel. 
Bei der Militärübung „Ulchi-Freedom 
Guardian“ finden Simulationen eines 
Krieges einschließlich einer sogenann¬ 
ten Enthauptungsoperation statt. Nord¬ 
korea sieht die Übung als einen Invasi¬ 
onsversuch an. Dieses Manöver kann 
die Spannung auf der koreanischen 
Halbinsel wieder verschärfen. 

Der südkoreanische Präsident 
Moon Jae In sagte zwar in seiner Rede 
am „Tag der Befreiung Koreas“ (15. Au¬ 
gust), er „werde einen Krieg um jeden 
Preis verhindern“. Aber er sprach nicht 
davon, wie er einen Präventivschlag auf 
das Territorium Nordkoreas verhindern 
will. Vielmehr hat auch er die Spannun¬ 
gen verschärft, indem er angekündigte: 
„Sollte Pjöngjang die Langstreckenra¬ 
keten mit Atomsprengköpfen bestü¬ 
cken und einsatzbereit machen, würde 


das dem Überschreiten einer roten Li¬ 
nie gleichkommen.“ 

Präsident Moon setzt sich zwar für 
eine Entspannung durch Dialog und 
Verhandlungen zwischen Nordkorea 
und den USA ein, aber seine Politik 
stützt sich auf falsche Annahmen. Er 
sagte nach seinem Gipfeltreffen mit 
Trump, wenn Nordkorea seine nuk¬ 
learen Kapazitäten aufgeben würde, 
dann böte die Staatengemeinschaft 
Nordkorea eine rosige Zukunft an. 
Nordkorea hat zurzeit allerdings kei¬ 
nen Grund, seine Raketen und Nukle¬ 
arwaffen selbst zu zerstören. Pjöngjang 
weiß, welches Schicksal andere Staaten 
erlitten, die nicht über eine solche Ab¬ 
schreckung verfügten. Der Irak wurde 
2003 unter dem verlogenen Vorwand 
angegriffen, er besitze Massenvernich¬ 
tungswaffen, obwohl er seine Waffen¬ 
programme aufgegeben hatte. Der li¬ 


bysche Machthaber Muammar Gaddafi 
erklärte sich bereit, sein Atomwaffen¬ 
programm aufzugeben - die USA und 
die Nato griffen Libyen an. Nordkorea 
hat mit Sicherheit aus dieser Geschich¬ 
te gelernt. 

Die sogenannte erste nordkore¬ 
anische Atomkrise von 1994 endete 
mit einem Übereinkommen zwischen 
Nordkorea und den USA, das von den 
USA gebrochen werden sollte: Nord¬ 
korea versprach, die Aufbereitung von 
Kernbrennstäben zu stoppen, im Ge¬ 
genzug sollte das Land Erdöllieferun¬ 
gen erhalten. Inzwischen hat sich die 
Lage dramatisch geändert. Angesichts 
dessen schlagen einige Nordkorea-Ex¬ 
perten vor, dass die südkoreanische und 
die US-amerikanische Regierung den 
Status quo des nordkoreanischen Waf¬ 
fenprogramms akzeptieren muss. Das 
Brookings Institute, ein US-amerikani¬ 


scher Think-Tank, hat in diesem Zusam¬ 
menhang folgenden Rat gegeben: „Ein¬ 
dämmung und Abschreckung sind die 
am wenigsten schlechte Option.“ 

Welchen Ausgang die jetzige riskan¬ 
te Lage auf der koreanischen Halbin¬ 
sel nimmt, weiß niemand. Sicher ist nur 
eins: Die einzige Kraft, die den Krieg 
verhindern kann, ist eine gegen den 
Krieg protestierende Bevölkerung und 
Friedensbewegung. 

Am 15. August gingen 10 000 Men¬ 
schen in Seoul auf die Straße, um ge¬ 
gen die Kriegsdrohung der Regierung 
Trump zu protestieren. Am 19. August 
fand in Seongju, wo die Raketen des 
THAAD-Systems stationiert sind, eine 
Demonstration gegen THAAD und 
Kriegsdrohungen statt. Die südkorea¬ 
nische Bevölkerung kämpft gegen den 
Krieg. 

Choi Hohyun 


Epidemie herbeigebombt 

Saudische Luftangriffe zerstörten Wasserversorgung und Krankenhäuser im Jemen 



Die Wasserversorgung ist eines der größten Probleme im zerbombten Jemen: 
Ein Lieferwagen bringt Wasser, das in Kanister abgefüllt wird, in die Stadt Taizz. 


„Die größte humanitäre Katastrophe 
weltweit, was die Anzahl der Menschen 
betrifft, die humanitäre Unterstützung 
benötigen.“ So beschrieb schon vor 
mehr als eineinhalb Jahren eine Pres¬ 
seerklärung des UN-Sicherheitsrats die 
Situation im Jemen. 

Soweit die humanitäre Katastrophe 
überhaupt mediale Aufmerksamkeit er¬ 
weckt, geht es heute vor allem um die 
Choleraepidemie, die mittlerweile den 
gesamten Jemen erfasst hat. Die WHO 
sprach im Juli von 500 000 Verdachts¬ 
fällen, und obwohl in vielen Gebieten 
der Höhepunkt der Epidemie über¬ 
schritten scheint, kommen jeden Tag 
5 000 Fälle dazu. 

Verantwortlich sind die Bomben¬ 
angriffe der saudischen Militärkoali¬ 
tion. Sie zerstören die Wasserversor¬ 
gung, so dass kein sauberes Trinkwasser 
mehr zur Verfügung steht. Sie zerstören 
Krankenhäuser, so dass Erkrankte nicht 
angemessen behandelt werden können. 
Ein kleiner Teil der Infrastruktur wird 
in Bodenkämpfen zerstört. Aber „drei 
Viertel der Angriffe auf Schulen und 
Krankenhäuser werden von der sau¬ 
dischen Koalition geflogen“, berichtete 
das „Handelsblatt“ am 13. Juli. Ange¬ 
sichts der saudischen Militärinterven¬ 
tion im Jemen hatte sich Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel bei ihrem Besuch 
in Saudi-Arabien für ein Ende der Luft¬ 
angriffe ausgesprochen. Mittlerweile 
zeigt sich: Die Luftangriffe wurden so¬ 
gar noch ausgeweitet. 


Der „Global Protection Cluster“ - 
eine Organisation im Rahmen des UN- 
HCR und der UN - berichtete, dass die 
Zahl der Luftangriffe der Militärkoa¬ 
lition Saudi-Arabiens 2017 weit höher 
liegt als noch 2016. Sie hat sich nach 
Angaben des GPC mit 946 Angriffen 
pro Monat im ersten Halbjahr 2017 ge¬ 
genüber dem Vorjahr fast verdreifacht. 

Als US-Präsident Trump im Mai 
mit den führenden Politikern der ara¬ 
bischen und islamischen Welt in Riad 
zusammentraf, sprachen sie sich für den 
Kampf gegen den Terrorismus aus. Was 
aber wirklich gemeint war, stand im 


„Kleingedruckten“: Die anwesenden 
Staaten wiesen die Politik des Iran, die 
die Stabilität und Sicherheit der Region 
und der Welt untergrabe und den Terro¬ 
rismus fördere, zurück. 

Mit dieser Erklärung und dem zu¬ 
gleich abgeschlossenen Waffendeal 
über 110 Mrd. Dollar wurde Saudi- 
Arabien in seinem Krieg bestärkt, der 
ja auch gegen den realen oder gedach¬ 
ten Einfluss des Iran gerichtet ist. Dies 
wog schwerer als der Wunsch der Bun¬ 
deskanzlerin. Den wirtschaftlichen und 
militärischen Beziehungen zwischen 
Saudi-Arabien und der Bundesrepublik 


tat die Ausweitung des Bombenkrieges 
keinen Abbruch, genauso wenig wie die 
übrige saudische Politik der Menschen¬ 
rechtsverletzungen. 

Der Bundessicherheitsrat hat die 
Ausfuhr von 110 Lastkraftwagen der 
Rheinmetall MAN Military Vehic- 
les GmbH nach Saudi-Arabien ge¬ 
nehmigt. Dorthin gehen auch vier Pa¬ 
trouillenboote der Lürssen-Werft sowie 
militärische Werkzeuge und Ausrüstun¬ 
gen der Fritz Werner Industrie-Ausrüs¬ 
tungen GmbH. Die Patrouillenboote 
werden wohl zur Verstärkung der See¬ 
blockade gegen den Jemen eingesetzt 
werden. Und in Zukunft wird die Bun¬ 
deswehr saudische Militärangehörige in 
Deutschland ausbilden. 

Die Stimmung zwischen Saudi-Arabi¬ 
en und der Bundesrepublik ist gut. Nach 
dem erfolgreichen Waffendeal mit den 
Vereinigten Staaten kann Saudi-Arabien 
mehr Rücksicht auf deutsche Befindlich¬ 
keiten nehmen. „Wir werden der deut¬ 
schen Regierung keine Probleme mehr 
bereiten mit immer neuen Wünschen 
nach Waffen“, sagte Vizewirtschaftsmi¬ 
nister Mohammed al-Tuwaidschri gegen¬ 
über dem „Spiegel“. Dafür wird die wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit verstärkt: 
der Siemens-Konzern soll Saudi-Arabien 
bei der „digitalen industriellen Transfor¬ 
mation“ im Rahmen des Wirtschaftspro¬ 
gramms „Vision 2030“ unterstützen. 

Die Luftangriffe und die humanitä¬ 
re Katastrophe gehen weiter. 

Manfred Ziegler 
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Neues Leben für den Ku-Klux-Klan 

Donald Trump wird Präsident der Konföderierten Staaten von Amerika 



Ein Rassist provoziert mit dem Hitlergruß. (Charlottesville, 12. August 2017) 


I n einer Stellungnahme, die um die 
Welt ging, machte US-Präsident Do¬ 
nald Trump die Anti-Nazi-Demons- 
tranten für den Großteil der Gewalt 
in Charlottesville verantwortlich und 
teilte mit, dass der Ku-Klux-Klan und 
Neonazis von den Medien „unfair“ be¬ 
handelt worden seien. 

Trump löste weltweites Entsetzen 
aus, als er über die Kundgebung der 
weißen Rassisten in Charlottesville, 
bei der eine Gegendemonstrantin und 
zwei Polizisten getötet wurden, sagte, 
dass Schuld auf beiden Seiten zu su¬ 
chen sei. Trump bestand darauf, dass 
die „alt-left“ (in Anspielung auf „alt- 
right“ ein Synonym für Neonazis in den 
USA, Anm. d.R.) auch Schuld an der 
Gewalt hatten. „Es gab auf der einen 
Seite eine Gruppe, die böse war, und es 
gab die Gruppe auf der anderen Seite, 
welche auch sehr gewaltsam war. Und 
niemand will es aussprechen, aber ich 
tue es. Was ist mit den ,Alt-Left‘, die die 
, Alt-Right‘ angegriffen haben? Es gibt 
zwei Seiten der Geschichte.“ 

David Duke, einer der bekanntes¬ 
ten Anführer des Ku-Klux-Klan, be¬ 
grüßte die Äußerungen Trumps. Als 
er am Wochenende die Kundgebung 
in Charlottesville besuchte, erzählte 
Duke den Reportern, dass die White- 
Supremacists-Bewegung da sei, um die 
Forderungen Trumps umzusetzen. Auf 
seinem Twitter-Account schrieb Duke: 
„Danke, Präsident Trump, dass Sie die 
Ehrlichkeit und den Mut besitzen, die 
Wahrheit über Charlottesville zu sa¬ 
gen.“ 

Einige republikanische Politiker 
widersetzten sich Trumps Äußerungen. 
Aber die Mehrheit der Republikaner 
hielt sich zurück und wird nach der 
Sommerpause in Washington weiter 
Trumps Programm unterstützen. Das 
Programm Trumps schadet den Mig¬ 
ranten, den Schwarzen und auch der 
weißen Arbeiterklasse. Wenn Trumps 
Forderungen umgesetzt werden, wird 
sich die Situation zwischen schwarzer 
und weißer Bevölkerung im Land ver¬ 
schlechtern. 

„Wir müssen uns klar darüber sein, 
dass weißer Rassismus abscheulich 
ist“, sagte der Sprecher des Repräsen¬ 
tantenhaus in Wisconsin. „Dieser Fa¬ 
natismus ist gegen alles, wofür unser 
Land steht. Es kann keine moralische 
Doppeldeutigkeit geben.“ Politiker der 
Demokratischen Partei sagen, dass die 
Schuld für die Gewalt und die Morde 
beim Ku-Klux-Klan und den Nazis lie¬ 
gen. 

Über die fackelschwingende Grup¬ 
pe von Rassisten sagt Trump, dass es 
auch gute Leute darunter gegeben 
hätte und dass es „viele Leute gab, die 
unschuldig protestierten und ganz le¬ 
gal gegen die Entfernung der wichti¬ 
gen Statue von Robert E. Lee, General 


des konföderierten Heeres, protestier¬ 
ten.“ Über die bewaffneten Nazis sagte 
Trump außerdem: „Sie hatten eine Er¬ 
laubnis, die andere Seite hatte keine.“ 
Weiter sagte er: „Ich frage mich, wird 
es nächste Woche George Washington 
sein? Und übernächste Woche Thomas 
Jefferson? Sie besaßen auch Sklaven.“ 

Trump machte deutlich, dass die 
Präsidentschaft jetzt in den Händen ei¬ 
nes weißen Rassisten liegt - nämlich in 
seinen Händen. Wir haben nun einen 
Präsidenten, der das Weiße Haus nutzt, 
um dem Unmut des Ku-Klux-Klan und 
der Neonazis Luft zu machen und zu 
legitimieren. Der Klan hatte keinen 
offenen Verteidiger mehr im Weißen 
Haus seit über 100 Jahren, wahrschein¬ 
lich seit Woodrow Wilson nicht mehr. 

Trumps Ausführungen waren eine 
Absage an die Ratschläge vieler ge¬ 
wählter Vertreter, auch an führende 
Republikaner, welche ihm mit zu viel 
Nachdruck rieten, den Ku-Klux-Klan, 
die Nazis und die weißen Rassisten, die 
Charlottesville terrorisierten, zu verur¬ 
teilen. Trump zeigte kein Mitgefühl für 
die Familie von Heather Heyer, dem 
Todesopfer von Charlottesville, die 
von Neonazis ermordert wurde. 

Die Gleichsetzung des Ku-Klux- 
Klans und der Nazis mit den „Linken“ 
und der „Black Lives Matter“-Bewe- 
gung ist zurzeit eines der Hauptziele 
der rechten Extremisten. Trump hat ge¬ 
zeigt, dass er im Gleichschritt mit ihnen 
das Ziel erreichen will. 

Die Gleichsetzung von Rechts und 
Links hat auch ihre Unterstützer im 
Ausland. Yair Netanjahu, der Sohn 
des israelischen Ministerpräsidenten 
Benjamin Netanjahu, ein Rechter in 


seinem eigenen Licht, versucht sich 
laut „Times of Israel“ auch an dieser 
Gleichsetzung. 

„Um manche Dinge in den richti¬ 
gen Zusammenhang zu setzen“, schrieb 
Netanjahu Jr. auf Facebook: „Ich bin 
ein Jude, ich bin ein Israeli, der Neo¬ 
nazi-Abschaum in Virginia hasst mich 
und mein Land. Aber diese gehören 
der Vergangenheit an. Ihre Brut stirbt 
aus. Die Verbrecher der Antifa und der 
,Black Lives Matter‘-Bewegung, wel¬ 
che mein Land hassen und wie auch 
Amerika, werden jedoch, aus meiner 
Sicht, immer stärker und dominieren 
die amerikanischen Universitäten und 
das öffentliche Leben.“ 

Den springenden Punkt vergisst 
Netanjahu aber: Der US-Präsident 
nutzt das Weiße Haus und die Spit¬ 
zenregierungsämter, mitunter das Jus¬ 
tizministerium, um dem Ku-Klux-Klan 
und den Neonazis neues Leben einzu¬ 
hauchen und versucht ihre Ansichten 
in die Realität umzusetzen. Außerdem 
kann weder Netanjahu noch irgendje¬ 
mand anderes einen Fall nennen, wo 
durch die Antifa oder durch die Black 
Lives-Matter-Bewegung jemand um¬ 
gebracht worden wäre. Weiße Rassis¬ 
ten, der Ku-Klux-Klan und die Nazis 
haben jedoch schon so viele Menschen 
hier und auf der ganzen Welt umge¬ 
bracht, dass wir gar nicht anfangen 
brauchen, zu zählen. 

Der Ku-Klux-Klan und die Neona¬ 
zis sehen Trumps Äußerungen als ei¬ 
nen Wendepunkt. Sie empfinden sei¬ 
ne Äußerungen als ein Zeichen dafür, 
dass der US-Präsident hinter ihnen 
steht. Er gibt ihnen die Hoffnung, dass 
sie wieder das politische Gewicht be¬ 


kommen könnten, welches sie in den 
1920ern hatten, als 50 000 vermummte 
Ku-Klux-Klan-Anhänger in Washing¬ 
ton D. C. marschierten. 

Sie sehen, dass Trump motiviert ist, 
die Neonazis vor einem Schicksal als 
politische Randerscheinung zu retten 
und sie in die Mitte der politischen 
Arena zurückzubringen. Das ermutigt 
sie. Deshalb müssen wir leider mit wei¬ 
teren Märschen wie in Charlottesville 
rechnen. 

Dennoch: Die Bewegung gegen den 
Klan und die Nazis stellen sich gegen 
dieses Vorhaben und verbinden ihren 
Widerstand gegen die weißen Rassis¬ 
ten mit der Notwendigkeit, die ganzen 
rechten poltischen Forderungen zu 
bekämpfen, wie die Massendeportati¬ 
onen von Migranten, den sogenannten 
Krieg gegen Drogen, Unterdrückung 
der Wähler und die ganze reaktionä¬ 
re Politik der letzten paar Jahrzehnte, 
welche die „salonfähigen“ Republika¬ 
ner durchgesetzt haben. 

Einen anderen wichtigen Punkt er¬ 
wähnt Reverend William Barber. Er 
sagt, dass viele, die Trump wählten, ei¬ 
gentlich nicht Teil einer solchen extre¬ 
mistischen rechten Gruppe sein wollen. 

„Weiße Nationalisten interessieren 
sich nicht für das weiße Amerika. Sie 
setzen sich weder für einen Mindest¬ 
lohn am Existenzminimum ein, noch 
unterstützen sie die Gesundheitsver¬ 
sorgung für alle. Sie unterstützen die 
Politik, die diese Dinge den Menschen 
wegnehmen wird.“ 

John Wojcik, Chefredakteur der „People's World“ (USA) 

Übersetzung aus dem Englischen: 
Amanda Poschen 


Uli Brockmeyer zur Lage in Venezuela 


Ständige Proteste? 


Nach der Wahl der Abgeordneten der 
Verfassunggebenden Versammlung 
scheinen sich in Venezuela einige Din¬ 
ge in eine gute Richtung zu entwickeln. 
Am augenscheinlichsten dürfte wohl 
sein, dass die Krawalle vermummter 
Randalierer auf den Straßen und Plät¬ 
zen ein zumindest vorläufiges Ende ge¬ 
funden haben. Das passt allerdings den 
meinungsbildenden Medien des Wes¬ 
tens überhaupt nicht in ihr Konzept, und 
so kommt es, dass das deutsche Staats¬ 
fernsehen ARD in seiner Nachrichten¬ 
sendung am Montagmorgen von „stän¬ 
digen Protesten“ in Venezuela berich¬ 
tet und dazu dann eben bewegte Bilder 
aus der Konserve sendet. „Das Volk“ 
sei gegen die Regierung und gegen die 
Constituyente, lassen uns die Nachrich- 
tenverbieger der „Tagesschau“ wissen. 
Wie kommt das? Nachdem gerade erst 
vor drei Wochen mehr als 40 Prozent 
der Wahlberechtigten ihre Stimme für 
die Constituyente abgegeben haben ... 


Bei dieser Wahl lief es allerdings 
nicht so, wie man sich in Washington, 
Berlin oder Paris „freie Wahlen“ vor¬ 
stellt. So standen eben nicht nur Partei¬ 
en auf den Wahlzetteln, sondern auch 
Kandidaten zum Beispiel der Arbeiter, 
der Jugend, der Rentner, die dann von 
Arbeitern, Jugendlichen und Rentnern 
gewählt werden konnten. So kommt es, 
dass unter den 545 gewählten Volks¬ 
vertretern 79 direkt gewählte Arbei¬ 
ter in der Versammlung sitzen, 24 di¬ 
rekt gewählte Jugendliche, 28 Rentner. 
Das ist der Hauptgrund, aus dem die¬ 
sem Gremium von den großen Mäch¬ 
ten des Westens und von der Katholi¬ 
schen Kirche die Legitimität abgespro¬ 
chen und die Anerkennung verweigert 
wird - eine Anerkennung, die eine ge¬ 
wählte Volksversammlung eigentlich 
nicht braucht, denn ihre Legitimität er¬ 
gibt sich aus dem Wählervotum. 

Die rechtsgerichtete Opposition, 
inzwischen heillos zerstritten, verwei¬ 


gert der Constituyente ebenfalls die 
Anerkennung. Als die Versammlung 
jedoch beschloss, im Oktober Regio¬ 
nal- und Gouverneurswahlen abzuhal¬ 
ten, haben die oppositionellen Grup¬ 
pierungen den Beschluss unverzüglich 
anerkannt und mit der Nominierung 
ihrer Kandidaten begonnen. An der 
Wahl zur Constituyente haben sie sich 
vor allem aus dem Grund nicht betei¬ 
ligt, weil sie sich nicht zählen lassen 
wollten. Dann hätte sich nämlich he¬ 
rausgestellt, wie schwach ihr Rückhalt 
in der Bevölkerung ist. Bei den künf¬ 
tigen Wahlen müssen sie nun aller¬ 
dings zeigen, ob sie mehr drauf haben 
als pausenlos „Maduro muss weg“ zu 
brüllen und Brandflaschen zu werfen. 
Denn gewählt wird, wer auch konkrete 
Vorschläge macht. 

Die meisten Menschen in Venezu¬ 
ela wissen, dass in den Jahren seit der 
Präsidentschaft von Hugo Chävez viel 
erreicht wurde, auch auf sozialem Ge¬ 


biet. Sie wissen aber auch, dass vieles 
noch fehlt, dass mehr Demokratie, mehr 
soziale Gerechtigkeit, mehr Teilnahme 
der Bevölkerung notwendig sind. Die¬ 
se Chance bietet die Constituyente, und 
es liegt an den Gewählten selbst - und 
an denen, die sie gewählt haben -, die¬ 
se Chance zu nutzen. Es soll eine neue 
Verfassung ausgearbeitet werden, und 
die Nagelprobe wird dann darin beste¬ 
hen, ob das Volk ihr in einem Referen¬ 
dum die Zustimmung erteilt. 

Für diese Arbeit braucht Venezuela 
Frieden. Diesen Frieden aber stören die 
Einmischungsversuche der westlichen 
Staaten, vor allem aber die Kriegsdro¬ 
hungen aus dem Weißen Haus in Wa¬ 
shington. Dort glaubt man immer noch 
daran, dass man Lateinamerika als den 
eigenen Hinterhof betrachten und be¬ 
handeln kann. Es hängt also nicht nur 
von den Menschen in Venezuela ab, ob 
es in ihrem Land endlich spürbar vor¬ 
wärts gehen kann. 


An der Front 

Der deutsche Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier will bei 
einem viertägigen Besuch den bal¬ 
tischen Staaten „Solidarität und 
Unterstützung“ zusichern. Die 
Reise nach Estland, Lettland und 
Litauen von Dienstag bis Freitag 
sei auch eine „Verbeugung vor der 
baltischen Freiheitsbewegung“, 
hieß es aus dem Präsidialamt in 
Berlin. Das angespannte Verhält¬ 
nis zu Russland und die unsiche¬ 
re internationale Lage dürften im 
Mittelpunkt der Gespräche in den 
EU- und NATO-Mitgliedstaaten 
stehen. 

Nach Gesprächen in Tallinn, 
Riga und Vilnius trifft Steinmei¬ 
er am Freitag zum Abschluss der 
Reise auch deutsche Soldaten auf 
dem litauischen Stützpunkt Ruk- 
la. Im Rahmen der Aufrüstung der 
NATO-Ostflanke hat das westli¬ 
che Kriegsbündnis jeweils Batail¬ 
lone von rund 1 000 Soldaten in die 
drei baltischen Staaten und nach 
Polen entsandt Die deutsche Bun¬ 
deswehr hat dabei die Führungs¬ 
rolle in Litauen übernommen, sie 
kommandiert dort mit rund 450 
Soldaten einen multinationalen 
Gefechtsverband. 

In Riga wird Steinmeier das 
„Lettische Okkupationsmuseum“ 
besuchen, das die mehr als 50 Jah¬ 
re währende „Fremdherrschaft“ 
dokumentieren soll. Ob der Präsi¬ 
dent auch der Opfer der deutschen 
Wehrmacht während des Zweiten 
Weltkriegs gedenken wird, wurde 
bisher nicht bekannt gegeben. 

Raketenangriff auf 
Messe Damaskus 

Beim Einschlag einer Rakete am 
Eingang zur Internationalen Messe 
in der syrischen Hauptstadt Damas¬ 
kus sind mindestens vier Menschen 
getötet und elf weitere verletzt wor¬ 
den. Die Rakete wurde offenbar 
aus dem von bewaffneten Assad- 
Gegnern kontrollieren Gebiet Ost- 
Ghouta am östlichen Stadtrand von 
Damaskus abgefeuert. 

Nachdem die Internationale 
Messe Damaskus wegen des Krie¬ 
ges fünf Jahre pausiert hatte, war sie 
in der letzten Woche erstmals wie¬ 
der eröffnet worden. Nach Angaben 
des Organisators nehmen Vertreter 
aus 43 Staaten an der zehntägigen 
Ausstellung teil. Syriens Regierung 
feierte die Eröffnung als einen Er¬ 
folg für die Wirtschaft des Landes, 
die unter dem Krieg massiv gelit¬ 
ten hat. 

Mehr Flüchtlinge 
in Griechenland 

Auf den griechischen Inseln in der 
Ostägäis sind am vergangenen Wo¬ 
chenende rund 630 neue Flüchtlin¬ 
ge und Migranten registriert wor¬ 
den. Zudem sollen nach griechi¬ 
schen Medienberichten am Montag 
250 Menschen die Inseln Samos und 
Chios erreicht haben. Das Ministe¬ 
rium für Migration beziffert die 
Gesamtzahl der Flüchtlinge auf 
den griechischen Inseln mit 14 200. 
Damit wären die vorgesehenen Ka¬ 
pazitäten fast doppelt belegt. Auch 
über das Festland gelangen weiter¬ 
hin Flüchtlinge und Migranten nach 
Griechenland. 

Nächste Brexit-Runde 

Die zweite Phase der Verhandlun¬ 
gen Britanniens mit der EU über 
den „Brexit“ dürfte nach bisher 
vorliegenden Informationen frü¬ 
hestens im Dezember beginnen. 
Dabei soll es um die Handelsbezie¬ 
hungen der dann 27 verbleibenden 
EU-Mitgliedstaaten zu Britannien 
gehen. 

Das jüngste Londoner Positi¬ 
onspapier enthält den Vorschlag 
eines Zollabkommens. Die Einfüh¬ 
rung von Grenzkontrollen zwischen 
Nordirland und dem EU-Mitglied 
Irland soll vermieden werden. Bri¬ 
ten und Iren sollen die Grenze wei¬ 
ter ohne Kontrolle passieren dür¬ 
fen. Wie sie von Bürgern von Dritt¬ 
staaten unterschieden werden, wird 
nicht deutlich. 
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R ussland wird bis heute zum Feindbild Nummer 1 für die westliche Welt sti¬ 
lisiert. Anstatt ein freundschaftliches Verhältnis mit Russland aufzubauen, 
setzen die Imperialisten, auch Deutschland, weiterhin auf einen aggressiven 
Kurs gegen Russland. Wirtschaftliche Sanktionen sowie der Beschluss der NATO, 
den Rüstungshaushalt auf zwei Prozent des Bruttosozialproduktes aufzustocken, 
sind Beschlüsse, die zu erneuten Spannungen zwischen Ost und West führen. 

Unter dem diesjährigen Motto „Ein dauerhafter Frieden ist nur mit Russland 
möglich“ lädt der Arbeitskreis „Blumen für Stukenbrock“ am Samstag, 2. Sep¬ 
tember, zum fünfzigsten Mal zur Mahn-und Gedenkveranstaltung auf dem So¬ 
wjetischen Soldatenfriedhof in Stukenbrock ein. Um 14 Uhr wird es eine Fried¬ 
hofsführung geben, um 15 Uhr gibt es eine Kranzniederlegung mit anschließender 
Ansprache von Dr. Ulrich Schneider, Generalsekretär der Internationalen Föde¬ 
ration der Widerstandskämpfer gegen den Faschismus. 

Anlässlich des Antikriegstages am 1. September rufen die Veranstalter seit 1967 
zum gemeinsamen Gedenken, zur gemeinsamen Diskussion und zum gemeinsa¬ 
men Kampf gegen Faschismus und Krieg auf. Die Veranstaltung ist ein Treffen von 
Friedensaktivisten aus aller Welt, jährlich besuchen Delegationen aus verschiede¬ 
nen Ländern und auch ehemalige Gefangene des Lagers die Veranstaltung, um 
der Opfer der Verbrechen der Naziherrschaft zu gedenken. Zudem wird darauf 



Feier zur Einweihung des Denkmals am 2. Mai 1945 



Gefangene Sowjetsoldaten werden von deutschen Wehrmachtsoldaten in Lager getrieben. 
65000 Rotarmisten sind in Stukenbrock zu Tode gequält worden. 


50 Jahre 

Blumen für Stukenbrock 


aufmerksam gemacht, dass die Notwendigkeit von Widerstand gegen aktuelle 
Entwicklungen besteht, damit sich Geschehnisse wie damals nicht wiederholen. 

Vom 1. bis zum 3. September findet außerdem das Antifa-Workcamp in der 
Nähe des Friedhofs statt, zu dem verschiedene Jugendorganisationen, u.a. die 
SDAJ, einladen. Hier wollen sich Jugendliche unter anderem mit Themen wie dem 
Rechtsruck in Europa, Widerstand gegen den Faschismus, Antifaschismus heute 
und Verschwörungstheorien in verschiedenen Workshops beschäftigen. Zeitzeu¬ 
gen des deutschen Faschismus werden von ihren Erfahrungen als Jugendliche 
berichten. Ziel des Camps soll der Austausch von Erfahrungen sein, die Jugend¬ 
lichen wollen gemeinsam aus der Geschichte lernen und Strategien gegen rechte 
Bewegungen in Deutschland entwickeln. 

Amanda Poschen 



Am Rande der Senne, zwischen Bielefeld und Paderborn, 
liegt der Ort Stukenbrock. Dort hatten die Nazis 1941 eines 
der vielen Lager für sowjetische Kriegsgefangene geschaffen, 
in dem etwa 65 000 Rotarmisten zu Tode gequält und in 36 
Massengräbern verscharrt wurden. 

Bis 1967 gedachten dort immer wieder unter Beobach¬ 
tung der Politischen Polizei vor allem Mitglieder der VVN, 
der KPD und kirchlicher Kreise der Toten, indem sie Kränze 
und Blumen auf die Gräber brachten. 

Mit dem 2. September 1967 sollte sich dieses vereinzelte 
Gedenken ändern. Mitglieder der Kirchlichen Bruderschaft 
Lippe, einige Kommunisten und Sozialdemokraten, Gewerk¬ 
schafter und Vertreter von Jugendorganisationen hatten sich 
zusammengefunden, um anlässlich des Antikriegstages eine 
gemeinsame Mahn- und Gedenkkundgebung durchzuführen. 

Es ging den Veranstaltern um einen Appell gegen das 
Vergessen und die damals geplante Verjährung der Nazi¬ 
verbrechen. 

Stilles Gedenken war uns zu wenig. Angesichts des Kal¬ 
ten Krieges wollten wir Alternativen zur praktizierten Po¬ 
litik der Bundesregierung aufzeigen. Die Bundesregierung 
unterstützte die USA im Krieg gegen Vietnam und war nicht 
bereit, die durch den 2. Weltkrieg entstandenen Ostgrenzen 
anzuerkennen. 


An der ersten Kundgebung beteiligten sich rund eintau¬ 
send Menschen. Sie gilt als Geburtsstunde des Arbeitskrei¬ 
ses „Blumen für Stukenbrock“, der in den folgenden fünfzig 
Jahren nicht nachließ, sich für eine Friedens- und Verständi¬ 
gungspolitik mit der UdSSR und ihren Nachfolgestaaten ein¬ 
zusetzen. Für uns galt und gilt noch heute: Die Toten mahnen 
zum Frieden. Für eine glaubhafte Friedenspolitik wollten wir 
in Stukenbrock werben. 

Viel Unterstützung erhielten wir, aber auch Kritik und 
Ablehnung. Man warf uns unter anderem einen Missbrauch 
des Andenkens Toter vor. Diese Kritik kam ausgerechnet aus 
jenen Kreisen, die bis heute die begangene Denkmalschän¬ 
dung in den 50er Jahren verteidigen. Sie weigern sich bis 
heute, die damals entfernte Glasplastik, die eine rote Fahne 
symbolisierte, wieder auf dem von den Überlebenden gebau¬ 
ten Obelisken anzubringen. 

In einer vom Landschaftsverband Westfalen-Lippe im 
Jahre 2000 herausgegebenen Broschüre heißt es zum Ar¬ 
beitskreis Blumen für Stukenbrock: „Und dass ohne sein En¬ 
gagement (...) keinerlei Auseinandersetzung mit der Vergan¬ 
genheit stattgefunden hätte, wird inzwischen nur von weni¬ 
gen bestritten.“ 

Werner Höner 

(Gründungsmitglied und ehern. Vorsitzender des Arbeitskreises) 



Arbeitskreis Demokratischer Soldaten (ADS) 1974: Im ADS waren vorwiegend 
Mitglieder der SDAJ und des MSB Spartakus organisiert, die wehrpflichtig 
waren. Fast alle Teilnehmer an den Stukenbrock-Veranstaltungen erhielten 
Disziplinarstrafen durch ihre Vorgesetzten. 
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Christoph Hentschel zu Trumps Afghanistan-Strategie 

Pazifische Verlockungen 


D onald Trump, der im Wahlkampf 
noch polterte, dass er aus Afgha¬ 
nistan raus wolle, hat seine neue 
Strategie für Afghanistan vorgestellt. 
Das ist interessant und langweilig zu¬ 
gleich. 

Interessant, weil es einen Vorge¬ 
schmack gibt, was ungefähr in den 
nächsten Monaten und Jahren kom¬ 
men wird. Nur ungefähr, weil Strategi¬ 
en keine konkrete Roadmap sind, son¬ 
dern langfristige Planungen, die ver¬ 
wirklicht werden oder auch nicht. Die 
konkrete Situation, das Zusammenspiel 
verschiedenster, sich widersprechender, 
sich ergänzender und sich ausschließen¬ 
der Faktoren entscheidet, als wie erfolg¬ 
reich und wie realistisch sich die Strate¬ 
gie erweist. 

Langweilig, weil es auch bei dieser 
Strategie keinen generellen Kurswech¬ 
sel, kein Abkehr von der imperialisti¬ 
schen Politik der USA gibt. Die Mittel, 
um die Interessen der USA durchzuset¬ 
zen, bleiben die gleichen. Wirtschaft¬ 
licher Druck durch Sanktionen und 
Wirtschaftskriege, Desinformation 


und militärische Konflikte bleiben die 
gewählten Waffen im Kampf um Roh¬ 
stoffe, Absatzmärkte und Einfluss - 
Leid, Not und Krieg für den saftigen 
Extraprofit. 

Trumps Strategie, um das seit Jahr¬ 
zehnten gebeutelte Afghanistan weiter 
zu beuteln, reiht sich in die generel¬ 
le strategische Orientierung der USA 
ein. Die Volksrepublik China muss als 
größter wirtschaftlicher Konkurrent 
niedergehalten werden. Seit George 
W. Bush am Anfang des Jahrtausends 
von einem „pazifischen Jahrhundert“ 
der USA sprach, ist die Stoßrichtung 
klar. Jedoch blieb Bush bei der dafür 
notwendigen Neuordnung des Nahen 
Ostens stecken. Nach ihm versuch¬ 
te Barack Obama, den Schwerpunkt 


der US-amerikanischen Außenpolitik 
vom Nahen Osten ins fernere Asien zu 
verlagern. Die damalige US-Außenmi¬ 
nisterin Hillary Clinton zeichnete die 
dahinter liegende Strategie im renom¬ 
mierten Blatt für Außenpolitik, „For¬ 
eign Policy“, unter dem vielsagenden 
Titel „America 4 s Pacific Century“ 
nach. Die „Befriedung“ der Region, 
d. h. der Versuch, für US-Interessen 
taugliche Verhältnisse zu schaffen, 
klappte nur bedingt. Der Iran konnte 
nicht als Regionalmacht ausgeschaltet 
werden. Das despotische Königreich 
Saudi-Arabien spielt seine Rolle weit¬ 
gehend zufriedenstellend. Die Kriegs¬ 
schauplätze Syrien, Irak und Afghanis¬ 
tan konnten nicht aus der unmittelba¬ 
ren Militärhoheit der USA gebracht 


werden. Der eine oder andere Penta¬ 
gon-Stratege dachte schon mal darü¬ 
ber nach, ob der Nahe Osten nicht ein 
Job für Deutschland und die EU sein 
könnte. Doch weder mehr Truppen 
und Material noch Geheimoperatio¬ 
nen und das gezielte Töten von wich¬ 
tigen Einzelpersonen brachten den ge¬ 
wünschten Erfolg. 

So sind Trumps Probleme die al¬ 
ten. Mehr Öl aus dem Golf fließt heu¬ 
te schon nach Osten statt nach Westen. 
Je nach der Statistik, die man zu Rate 
zieht, hat die VR China Japan als größ¬ 
tes Importland überholt oder ist gera¬ 
de dabei, es zu tun. In jedem Fall müs¬ 
sen die USA die Kontrolle über den 
Nahen Osten behalten bzw. (wieder-) 
erlangen und sich gleichzeitig auf den 


Pazifik, soll heißen die VR China, kon¬ 
zentrieren. Ob Trump gelingen wird, 
was seinen Vorgängern nicht vergönnt 
war, steht in den Sternen. Klar ist aber, 
welche Mittel angewendet werden und 
wer die Opfer dieses Vorhabens seien 
werden. Bestehende Konflikte, wie in 
Afghanistan werden weiter eskalieren. 
Neue Stellvertreterkriege werden ent¬ 
facht werden - auch in Ländern, die 
bisher im Windschatten der Weltpoli¬ 
tik standen. Opfer werden die einfa¬ 
chen Menschen sein. Die einen werden 
ihr Schicksal erleiden, andere werden 
sich angesichts einer auf sie gerichte¬ 
ten hochtechnologisierten Militärma¬ 
schine in die Luft sprengen und dabei 
nicht die Verantwortlichen treffen, son¬ 
dern die, die auch ihre Nachbarn sein 
könnten. 

Das bedeutet nicht, dass die USA 
ihre Interessen in Europa vergessen 
und die aggressive Haltung gegen Russ¬ 
land aufgeben werden. Die USA versu¬ 
chen die EU gegen Russland in Stellung 
zu bringen. Afghanistan ist hierfür das 
Paradebeispiel. 



Abgang ohne Fortüne 

Von 2002 bis 2009 war Brigitte Zypries unter Bundeskanzler 
Gerhard Schröder, dann auch unter Angela Merkel Bundes¬ 
justizministerin. Nach der Personalrochade in der SPD Anfang 
des Jahres übernahm sie von Sigmar Gabriel das Wirtschafts¬ 
ministerium, sie selbst hatte damit wohl nicht gerechnet und 
es ist die letzte Station ihrer politischen Karriere. 

Viel zu melden hatte sie seitdem nicht, zuletzt durfte sie 
verkünden, dass der Fluggesellschaft Air Berlin nach ihrer 
Insolvenzanmeldung 150 Millionen Euro Übergangskredit 
gewährt werde. Die an der Fledderei interessierten Unterneh¬ 
men hörten es dankbar. 

Ein aktuelles Papier ihres Ministerium stellt mit Erstaunen 
fest, dass „Deutschland nach wie vor ein Lohnproblem hat“, 
vor allem die Bezieher niedriger und mittlerer Einkommen 
hätten vom Wirtschaftswachstum zu lange nicht profitiert. 
„Im Jahr 2015 waren die realen Bruttolöhne der unteren 40 
Prozent zum Teil deutlich niedriger als 1995“, heißt es weiter. 
Ihr Arbeitsentgelt besitze heute weniger Kaufkraft als vor 
20 Jahren. Einzige politische Meinung dazu:„Das ist nicht 
gerecht und ein Stachel im Zusammenhalt Deutschlands.“ 
Frau Zypries bereitet sich auf ihren gut dotierten Ruhestand 
vor, dann wird wohl Schluss sein mit solchen Plattitüden. 

HB 


Christliche Variante 

Berufsverbote gibt es noch • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Selbst junge Linke wissen oft mit dem 
Begriff „Berufsverbot “ oder der Voka¬ 
bel „Radikalenerlass“ wenig oder gar 
nichts mehr anzufangen. Die 70er/80er 
Jahre mit den über dreieinhalb Millio¬ 
nen Überprüfungen und Anhörungen, 
der - laut wikipedia viel zu niedrig ein¬ 
geschätzten - Zahl von 1 250 Nichtein¬ 
stellungen und 260 Entlassungen von 
Beschäftigten des öffentlichen Diens¬ 
tes und den vielen - auch internationa¬ 
len - Protesten dagegen sind Teil einer 
Geschichte des Widerstands nacht 945, 
den viele Menschen nicht mehr ken¬ 
nen. 

Deshalb ist es umso wichtiger, dass 
es seit einigen Jahren (wieder) die rüh¬ 
rige Initiativgruppe „40 Jahre Radika¬ 
lenerlass“ gibt, die auf die anhalten¬ 
den Benachteiligung und Diskrimi¬ 
nierung von Altfällen, aber auch über 
neue Fälle informiert. Insbesondere 
die niedersächsische Initiative konnte 
2016 einen Erfolg erzielen. Der Land¬ 
tag debattierte über die antidemokra¬ 
tische frühere Praxis der Berufsverbo¬ 
te. Eine Kommission zur Aufarbeitung 
und vielleicht sogar zur Rehabilitie¬ 
rung wurde eingerichtet. Es war auch 
die niedersächsische Initiative, die 
eine vielbeachtete Wanderausstellung 
erstellte, mit deren Hilfe bundesweit 
über die Berufsverbote-Praxis infor¬ 
miert wird, ver.di und vor allem GEW 
engagieren sich besonders stark. Die 
GEW veranstaltet einen Kongress am 
28. Oktober in Kassel. 

In Bremen-Vegesack gibt es eine 
aufsehenerregende neue Variante der 
Berufsverbote. Dem Kommunisten 
und Altenpfleger Gerd-Rolf Rosen¬ 
berger, der nach seiner Pensionierung 
auf 450-Euro-Basis bis Dezember 2018 



Hans-Peter Brenner ist Stellvertreten¬ 
der Parteivorsitzender der DKP 


von der diakonischen Stiftung Friede¬ 
horst für die Einzelbetreuung eines au¬ 
tistischen Jungen eingestellt worden 
war, wurde vor wenigen Wochen ge¬ 
kündigt. Er konnte und wollte keine 
Mitgliedsbescheinigung einer Kirchen¬ 
gemeinde vorlegen. Wie denn auch? Er 
hatte als 21-jähriger Erwachsener vom 
Grundrecht auf Religionsfreiheit Ge¬ 
brauch gemacht und war aus der Kir¬ 
che ausgetreten. Er hat über 40 Jahre 
brav seine Steuern und Sozialabgaben 
bezahlt und sich in all diesen Jahrzehn¬ 
ten - jetzt auch als Pensionär - im Kol¬ 
legen- und Betroffenenkreis einen Ruf 
als hervorragender Betreuer und Päd¬ 
agoge erworben. 

Pikant ist die Vorgeschichte: von 
1977 bis Mai 1979 hatte Rosenber¬ 
ger eine Ausbildung in Friedehorst als 
staatlich examinierter Altenpfleger mit 
der Note „Gut“ absolviert. Damals 


spielte seine Nicht-Kirchenzugehörig¬ 
keit keine Rolle. Schließlich profitierte 
„Friedehorst“ ja damals doppelt davon. 
Das Arbeitsamt Bremen finanzierte die 
Ausbildung. 

Rosenberger verbrachte sein aktives 
Berufsleben bei anderen „weltlichen“ 
Trägern und hat sich nicht denken kön¬ 
nen, dass er auf seine alten Tage Op¬ 
fer einer besonderen Variante „christ¬ 
licher“ Sozialpolitik werden könnte. 
Der Eklat mit seiner Entlassung schlägt 
hohe Wellen, nicht nur in den lokalen, 
sondern auch in den überregionalen 
Medien. Leserbriefe zuhauf solidari¬ 
sieren sich mit dem Kommunisten. Eine 
gestandene SPD-Ortsbürgermeisterin 
erklärte wegen des Falls Rosenberger 
sogar ihren Kirchenaustritt. Wo gibt es 
sonst eine solche Art von Solidarität 
und praktizierter Aktionseinheit von 
Kommunisten und Sozialdemokraten? 
Da muss man schon sehr weit in die Ge¬ 
schichte des gemeinsamen Widerstands 
gegen alte und neue Nazis vor und kurz 
nach 1945 zurückgehen. 

Dass in Bremen-Vegesack jetzt 
Christen, Kommunisten und Sozialde¬ 
mokraten zusammen mit Rosenberger 
und mit dem Stellvertretenden Vorsit¬ 
zenden der DKP anlässlich des 40. To¬ 
destags des marxistischen Philosophen 
Ernst Bloch auch noch über gemein¬ 
same sozialistische „konkrete Utopi¬ 
en“ und übereinstimmende ethische 
Grundüberzeugungen von Christen 
und Marxisten-Leninisten diskutierten, 
ohne - bei erkennbaren Unterschieden 
in der Frage von Reform und Revoluti¬ 
on - aneinander zu geraten, signalisiert, 
dass Geschichte auch lebendige Lehren 
des Widerstands gegen Willkür und De¬ 
mokratieabbau parat hält. 


Herbert Becker über den Wahlkampf der SPD 


Themensuche 


Ist es ein Trauerspiel oder doch eher ein 
Beweis für die völlige Unfähigkeit der 
SPD-Spitze, die eigene Partei und die er¬ 
hoffte Wählerschaft mit eindeutigen po¬ 
litischen Aussagen zu motivieren? Nach 
dem kurzen Hype anlässlich der Inthro¬ 
nisation von Martin Schulz als Kanzler¬ 
kandidat ging es immer weiter abwärts 
bei allen Umfragen. Auch der Über¬ 
gangsjob von Sigmar Gabriel als Außen¬ 
minister bringt keine Punkte. Erst sollte 
es „Zeit für mehr Gerechtigkeit“ sein, so 
als ob das Hauptproblem der deutschen 
Gesellschaft fehlende Zeit sei, dann wur¬ 
de die Zukunft beschworen, für die es 
neue Ideen brauche, ohne die gegenwär¬ 
tige Situation - für die die Partei nicht 
unwesentlich verantwortlich ist - kritisch, 
auch selbstkritisch zu analysieren. 

Im Moment versucht man es eher mit 
kleinen Attacken. Am vorletzten Sonn¬ 
tag setzte SPD-Kanzlerkandidat Martin 
Schulz zu einem nicht ernst gemeinten 
Angriff auf die deutschen Autobosse an. 
Das Problem sei, dass „millionenschwe¬ 
re Manager bei VW, bei Daimler, die Zu¬ 
kunft verpennt haben“, sagte der SPD- 
Vorsitzende im Sommerinterview der 
ZDF-Sendung „Berlin direkt“. Die SPD 
habe es immerhin geschafft, dass „die 
verantwortungslosen Manager der Auto¬ 
mobilindustrie“ nun ihre Verantwortung 
übernehmen müssten. Dass die Autoin¬ 


dustrie den „Diesel-Gipfel“ locker über¬ 
standen haben und wie sie mit billigen 
Software-Nachrüstungen und Rabattak¬ 
tionen ä la der früheren Abwrackprämie 
aus der Nummer herauskommen wollen, 
ist Schulz keine Bemerkung wert. 

Sigmar Gabriel versucht es mit ver¬ 
baler Kraftmeierei. Er lehnt erneut eine 
deutliche Anhebung der Rüstungsausga¬ 
ben ab und macht Kanzlerin Angela Mer¬ 
kel in diesem Zusammenhang schwere 
Vorwürfe. Sie habe in das Wahlprogramm 
der Union das Zwei-Prozent-Ziel für 
den Verteidigungsetat schreiben lassen, 
so Gabriel im Ton der Entrüstung in di¬ 
versen Presseorganen. Im SPD-eigenen 
Wahlprogramm allerdings sucht man ver¬ 
geblich nach Aussagen zur Eindämmung 
von Rüstungsausgaben und zur NATO- 
Politik. Lieber macht Gabriel Rechen¬ 
kunststücke und schlägt dem eigentlichen 
Wehretat rechnerisch auch Ausgaben für 
die Entwicklungs- und humanitäre Hilfe 
zu, um somit elegant die von NATO und 
Mr. Trump geforderte Marke von zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts als 
erreicht melden zu können. 

Die SPD-Führung bietet ihre Par¬ 
tei als Juniorpartner und Braut in einer 
neuen Koalition an. Diese Handlungs¬ 
weise versetzt sie aber kaum in die Lage, 
dass sie die nächsten Jahre als Oppositi¬ 
onspartei übersteht. 


Markus Bernhardt zur Abschiebung nach Afghanistan 


Mörderische Praxis 


Es war eine von den USA angeführ¬ 
te und von Deutschland unterstützte 
Koalition, die seit 2001 große Teile Af¬ 
ghanistans mit Krieg überzogen und 
zerstört hat. Imperialistische Besatzer, 
terroristische Anschläge radikalisla- 
mistischer Gruppen und Korruption 
verunmöglichen seitdem ein Leben in 
Frieden und (sozialer) Sicherheit für 
die Mehrheit der Afghaninnen und 
Afghanen. Die Wahrscheinlichkeit, 
getötet zu werden, ist heutzutage hö¬ 
her denn je. Zwischen 1. März und dem 
31. Mai dieses Jahres stieg die Anzahl 
der Anschläge im Vergleich zum Vor¬ 
jahr um über zwei Prozent auf einen 
Höchststand. 

All das ficht die Bundesregierung 
nicht an. Auch künftig will sie Menschen 
in das Kriegsgebiet abschieben, in dem 
ihnen Folter und Tod drohen. Das Aus¬ 
wärtige Amt warnt deutsche Staatsbür¬ 
ger vor Reisen nach Afghanistan: „Bom¬ 
benanschläge, bewaffnete Überfälle und 
Entführungen gehören seit Jahren in 
allen Teilen (sic!) von Afghanistan zum 
Angriffsspektrum der regierungsfeind¬ 
lichen Kräfte. (...) Wer dennoch reist, 
muss sich der Gefährdung durch terro¬ 
ristisch oder kriminell motivierte Ge¬ 
waltakte einschließlich Entführungen 


bewusst sein“, steht auf der Internetseite 
des Amtes. 

Nach Ansicht der deutschen Regie¬ 
rung kann also der Schutz von Deut¬ 
schen am Hindukusch nicht gewährleis¬ 
tet werden. Für Afghaninnen und Afgha¬ 
nen hingegen wird die Sicherheitslage als 
nebensächlich eingeschätzt. Für sie gilt, 
dass es sich bei Afghanistan um ein weit¬ 
gehend sicheres Herkunftsland handelt. 
Hier die Ergebnisse dieser Politik: Nach 
dem Anschlag im Diplomatenviertel von 
Kabul am 31. Mai dieses Jahres mit rund 
zweihundert Toten wurde bekannt, dass 
sich unter den Todesopfern auch der 
23-jährige Afghane Abdullrazaq Sabier 
befand. Er war zuvor freiwillig aus der 
Bundesrepublik ausgereist. Ein weiterer 
Flüchtling war am 14. Februar aus Nord¬ 
rhein-Westfalen abgeschoben und am 10. 
Mai von den Taliban getötet worden. 

Die politische Abfolge gilt auch für 
den Irak: Erst zerbomben imperialisti¬ 
sche Kriegsallianzen die bis dahin zu¬ 
mindest weitgehend sicheren Herkunfts¬ 
länder, dann werden Menschen, die vor 
den Bomben und dem von der selbst¬ 
ernannten „westlichen Wertegemein¬ 
schaft“ herangezüchteten Terror fliehen, 
in die Kriegsgebiete abgeschoben. Die 
deutsche Abschiebemaschinerie tötet. 
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Selbstverständigung nötig 

Fragen und Anmerkungen zur Geschichtspolitik der Partei „Die Linke“ • Von Ludwig Elm 


Den folgenden Text unter dem Titel „Fragen und Anmerkungen zur Geschichtspolitik der Partei,Die Linke’“ schrieb Prof Dr. Lud¬ 
wig Elm, ehemaliges Mitglied sowie noch immer Sympathisant und Wähler der Partei, anlässlich seines Ausscheidens aus der 
Historischen Kommission beim Parteivorstand der Partei „Die Linke“ 1 (1995-2017). Er merkt einleitend an: „Die Zäsur des 
Ausscheidens auf persönlichen Wunsch (...) veranlasst mich, einige derjenigen Probleme der Geschichtspolitik anzusprechen, die 
gegenwärtig und und in nächster Zeit nach meiner Überzeugung Aufmerksamkeit, Selbstverständigung und offensive Orientie¬ 
rungen im gesamten heterogenen linken Spektrum, insbesondere jedoch in dessen größter und einflussreichster Organisation in 
der Bundesrepublik, verdienen.“ 

Das Papier entstand als Anlage zu einer Antwort an Matthias Höhn, Bundesgeschäftsführer der Partei. Ludwig Elm: „Diese 
Form wurde gewählt, um die Überlegungen sowohl ausnahmsweise direkt an den Parteivorstand zu übermitteln als auch zugleich 
in die Kontroversen um einen Minimalkonsens künftiger linker Geschichtspolitik einzubringen. ,Die Linke‘ bedarf in einem von 
der staatstragenden Rechten seit eh und je (und noch intensiviert) hoch ideologisiertem Staatswesen und der davon geprägten Ge¬ 
sellschaft dieser Selbstverständigung und der sich daraus ergebenden Folgerungen.“ 


Cedenkstättenkonzeption 

Es gab von 1949 bis Anfang der neun¬ 
ziger Jahre keine Gedenkstättenpolitik 
des Bundes (und auch nicht der Länder). 
Mehr als vier Jahrzehnte sahen Mehr¬ 
heiten des Bundestages und wechseln¬ 
de Regierungskoalitionen keinen Anlass 
dafür oder es schien ihnen nicht oppor¬ 
tun, große Gruppen ihrer Mitglieds- und 
Wählerschaft damit zu behelligen. Mit 
dem Beginn von Überlegungen und Plä¬ 
nen ab 1993/94 wurden sofort und vor¬ 
dringlich wechselseitige Verknüpfungen 
zum unverzüglichen und aufwändigen 
Umgang mit der Geschichte der DDR 
hergestellt. Das nahm im Abschnitt VI 
des Schlussberichtes der Enquete-Kom¬ 
mission „Überwindung der Folgen der 
SED-Diktatur im Prozess der deutschen 
Einheit“ (1995-1998) vom 10. Juni 1998 
die angestrebte semantische und kon¬ 
zeptionelle Fassung an: „Gesamtdeut¬ 
sche Formen der Erinnerung an die 
beiden deutschen Diktaturen und ihre 
Opfer.“ Die unsägliche Formel von den 
„zwei deutschen Diktaturen und ihren 
Opfern“ wurde mehrfach wiederholt 
und fand außer der PDS Unterstützung 
seitens der anderen Parteien. Sie findet 
sich wortgleich als Leitmotiv an der Spit¬ 
ze der ersten Gedenkstättenkonzeption 
des Bundes von 1999. Der Geschichts¬ 
revisionismus wurde in der staatlichen 
Geschichtspolitik legitimiert und pro¬ 
grammatisch ausgestaltet. 

Mit der „Fortschreibung der Ge¬ 
denkstättenkonzeption des Bundes“ 
vom 19. Juni 2008 wurde die Grund¬ 
linie auf der Basis der Totalitarismus¬ 
theorie fortgesetzt, jedoch die direkte 
Paarung von „zwei Diktaturen“ aufge¬ 
geben. Mit der aufeinander folgenden 
Hervorhebung von „Regime“ des NS 
und kommunistischer „Diktatur“ in 
der DDR sowie der Behauptung vom 
„menschenverachtenden Charakter“ 
der Letzteren wurde die ideologisch 
erstrebte Parallelisierung jedoch weit¬ 
gehend bekräftigt. Die Wendung von 
der „Erinnerung an die Diktaturver¬ 
gangenheit in Deutschland“ unter¬ 
streicht diese im heutigen offiziösen 
Geschichtsbild der Bundesrepublik 
konstitutive Geschichtsfälschung. Das 
gilt auch für die von der SPD-Fraktion 
im Bundestag am 7. Juni 2017 erneuer¬ 
te Initiative, die Gedenkstättenkonzep¬ 
tion mit einem „Denkmal zur Erinne¬ 
rung und Mahnung an die Opfer der 
kommunistischen Gewaltherrschaft (!) 
in Deutschland“ weiterzuentwickeln. 

Die SPD erinnerte damit auch an 
die im bisherigen Koalitionsvertrag mit 
der CDU/CSU vereinbarte Fortent¬ 
wicklung der Gedenkstättenkonzepti¬ 
on in der 18. Wahlperiode, die nunmehr 
zu scheitern drohe. Zu diesem Themen¬ 
kreis sprach G. Morsch am 31. Mai 2017 
in einer Anhörung des Kulturausschus¬ 
ses. Auf der Basis welcher Analysen 
und Einschätzungen bundesdeutscher 
Erinnerungs- und Gedenkpolitik seit 
1999 und 2008 sowie mit welchen Po¬ 
sitionen bereitet „Die Linke“ in Par¬ 
teivorstand und Fraktion ihre Erwar¬ 
tungen und Vorschläge zur absehbaren 
Fortentwicklung der Gedenkstätten¬ 
konzeption vor? Wie kann der Umgang 
mit der DDR darin nach fast dreißig 
Jahren versachlicht werden? Werden 
endlich Forderungen nach Gedenken 
an Verfolgung und Unrecht in der Bun¬ 
desrepublik seit ihrer Gründung erho¬ 
ben? 

Oder schlittert man wie beim „Un¬ 
rechtsstaat“ wieder mit staatsmänni- 
scher Geste und oberflächlich rechtfer¬ 
tigenden Sprüchen in die bereitgehalte¬ 
nen Fallen und Umarmungen? 


Staatsgeheimnisse: Vergangen¬ 
heit von CDU/CSU, FDP und SPD 

Die Erfahrungen im Umgang mit Ge¬ 
schichte seit 1990 bestätigen und illus¬ 
trieren die Gültigkeit des bereits zuvor 
von Günter Gaus benannten Befun¬ 
des, dass die Bundesrepublik der ein¬ 
zige westeuropäische Staat ist, dessen 
Identität und Selbstverständnis primär 
vom Antikommunismus gespeist wer¬ 
den. Diesem kam die Schlüsselrolle bei 
der Restauration, bei Westbindung und 
Wiederaufrüstung sowie in der politi- 


! 


sehen Ausgestaltung im Innern und für 
die Grundzüge der politischen Ideolo¬ 
gie einschließlich des Verhältnisses zur 
jüngsten Vergangenheit bis 1945 zu. 
Unzureichend aufgearbeitet und völ¬ 
lig ungenügend öffentlichkeits- und bil¬ 
dungswirksam vermittelt sind beispiels¬ 
weise bis heute: Der Charakter der Ko¬ 
alitionsregierungen ab September 1949 
und ihre sofort eingeleitete Schluss¬ 
strichpolitik mit allen ihren Schritten 
und Facetten, die sozioökonomischen 
und personellen Kontinuitäten unter 
wechselnden Herrschaftsformen seit 
1900 bis heute, die massenhafte poli¬ 
tische Verfolgung und Repression der 
fünfziger und frühen sechziger Jahre, 
die dauerhaft unzureichende Aufklä¬ 
rung und Sühne von NS-Verbrechen, 
erhebliche und langjährige Defizite 
der Rehabilitierung und Wiedergut¬ 
machung für Opfergruppen des Ver¬ 
brecherstaates, die Berufsverbotspoli¬ 
tik u.a.m. 

Exemplarisch kann das Schicksal 
der verdienstvollen Großen Anfrage 
der Fraktion der Partei „Die Linke“ 
vom Dezember 2010 zum Umgang mit 
der NS-Vergangenheit der frühen Bun¬ 
desrepublik genannt werden. Die Ant¬ 
wort der Bundesregierung vom Dezem¬ 
ber 2011 enthält aussagekräftige Daten 
und Sachverhalte, die vielfach das Ma¬ 
terial des Braunbuches der DDR von 
1965 bestätigen oder ergänzen. Die In¬ 
szenierung der Plenardebatte am 8. No¬ 
vember 2012 ließ die historisch-politi¬ 
sche Tragweite der Sachverhalte jedoch 
völlig in den Hintergrund treten und be¬ 
rechtigte Erwartungen an die öffentli¬ 
che Wirkung ins Leere laufen. Wie wird 
von linker Seite damit umgegangen? 
(Vgl. meine Analyse „Der Umgang mit 
der NS-Vergangenheit. CDU, CSU und 
FDP verweigern weiterhin Selbstkritik 
und Aufklärung“ in: Marxistische Blät¬ 
ter, 1_2 013, S. 31-38) 

Von keiner der Landesregierun¬ 
gen mit Beteiligung der PDS bzw. der 
Partei „Die Linke“ seit den neunziger 


Jahren in Ostdeutschland gingen ge¬ 
schichtspolitische Initiativen zu die¬ 
sen verdrängten Erbschaften der alten 
Bundesrepublik aus. Das gilt auch für 
die Linkskoalition in Thüringen seit 
Ende 2014 und fällt als Lücke in ei¬ 
nem Programm auf, das der weiteren, 
unablässigen und höchst aufwändigen 
„Aufarbeitung“ der DDR über kaum 
absehbare Zeiträume (oder Generati¬ 
onen?) dienen soll. Die bürgerlichen 
Parteien haben sich für die Diskretion 
bisher nicht ausdrücklich bedankt. Ei¬ 


nerseits gehen sie wohl davon aus, dass 
im Deutschen Reich seit eh und je die 
Rechte auch nach außergewöhnlichen 
Verbrechen unter bürgerlich-aristokra¬ 
tischen Prämissen mit Verständnis und 
Schonung rechnen kann; andererseits 
soll nicht unnötig auf Defizitäres ver¬ 
wiesen werden, womit neue Aufmerk¬ 
samkeit und Kritik hervorgerufen wer¬ 
den könnte. 

Die Thüringer Linkskoalition 

Mit seinen „Anmerkungen zur jüngsten 
Unrechtsstaat-Debatte“ vom 10. Okto¬ 
ber 2014 hatte Günter Benser in der 
Historischen Kommission die kritische 
Diskussion zu den sich abzeichnenden 
fragwürdigen ideologischen Grundten¬ 
denzen der Geschichtspolitik der im De¬ 
zember 2014 gebildeten Linkskoalition 
in Erfurt eröffnet. (Ngl. Website der Par¬ 
tei „Die Linke“ Historische Kommissi¬ 
on, Diskussionsbeiträge ) Nach den Er¬ 
gebnissen und Erfahrungen der ersten 
Hälfte der Legislaturperiode des Thürin¬ 
ger Landtags ist in Hauptpunkten fest¬ 
zustellen: 

1. Die von Anbeginn als Hauptanlie¬ 
gen akzentuierte „Aufarbeitung“ der 
DDR-Geschichte erwies sich bald als 
Fortsetzung der seit Beginn der neun¬ 
ziger Jahre unter der direkten politi¬ 
schen Regie der CDU/CSU aufwändig 
betriebenen, auf die Delegitimierung 
und Denunzierung der DDR gerichte¬ 
ten selektiven und voreingenommenen 
Darstellung und Propaganda. Sie be¬ 
dient sich wissenschaftlicher Beiträge 
und Vorwände nach Maßstab der anti¬ 
kommunistischen, dem vorgegebenen 
Zweck dienlichen Brauchbarkeit und 
richtet sich damit gegen eine überfälli¬ 
ge, internationalen Standards entspre¬ 
chende Objektivierung in der Gesamt¬ 
darstellung dieses vergangenen zwei¬ 
ten deutschen Staates. Das Herangehen 
und die Positionen in den eigenen Ma¬ 
terialien und Aktivitäten seitens der 
Linkskoalition als „konsequent ideo¬ 
logiefrei“ zu bezeichnen, verrät, dass 


man infolge der Ignoranz gegenüber 
der in der Linken seit Jahren geleiste¬ 
ten geschichtswissenschaftlichen und 
ideologiekritischen Arbeit längst dis¬ 
tanzlos in den Sog des herrschenden 
Mainstreams der unablässigen und in¬ 
tensiven Massenbeeinflussung geraten 
ist. Politische Kompromissbereitschaft 
drang - ohne ernsthaft die vorhandene 
Kompetenz und Urteilsfähigkeit im lin¬ 
ken Spektrum abzurufen - in den Um¬ 
gang mit substantiellen Bestandteilen 
des eigenen grundsätzlichen ideell-po¬ 
litischen Selbstverständnisses ein und 
missachtete dabei zugleich die Erwar¬ 
tungen der Basis nach Selbstachtung, 
Transparenz und Mitsprache. 

2. Übereinstimmend mit diesen inhaltli¬ 
chen Linien erfolgte in Erfurt längst die 
Einordnung und Kooperation innerhalb 
des Netzwerkes Orwellschen Typs, das 
seit 1991 zur ideologischen Bevormun¬ 
dung und Steuerung insbesondere der 
ostdeutschen Bevölkerung installiert 
wurde und von einem vielgestaltigen 
medialen Spektrum massenwirksam 
unterstützt wird. Die Stiftung zur Auf¬ 
arbeitung der SED-Diktatur, die Ein¬ 
richtungen der Stasi-Unterlagenbehör¬ 
de, linientreue Museen und Gedenkor¬ 
te sowie zahlreiche weitere Forschungs-, 
Bildungs- und Propaganda-Potentiale 
wurden inzwischen Partner vermeintlich 
linker „Aufarbeiter“ im Dienst der poli¬ 
tisch-ideologischen Formierung der Ge¬ 
sellschaft im volksgemeinschaftlichen 
Rahmen. Die Einführung des Gedenk¬ 
tages 17. Juni in Thüringen als schwer¬ 
wiegende politische Fehlentscheidung 
zu kennzeichnen, bestätigt sich seither 
nicht nur in der dankbaren Inanspruch¬ 
nahme durch die Rechten, sondern 
auch durch die Übernahme von deren 
historisch-politischer Deutung (und Fäl¬ 
schung), beispielsweise seitens des thü¬ 
ringischen Ministerpräsidenten. 

3. Es ist paradox und logisch zugleich: 
Auf dem eingeschlagenen Weg gerät 
ein signifikanter Teil der Mitglieds¬ 
und Wählerschaft der Partei „Die Lin¬ 
ke“ inzwischen ins Visier der umtriebi¬ 
gen „Aufarbeiter“. Bereits im „Bericht 
der Landesregierung zu Stand und Wei¬ 
terentwicklung der Aufarbeitung der 
SED-Diktatur in Thüringen für den 
Zeitraum März 2015 bis Februar 2016“ 
vom 23. Februar 2016 zeigte man sich 
mit Bezug auf Umfrage-Ergebnisse in 
Thüringen beunruhigt über die „auf¬ 
fällig verbreitete DDR-Nostalgie und 
die retrospektive Sozialismusaffinität“ 
sowie „eine ausgeprägte Tendenz zur 
positiven Einstellung gegenüber der 
DDR und zur Zufriedenheit mit dem 
Sozialismus ,so wie er in der DDR be¬ 
standen hat 4 “. Diese „verklärte Erinne¬ 
rung“ sei „mit der historischen Wirk¬ 
lichkeit zu konfrontieren 44 . 

Die gängigen, klischeehaft her¬ 
absetzenden Begriffe unterschlagen, 
dass es unter Ostdeutschen mit dem 
Erinnern auch ein authentisches Wis¬ 
sen über die DDR als Ganzes gibt. Das 
geht vielen ab, die sich mit besonders 
forschen Urteilen zu Wort melden. In 
der einschlägigen Unterrichtung durch 
die Landesregierung vom 1. März 2017 
für den Zeitraum März 2016 bis Febru¬ 
ar 2017 werden erneut warnend posi¬ 
tiv besetzte Urteile zur DDR genannt, 
die „einer offensiven Behandlung“ und 
„vertiefenden Betrachtung“ bedürfen. 
Was vom Feindbild der Unionspartei¬ 
en und anderer rechter Kräfte her fol¬ 
gerichtig ist, wird kafkaesk, wenn es 
mitsamt der konservativen Prämissen 
zur „offensiven Demokratiearbeit“ von 
Linken erklärt wird. Vielleicht werden 
bald kapitalismuskritische und pazifis¬ 
tische Positionen als verdächtig ent¬ 
larvt? 2 

Krieg oder Frieden 

Seit einiger Zeit mehren sich die Sym¬ 
ptome, dass in Wechselwirkung mit 
Des- und Fehlorientierungen in der 
Geschichts- und Gedenkpolitik die 
friedenspolitische Komponente poten¬ 
tieller linker Bündnisse relativiert und 
die unbedingte Wahrung prinzipieller 
außen-, friedens- und abrüstungspoli¬ 
tischer Alternativen herablassend oder 



Bodo Ramelow, Ministerpräsident des Freistaates Thüringen (2013): Unter ihm 
wurde die Geschichtspolitik derThüringer Linkskoalition zur Fortsetzung und 
Eskalation des Vorherigen mit anderem Personal. 


auch als dümmlich abgetan wird, bei¬ 
spielsweise von der Landes- und Frak¬ 
tionsvorsitzenden der Partei „Die Lin¬ 
ke“ oder dem Ministerpräsidenten in 
Erfurt. Der Zusammenhang besteht 
darin, dass die sogenannten sicher- 
heits- und verteidigungspolitischen 
Strategien der herrschenden Kreise 
der Bundesrepublik seit den neun¬ 
ziger Jahren daran erinnern, dass die 
gesellschaftliche, politische und ideell¬ 
moralische Zäsur von 1945/1949 unge¬ 
nügend war. Der überfällige radikale 
Abbruch zum Vorherigen zwischen 
1871 und 1945 hat nicht stattgefunden. 
Die Vorbehaltsrechte der vier Sieger¬ 
mächte gegenüber beiden deutschen 
Staaten und deren eingeschränkte äu¬ 
ßere Handlungsfähigkeit bis 1990 hat¬ 
ten diesen Befund jahrzehntelang ver¬ 
deckt. 

Staatsräson NATO 

Die NATO-Bindung der Bundesre¬ 
publik gehört historisch, machtpoli¬ 
tisch und ideologisch zu ihrer Staatsrä¬ 
son. Sie hat faktisch Vorrang vor dem 
Grundgesetz, vor abweichenden Mei¬ 
nungen der Bevölkerungsmehrheit so¬ 
wie vielfach auch vor Menschen- und 
Bürgerrechten sowie legitimen völker¬ 
rechtlichen Ansprüchen anderer Staa¬ 
ten. Das gilt u. a. für fragwürdige Bünd¬ 
nispartner, für Auslandseinsätze und 
die Inkaufnahme von Folgewirkungen 
aus der Zerstörung von Staaten oder 
der Zerrüttung ihrer Wirtschaft und 
Sozialsysteme sowie die Entstehung 
großer Opfergruppen einschließlich 
weltweit wachsender Flüchtlingsströ¬ 
me. Die Kriegsverbrecher der NATO 
kommen nicht vor internationale Ge¬ 
richte. Es ist völlig unreal und muss 
als vorsätzliche oder fahrlässige Täu¬ 
schung der Bürgerinnen angesehen 
werden, wenn suggeriert wird, dass der 
Eintritt in die Regierung eines solchen 
vorgeprägten und eingebundenen Staa¬ 
tes ohne volle Mitverantwortung sowie 
unablässige Zwänge für prinzipienlo¬ 
se Kompromisse und Zugeständnisse 
sowie dauernde Versuchungen für die 
Täuschung der eigenen Anhänger und 
Wähler, auch der gesamten Öffent¬ 
lichkeit, denk- und machbar wäre. Die 
neueren Entwicklungen in der EU so¬ 
wie das absolut und relativ wachsende 
internationale Gewicht der Bundesre¬ 
publik verschärfen die Problemstellung 
sowie die Tragweite von Entscheidun¬ 
gen. 

Angesichts solcher Umstände wür¬ 
den mit einem Regierungseinritt der 
Partei „Die Linke“ weit über ein Jahr¬ 
hundert bittere Erfahrungen von Krie¬ 
gen, deren Opfer und die vielfachen 
Schwüre „Nie wieder Krieg!“, die his¬ 
torischen Lektionen über den Preis von 
„Realpolitik“ sowie die bisher einge¬ 
gangenen friedenspolitischen Verpflich¬ 
tungen missachtet. Die komplexen 
Rückwirkungen von Rüstung, Inter¬ 
ventionen und Besatzungsregimes - 
bereits jetzt in weit über einem Dut¬ 
zend Ländern - auf alle gesellschaft¬ 
lichen Bereiche, staatliche Prioritäten 
und Zwänge sowie die öffentliche Be¬ 
wusstseinsbildung und und politisch¬ 
moralische Normen werden bei weitem 
verkannt, wenn behauptet wird, diese 
Begleiterscheinungen und Wirkungen 
ließen sich eingrenzen und mit guten 
Absichten entscheidend beeinflussen. 
Die Bundesrepublik Deutschland, ihre 
Bevölkerung und ihr Parlament, nicht 
zuletzt auch die außerparlamentarische 
Friedensbewegung, verlören die letzte 
repräsentative Stimme in einem der 
zentralen staatlichen Macht- und Ent¬ 
scheidungsorgane. 

1 Im Text „Die Linke“ bzw. Linke 

2 Vgl. ergänzend zu den hier vertretenen 
Positionen mein Statement in der Histori¬ 
schen Kommission am 12. März 2016 „Ge¬ 
schichtspolitik, am Beispiel der Linkskoali¬ 
tion in Thüringen“, in: Marxistische Blätter, 
3_2 016,S.11-16,oder Website DIE LINKE, His¬ 
torische Kommission, Diskussionsbeiträge, 
sowie: „Geschichte als Tauschobjekt für Re¬ 
gierungsbündnisse?“ In: Marxistische Blät¬ 
ter, 3_2 017, S. 154-162 
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Schuldig, weil Feind 

Peter Millers Dokumentarfilm „Sacco und Vanzetti“ 


Kultursplitter 


Starke Worte 

Die für Ende August angekündigte do- 
cumenta-Performance „Auschwitz on 
the beach“ des Italieners Franco Bifo 
Berardi sorgt in Kassel für Empörung. 
Die documenta relativiere „mit diesem 
Titel die nationalsozialistische Juden¬ 
verfolgung“, sagte Martin Sehmisch, 
Leiter der Informationsstelle Antise¬ 
mitismus in Kassel. Zudem werde „die 
europäische Migrationspolitik, die in 
der Performance thematisiert werden 
soll, mit Vokabeln belegt, die aus dem 
Kontext des nationalsozialistischen 
Massenmordes an den europäischen 
Juden“ stammten. In der offiziellen An¬ 
kündigung der Veranstaltung bezichtigt 
der Autor und Aktivist Berardi die Eu¬ 
ropäer (wen meint er damit?) „Kon¬ 
zentrationslager“ auf ihren eigenen 
Territorien einzurichten und „Gaulei¬ 
ter“ in der Türkei, Libyen und Ägypten 
dafür zu bezahlen, die „Drecksarbeit“ 
entlang ihrer Küsten zu erledigen. „Das 
Salzwasser hat mittlerweile Zyklon B 
ersetzt“, heißt es unter anderem. Berar¬ 
di rechtfertigte seine Wortwahl mit der 
Begründung, dass der Name Auschwitz 
für das stünde, was gänzlich unmensch¬ 
lich sei. Er habe lange gezögert, solche 
Worte zu schreiben. 

Hilfloses Gerede 

Die Ruhrtriennale begann am letzten 
Freitag in der Bochumer Jahrhundert¬ 
halle mit der Debussy-Oper „Pelleas et 
Melisande“. Die Eröffnungsrede hielt 
die unsägliche Literaturnobelpreisträ¬ 
gerin Herta Müller. Bis zum 30. Sep¬ 
tember gibt es im ganzen Ruhrgebiet 
Schauspiel-, Opern- und Musikauffüh¬ 
rungen sowie Installationen. Spielorte 
sind häufig Industriedenkmäler, etwa in 
Bochum, Dinslaken, Dortmund, Duis¬ 
burg und Essen. Es ist die letzte Ruhr¬ 
triennale-Spielzeit von Intendant Jo- 
han Simons. Er sieht die humanistisch¬ 
aufgeklärte Weitsicht schmerzvoll in 
Frage gestellt. Simons äußerte sich bei 
der Vorstellung des Programms sehr 
skeptisch zum Zustand der Welt: „Un¬ 
ser Selbstverständnis bekommt Risse. 
Unsere europäische, humanistisch-auf¬ 
geklärte Sicht auf die Welt ist nicht die 
einzig denkbare. Wir sind mit aggres¬ 
siven Gegenentwürfen konfrontiert.“ 
Wie er diese Sicht angesichts der im¬ 
perialistischen Aggressionen noch als 
humanistisch bezeichnen kann, bleibt 
wie auch sein Seelenschmerz gerade¬ 
zu typisch für sich gerne als linksliberal 
verstehende Kulturmanager. Mit dem 
hilflosen Titel „Freude schöner Göt¬ 
terfunken“ unterstreicht die diesjähri¬ 
ge Ruhrtriennale ihre Orientierungs¬ 
losigkeit bei der Suche nach Utopi¬ 
en und Visionen. Geldgeber, genannt 
Projektförderer, sind die Stiftungen der 
verschiedenen Konzerne der Ruhrin¬ 
dustrie. 

Trump kneift 

Der Kennedy-Preis wird seit 1977 durch 
das John F. Kennedy Center for the Per- 
forming Arts in Washington, D. C. jähr¬ 
lich am ersten Dezember-Wochenende 
an darstellende Künstler für deren „au¬ 
ßergewöhnliche Beiträge zur amerika¬ 
nischen Kultur mit ihrem Lebenswerk 
durch ihre dargestellten Künste“ ver¬ 
geben. Geld gibt es nicht, nur schöne 
Orden für das Dekollete bzw. für das 
Revers. Nach Boykottankündigungen 
mehrerer Preisträger hat US-Präsident 
Donald Trump seine Teilnahme an den 
diesjährigen Feiern anlässlich der Ken- 
nedy-Center-Auszeichnungen abge¬ 
sagt. Er und First Lady Melania Trump 
hätten sich entschieden, sich nicht an 
den „Aktivitäten“ zu beteiligen, um 
den Geehrten ein Feiern „ohne poli¬ 
tische Ablenkungen“ zu ermöglichen, 
teilte das Weiße Haus mit. Schade, denn 
die diesjährigen Geehrten und ihre 
Vorgängerinnen hätten dem Herrn si¬ 
cherlich so einiges auf die Ohren gege¬ 
ben. TV-Produzent Norman Lear und 
Carmen de Lavallade, eine der ersten 
Afroamerikanerinnen, die an der Me¬ 
tropolitan Opera tanzten, hatten zuvor 
mitgeteilt, dass sie dem Empfang aus 
Protest gegen Trumps Politik fernblei- 
ben würden. Gloria Estefan hätte die 
Veranstaltung lieber nutzen wollen, um 
ihre Sichtweise klarzumachen und sag¬ 
te ebenfalls ab. Herbert Becker 


D ie USA als Land von „freedom 
& democracy“ und unbegrenzten 
Möglichkeiten, das war wohl ihr 
Traum, als Nicola Sacco und Bartolomeo 
Vanzetti, zwei von vielen jungen Italie¬ 
nern, 1908 dorthin auswanderten. Knapp 
20 Jahre später, am 23. August 1927, star¬ 
ben beide in Massachusetts auf dem 
Elektrischen Stuhl. Schlicht „Sacco und 
Vanzetti“ hieß 1971 ein Spielfilm, den 
der Italiener Giuliano Montaldo über sie 
drehte, und so heißt auch ein Dokumen¬ 
tarfilm des US-Regisseurs Peter Miller, 
der zum 80. Jahrestag ihrer Hinrichtung 
entstand und nun mit zehnjähriger Ver¬ 
spätung von einem rührigen Kleinver¬ 
leih in deutsche Kinos gebracht wird. Er 
zeigt, wie eine Justiz, die von Rassismus 
und nach der Revolution in Russland 
auch vom „big red scare“ (Kommunis¬ 
tenfurcht) geprägt war, den beiden Ita¬ 
lienern mit allen juristischen Unmög¬ 
lichkeiten einen Raubmord andichtete. 
Da wurden Beweisstücke vertauscht, 
Akten unterdrückt, Zeugen diskrimi¬ 
niert und Verteidigeranträge pauschal 
abgewiesen. Richter und Staatsanwälte, 
die durch offen rassistische Äußerungen 
aufgefallen waren, erklärten sich selbst 
für nicht befangen. 

Solche Ungeheuerlichkeiten pas¬ 
sen in ein Gesellschaftssystem, in dem 
einige Bosse der Stahl- und Schwerin¬ 
dustrie sich unvorstellbare Reichtümer 
erwerben konnten auf Kosten der Ar¬ 
beiter, die meist ohne Arbeitsschutz und 
Krankenversicherung gefährliche Arbeit 
leisten mussten. So auch die beiden ita¬ 
lienischen Einwanderer, die bald ihre Il¬ 
lusionen über die USA und ihre Institu¬ 
tionen verloren und sich dem in Boston 
agierenden Anarchisten Luigi Galleani 
annäherten. Der rief auch zu Gewaltak¬ 
tionen gegen die „kapitalistischen Un¬ 
terdrücker“ auf, aber eine konkrete Be¬ 
teiligung an dessen Attentaten wurde 
den beiden nie unterstellt, und Montal¬ 
do schildert Vanzetti in Millers Film so- 


„Ich wusste und weiß, warum ich ver¬ 
folgt und gefoltert wurde. Ich war ein 
entschlossener Untergrundkämpfer. 
Ich war ein Kommunist und wusste, 
wenn sie mich fassen, dann foltern sie 
mich zu Tode. Trotzdem habe ich wei¬ 
ter im Untergrund gegen die Militär¬ 
diktatur agiert. Ich hatte aber die Mög¬ 
lichkeit, einfach aufzuhören. Ich hatte 
die Möglichkeit, einfach ins Ausland zu 
fliehen. Anders als Familie Arslan. Fa¬ 
milie Arslan war einfach hier. Drei An¬ 
gehöriger wurden so willkürlich ermor¬ 
det, dass sie nicht einmal wussten, wie 
Großvater Nazim es richtig zur Sprache 
gebracht hat, warum sie sterben muss- 
ten. (...) 

Ich dachte, dass Deutschland eines 
der sicheren Länder für Einwanderer 
geworden war ... 

Ich war nicht schockiert, dass die 
NSU-Täter wie Vernichtungsprophe¬ 
ten unterwegs waren und zehn Men¬ 
schen ermordeten. Vernichtungsfanta¬ 
sien kann man aus den Köpfen nicht 
tilgen. Vernichtungsseelen kehren 
wieder, trotz aller Erfahrungen und 
trotz aller Aufarbeitung. Wie in der 
Vergangenheit wird es in der Zukunft 
Menschen geben, die sich als Vernich¬ 
tungspropheten betrachten. Hier und 
überall. 


gar als überzeugten Christen, der Jesus 
als Revolutionär bewunderte. 

Im Mai 1920 wurden die beiden Ar¬ 
beiter verhaftet. Vorgeworfen wurde ih¬ 
nen die Beteiligung am Raubüberfall 
auf Frederick Parmenter, den Lohn¬ 
buchhalter einer Schuhfabrik, und sei¬ 
nen Begleiter, die beide erschossen 
wurden. Der Verdacht fiel zunächst auf 
die berüchtigte Morelli-Bande, aber als 
Anhänger einer anarchistischen Gruppe 


passten Sacco und Vanzetti als „Täter“ 
besser in die Wahnvorstellung von einer 
kommunistischen Verschwörung, und 
das wurde ihnen zum Verhängnis. Trotz 
zahlloser Verfahrensfehler und Unge¬ 
reimtheiten sprachen die Geschworenen 
sie im Juli 1921 schuldig. Selbst weltwei¬ 
te Proteste und etliche Revisionsanträge 
der Verteidigung konnten nur den Ter¬ 
min der Hinrichtung verzögern. Richter 
Webster Thayer über Vanzetti: „Dieser 
Mann, auch wenn er die ihm zugeschrie¬ 
bene Tat vielleicht nicht begangen hat, 
ist trotzdem schuldig, weil er ein Feind 
unserer bestehenden Institutionen ist.“ 


Schlimmer war, dass die von mir 
so geschätzte Erinnerungskultur 
Deutschlands plötzlich wie ausgelöscht 
schien. Kein Blick auf die Vorausset¬ 
zungen dieses Terrors, keine Bereit¬ 
schaft, Verbindungen zu ziehen, Blind¬ 
heit, Verweigerung, Projektionen. Von 
einem schlichten Versagen des Staa¬ 
tes bei der Verfolgung der Täterin¬ 
nen kann man gar nicht reden. Nach 
fünf Jahren NSU-Prozess müssen wir 
feststellen: Die Sicherheitsbehörden 
haben nicht nur versagt. Sie haben es 
verdient, als Dulder und Mittäter be¬ 
trachtet zu werden. 

Wer fühlt sich jetzt unschuldig? 
Mölln? Solingen? Köln und seine Ver¬ 
fassungsschutzzentrale? 

Ich kann ohne Ohnmachtsgefühle 
die Gerichtsprotokolle des NSU-Pro- 
zesses nicht mehr lesen. Ohne Ohn¬ 
machtsgefühl kann ich nicht mehr die 
Protokolle der parlamentarischen Un¬ 
tersuchungskommissionen lesen. Nicht 
nur die Angehörigen der Ermordeten, 
die jahrelang von den Ermittlern ver¬ 
dächtigt wurden, sind enttäuscht, son¬ 
dern auch ich bin enttäuscht, ich, der 
ich dem Staat und seiner Aufarbei¬ 
tungsleistung vertraut hatte ... 

,Mölln fühlt sich unschuldig. 4 Was 
für ein Satz. Wie viel Leugnung, wie 


Hatte es schon während der langen 
Haftzeit in vielen Städten Aktionen 
von Künstlern, Malern und prominen¬ 
ten Intellektuellen und Kundgebungen 
für ihre Freilassung gegeben, so schwoll 
nun weltweit die Protestbewegung, viel¬ 
fach initiiert von Kommunisten oder 
anderen linken Gruppen, auf Millionen 
an, wie Miller in beeindruckenden Ar¬ 
chivaufnahmen belegt. Jedoch für den 
damaligen Gouverneur von Massachu¬ 


setts, AlvanT. Füller, der später auch ein 
Gnadengesuch Vanzettis ablehnte, dien¬ 
ten diese Massenkundgebungen nur als 
weiterer Beweis für „eine Verschwörung 
gegen die Sicherheit der USA 4 . 

Miller, der 2000 auch einen einstün- 
digen Dokumentarfilm über die „In¬ 
ternationale“ als weltweite Hymne der 
Sozialisten vorlegte, hat vier Jahre an 
„Sacco und Vanzetti“ recherchiert und 
gearbeitet, und so hat er viel Zusagen. 
Was auch heißt, dass sein faktenreicher 
Film zu einem großen Teil aus „Talking 
Heads“, also sprechenden Köpfen be¬ 
steht: Interviews mit Historikern, Bür¬ 


viel Verweigerung steckt darin. ,Die 
Zeit 4 hat dies Unschuldsempfinden da¬ 
mals, 1992, zu Recht nicht gelten lassen. 
Umso weniger können wir einen sol¬ 
chen Satz heute, 24 Jahre und viele ras¬ 
sistische Gewalttaten später, gelten las¬ 
sen. Und doch ist es ein gesellschaftli¬ 
ches Desaster, wie viele Menschen und 
Institutionen heute diesen Satz für sich 
reklamieren: wie viele sich unschuldig 
fühlen wollen. Unschuldig am rechten 
Terror, unschuldig an den Morden des 
NSU, unschuldig an der Tatsache, dass 
organisiertes Morden zehn Jahre lang 
unentdeckt blieb. 

Wir dürfen uns solchem Leugnen 
der Verantwortung nicht ohnmäch¬ 
tig ergeben. Wir müssen für die Erin¬ 
nerungslandschaften in Deutschland 
kämpfen und für ihre Ausweitung ein- 
treten, wie es die Familie Arslan uner¬ 
müdlich betreibt. Ibrahim Arslan sagt, 
dass die Opfer keine Statisten sind. Sie 
sind die Hauptzeug_innen des Gesche¬ 
hens. Deshalb gedenken wir ihrer. 

Deshalb erinnern wir uns nicht nur 
des Anschlags in Mölln, deshalb geden¬ 
ken wir der Gewaltgeschichte hier und 
in anderen Ländern. Deshalb müssen 
wir einen transnationalen Erinnerungs¬ 
raum schaffen und ihn größer und un¬ 
übersehbarer machen, wie das Kutlu 


Unschuldig fühlen wollen 

Eine Rede des vergangene Woche in Spanien festgenommenen Schriftstellers Doga 


Der in Deutschland lebende und arbeitende Schrift¬ 
steller Dogan Akhanli ist vergangene Woche auf Ver¬ 
langen der türkischen Regierung in Spanien festge¬ 
nommen worden. Am 20. August kam der 60-Jährige 
wieder frei, darf aber Spanien bis auf Weiteres nicht 
verlassen. 

Die Festnahme ist Teil einer langen Verfolgungsge¬ 
schichte Akhanlis durch den türkischen Staat. Schon 
1975 verbrachte er fünf Monate in Untersuchungs¬ 
haft - wegen Kaufs einer linken Zeitschrift. 1987 kam 
Akhanli in Haft und wurde gefoltert, ebenso seine 
Frau. 1991 emigrierte er nach Deutschland und begann 
mit dem Schreiben. Seine Themen unterer anderem: 


Der Genozid an den Armeniern 1915/1916 („Die Rich¬ 
ter des jüngsten Gerichts“), die Versenkung des Flücht¬ 
lingsschiffs „Struma“ 1942 im Schwarzen Meer („Der 
letzte Traum der Madonna“). 2010 wurde er während 
einer Türkeireise noch einmal festgenommen. 
Engagiert ist Dogan Akhanli auch bei der Erinnerung 
an den Brandanschlag von Mölln vom 23. November 
1992, bei dem zwei junge türkische Mädchen und ihre 
Großmutter zu Tode kamen und neun weitere Mitglie¬ 
der der Familie Arslan zum Teil schwer verletzt wur¬ 
den. Bei einer Veranstaltung im vergangenen Jahr zum 
Gedenken an diesen Anschlag hielt der Schriftsteller 
die folgende Rede: 



gerrechts-Aktivisten, ein paar noch le¬ 
benden Zeitzeugen sowie Verwandten 
der beiden. Sein ergreifendstes Material 
aber sind die Briefe von Sacco und Van¬ 
zetti aus der Todeszelle an ihre Verwand¬ 
ten, für deren Verlesung er mit Tony 
Shalhoub und John Turturro sogar Hol¬ 
lywoodstars als Sprecher gewann. Mil¬ 
lers gründliche Recherche bringt auch 
Jeannette Parmenter, die Tochter des er¬ 
schossenen Buchhalters, vor die Kamera; 
auch sie kann angesichts der dubiosen 
Beweisführung der Anklage auf die Fra¬ 
ge nach der Schuld der zwei Angeklag¬ 
ten nur hilflos antworten: „Jemand muss 
es ja gewesen sein.“ 

Millers Film zeichnet zwar minutiös 
die Etappen und Wendungen in Schick¬ 
sal und Prozess seiner beiden Protago¬ 
nisten nach, bleibt aber als Linker und 
Internationalist dabei nicht stehen. Er 
macht deutlich, dass Rassismus und 
Kommunistenhass in den USA nach wie 
vor blühen. In einem Interview erklärte 
er dazu: „Der Fall Sacco und Vanzetti hat 
auch 80 Jahre nach seinem tragischen 
Abschluss den Amerikanern noch drin¬ 
gende Lektionen zu vermitteln. Wie zu 
Zeiten des ,red scare 4 damals haben auch 
die heutigen Amerikaner der Angst und 
dem Hurrapatriotismus erlaubt, unsere 
zivilen Rechte zu beschneiden und un¬ 
ser Rechtssystem zu kompromittieren.“ 
Sacco und Vanzetti wurden immerhin 
1976 durch Massachusetts-Gouverneur 
Michael S. Dukakis in aller Form reha¬ 
bilitiert, doch der letzte Teil von Millers 
81-minütigem Film führt in rascher Folge 
zahlreiche Beispiele an, die belegen, wie 
ungebrochen die USA als Weltpolizist 
das Recht brechen. Man muss nur an die 
ähnlich gelagerten Fälle von Leonard 
Peltier oder Mumia Abu Jamal denken, 
um eine fast lückenlose Linie zu den ak¬ 
tuellen Ereignissen in Charlotteville und 
US-Präsident Trumps Freundlichkeiten 
gegenüber dem Ku-Klux-Klan zu ziehen. 

Hans-Günther Dicks 


Akhanli 

Yurtsever mit der Auschwitz-Überle¬ 
benden Esther Bejarano, tut. 

Wenn die Vernichtungspropheten 
und ihre Komplizen ankündigen, dass 
sie wieder da sind, müssen wir aufste¬ 
hen, wir, die wir die Mehrheit sind, und 
sagen: 

Wir sind auch da!“ 

Quelle: https://gedenkenmoellni 992. 
wordpress.com/ 


Anzeige 



Arzu Demir 

DIE R0JAVA 
REVOLUTION 

Kurdischer Widerstand 
im Nahen Osten 

Format: 14x20,5 cm, 248 Seiten 
mit Fotos, 15,00 € 

ISBN 978 3 88975 262 8 

www.zambon.net 





Freitag, 25. August 2017 


Geschichte 


unsere zeit m 


Wir waren 
Zeugen der 
Verbrechen 

Erinnerungen an den heldenhaften 
Kampf des vietnamesischen Volkes 

Von Irene und Gerhard Feldbauer 


E s ist jetzt 50 Jahre her, dass wir in 
Hanoi unseren ersten Einsatz als 
Ausländskorrespondenten für die 
Nachrichtenagentur ADN und die Zei¬ 
tung „Neues Deutschland“ begannen. 
Warum ergreifen wir jetzt das Wort? 
Die internationale Lage ist derzeit ge¬ 
kennzeichnet von einer wachsenden 
Kriegsbereitschaft der USA und ihrer 
Verbündeten in der Nato, parallel dazu 
der von Deutschland angeführten EU, 
zur Durchsetzung ihrer weltweiten Vor¬ 
herrschaft. Irak, Afghanistan, Syrien, Li¬ 
byen stehen als einige Beispiele. Wir wa¬ 
ren Zeitzeugen barbarischer Verbrechen 
des Imperialismus der USA und seines 
Hauptverbündeten aus der Bundesre¬ 
publik, aber auch des Scheiterns ihrer 
Pläne, das vietnamesische Volk ihren 
Weltherrschaftsplänen zu unterwerfen. 
Daran wollen wir erinnern. 

Dabei vergessen wir nicht den ge¬ 
genwärtig vorherrschenden Eindruck, 
dass die weltweiten neokolonialen Er¬ 
oberungsfeldzüge des Imperialismus, 
bei denen sich neben den USA die Bun¬ 
desrepublik hervortut, kaum zu stoppen 
wären. Das wird nicht so bleiben, auch 
diese Lehre vermittelt uns Vietnam: 
Bei unterschiedlichen und meist für die 


dem Imperialismus Widerstand leisten¬ 
den Völker derzeit ungünstigen Kräfte¬ 
verhältnissen sollte die Warnung nicht 
vergessen werden, welche die Vietna¬ 
mesen während ihres Kampfes in un¬ 
erschütterlicher Überzeugung verkün¬ 
deten: Dass die Aggressoren scheitern 
werden: am Widerstandswillen, am un¬ 
bändigen Freiheits- und Unabhängig¬ 
keitsdrang des Volkes. 

Wir trafen am 31. Juli 1967 abends 
mit einer IL-14 der China Airline in der 
Hauptstadt Nord Vietnams, das damals 
Demokratische Republik Vietnam hieß, 
ein. Am nächsten Morgen erlebten wir 
gegen sechs Uhr den ersten Angriff US- 
amerikanischer Jagdbomber auf Hanoi. 
Von nun an wurden wir unzählige Male 
Augenzeugen barbarischer Luftangrif¬ 
fe, der Zerstörung von Wohnvierteln, 
Krankenhäusern, Schulen und Betrie¬ 
ben, Kirchen und Pagoden, Straßen 
und Brücken, Bewässerungsanlagen 
der Reisfelder. Wir sahen blutbefleckte 
Kleider, zerfetzte Schulbücher, Kran¬ 
kenbetten, die aus Trümmern ragten, 
verstümmelte Menschen, Arme, Bei¬ 
ne abgerissen, die vielen, vielen Toten, 
Opfer in der Zivilbevölkerung, vor al¬ 
lem immer wieder Frauen, Kinder, alte 
Menschen. Am 19. November waren wir 
im größten Krankenhaus Hanois, dem 
Bach Mai, als es von mehreren Bomben, 
darunter den berüchtigten Kugelbom¬ 
ben, getroffen und ein Patient getötet, 
20 weitere verletzt wurden. Bei unseren 
Fahrten ins Land sahen wir verbrann¬ 
te Erde, die Mehrzahl der Städte und 
Dörfer in Schutt und Asche gelegt, und 
immer wieder das Leid, das man kaum 
beschreiben konnte. 

Der Luftterror gegen die Zivilbevöl¬ 
kerung entlarvte Tag für Tag die heuch¬ 


lerischen Behauptungen aus Washing¬ 
ton, es würden nur militärische Objekte 
angegriffen. In klassischer Kolonialher¬ 
renmanier hatte US-General Curtis Le- 
May, der damalige Oberkommandieren¬ 


de des Strategie Air Command, unver¬ 
hüllt gedroht: „Zieht eure Hörner ein, 
oder wir bomben euch in die Steinzeit 
zurück.“ Was hieß: Unterwerft euch un¬ 
serer Herrschaft, macht Schluss mit dem 
Sozialismus, keinerlei Unterstützung 
dem Viet Cong 1 im Süden. LeMay hatte 
schon während der Kubakrise 1962 von 
Präsident J. F. Kennedy gefordert: „Grei¬ 
fen wir an, zerstören wir Kuba vollstän¬ 
dig“. Nach Erreichen des atomaren Patt 
durch die UdSSR hatte er noch bis Ende 
der 50er Jahre einen massiven atomaren 
Erstschlag gegen Moskau gefordert. 

Feuertaufe am Roten Fluss 

Mitte August befanden wir uns mittags 
vor der Long-Bien-Brücke am Roten 
Fluss, als F-105 „Thunderchief“ angriffen. 
Der „Donnergott“ konnte neben seiner 
Kanonen- und Raketenbewaffnung auch 
eine Bombenlast von 6 000 kg tragen. Er 
war der damals modernste Jagdbomber 
der US-Air Force. Die „Thunderchief“ 
griffen etwa eine halbe Stunde lang in 
sieben Wellen die Long-Bien-Brücke 
an. Den Angreifern schlug ein starkes 
Abwehrfeuer der 57- und 100-mm-Flak 
entgegen. Beim Besuch einer Batterie 
lernten wir später diese wirksamen sow¬ 
jetischen Waffen näher kennen. Radar¬ 
gesteuerte Leitsysteme lenkten die Ge¬ 
schütze und steuerten ihre Granaten mit 
hoher Treffsicherheit ins Ziel. 

Die aus einigen tausend Meter 
Höhe fallenden Bomben hatten zu¬ 
nächst etwa Streichholzgröße, aber in 
Sekundenschnelle wuchsen sie zu ihrem 
vollen Ausmaß an und explodierten. Ich 
erinnere mich noch heute, wie Furcht 
mich ergriff und der Gedanke, nur weg 
von hier. Wir standen bei vier oder 
fünf Vietnamesen. Als wir aus unserem 


„Moskwitsch“ sprangen, um Deckung 
zu suchen, hatten sie uns zu sich geru¬ 
fen. Für sie war das Kriegsalltag und 
sie strahlten eine Ruhe aus, die uns, wie 
auch später noch oft, half, mit solchen 


Situationen fertig zu werden. Wir stan¬ 
den hinter einem etwa eineinhalb Me¬ 
ter hohen Schutzwall gegen Bomben¬ 
splitter. Irene stand bei einigen Frauen, 
sie hatte ein kleines Mädchen auf den 
Arm genommen. Ein älterer Vietna¬ 
mese legte kameradschaftlich seinen 
Arm auf meine Schulter, sein Lächeln 
schien zu sagen, keine Angst, wir halten 
durch. Die Long Bien wurde an diesem 
Tag nicht getroffen. Das Sperrfeuer der 
Luftabwehr hatte das verhindert. 

Mit Fotoreporter Hubert Link von 
ADN-Zentralbild, der im Frühjahr 
1968 für einige Wochen nach Vietnam 
kam, erlebten wir bei Vinh am Lam- 
Fluss in der Nacht einen furchtbaren 
Angriff auf einen Flussübergang. Wir 
konnten noch umkehren. Hinter uns sa¬ 
hen wir ein riesiges Flammenmeer und 
wussten, dort starben viele Menschen. 
Am Tag darauf erlebten wir in einem 
Dorf, in dessen Nähe wir keinerlei mi¬ 
litärische Objekte gesehen hatten, er¬ 
neut einen Angriff. Die Maschinen flo¬ 
gen so tief, dass wir die Köpfe der Pi¬ 
loten in den Kanzeln sahen. Wir hatten 
nur eins im Sinn, das Verbrechen mit 
unseren Kameras festzuhalten. Aber 
unsere vietnamesischen Begleiter wur¬ 
den wie so oft unsere Lebensretter. Sie 
zerrten uns förmlich mit Gewalt auf un¬ 
seren Jeep und wir rasten davon, das 
Dorf im Bombenhagel hinter uns zu¬ 
rücklassend. 

Begegnungen mit Ho Chi Minh 

Wir hatten das große Glück, mehrmals 
Ho Chi Minh zu begegnen. Wenn er mit 
uns sprach, uns die Hand drückte, uns 
freundschaftlich umarmte, sich nach 
unserem Befinden erkundigte, spürten 
wir in einer unvergesslichen Weise die 


kaum wiederzugebende Ausstrahlung 
dieser faszinierenden Persönlichkeit, 
an der nichts von Personenkult zu be¬ 
merken war. Auf einer Festveranstal¬ 
tung rief er Irene, die vor der Tribüne 
fotografierte, zu sich, erkundigte sich, 
wie es ihr gehe, wie ihr Hanoi gefalle, 
wie sie die schweren Bedingungen des 
Krieges ertrage, ob sie etwas Vietname¬ 
sisch verstehe und fragte vieles mehr. 
Er erzählte, dass er in der DDR war 
und etwas Deutsch spricht. 

Seine sprichwörtliche Bescheiden¬ 
heit, seine Anspruchslosigkeit, die seine 
Gegner gern als gekünstelt, als einstu¬ 
diert, als politisches Kalkül darstellten, 
entsprachen seiner Verbundenheit mit 
den Menschen aus dem Volk. Er wollte 
nicht besser leben als sie, es hätte ihn 
unglücklich gemacht, soll er einmal 
gesagt haben. Schon damit hat er ein 
wunderbares Vermächtnis hinterlassen. 
Sein Testament ist durchdrungen von 
der Liebe zu seinem Volk und der un¬ 
erschütterlichen Gewissheit, dass es bis 
zum Sieg kämpfen werde. 

Man möchte fast sagen, dass seine 
herausragende Führerpersönlichkeit 
erst nach seinem Tod sichtbar wurde. 
Denn als er während des erbitterten 
Befreiungskrieges im September 1969 
starb, hinterließ er nicht, worauf seine 
Feinde spekuliert hatten, ein Vakuum, 
sondern eine kampfgestählte Partei mit 
einem starken Führungskollektiv und 
ein von seinem Unabhängigkeitswillen 
beseeltes Volk, die sein Werk fortsetzten. 

MiG-Jäger über Ham Rong 

Die militärische Unterstützung der 
UdSSR war die entscheidende Grund¬ 
lage dafür, dass die DRV in der vier¬ 
jährigen Luftschlacht gegen die US 
Air Force siegte. Als die USA am 
1. November 1968 die bedingungslo¬ 
se Einstellung der Luftangriffe erklä¬ 
ren mussten, hatte ihre Luftabwehr 
3 243 USA-Flugzeuge abgeschossen, 
darunter eine Anzahl Hubschrauber. 
Die UdSSR bildete auch einen Groß¬ 
teil des vietnamesischen Militärperso¬ 
nals bei sich im Lande, aber auch durch 
Spezialisten vor Ort aus. Nie haben sich 
Truppen der UdSSR oder anderer so¬ 
zialistischer Staaten in Nordvietnam 
befunden. Vorschläge, darunter aus 
der DDR, Freiwillige nach dem Vor¬ 
bild der Internationalen Brigaden in 
Spanien nach Vietnam zu entsenden, 
wurden aus Hanoi immer abschlägig 
beschieden. Man wollte den USA kei¬ 
nen Vorwand zur Rechtfertigung ihrer 
eigenen massiven Truppenpräsenz im 
Süden liefern. 

Nach Berichten des US-Journals 
„The Reporter“ vom 12. Januar 1966 hat¬ 
te Moskau zu dieser Zeit Nord Vietnam 
bereits 7 000 Flugzeugabwehrgeschüt¬ 


ze geliefert und für etwa 130 Abschuss¬ 
basen SAM-Fla-Raketen. Die Zeitung 
schrieb, es seien „schon einige der sowje¬ 
tischen Militärs in Nordvietnam verwun¬ 
det oder sogar getötet worden“. Von der 
sowjetischen Nachrichtenagentur TASS 
wussten wir, dass etwa 3 000 Vietname¬ 
sen militärisch in der Sowjetunion ausge¬ 
bildet wurden, darunter zahlreiche Luft¬ 
waffenkadetten, die lernten, Abfangjäger 
MiG 21 zu fliegen. Vom ungarischen Mi¬ 
litärattache erfuhren wir, dass die DRV 
Anfang 1967 über 180 bis 200 MiGs ver¬ 
fügte und sich darunter die damals mo¬ 
dernsten Typen befanden. 

Die in den Luftstreitkräften des 
Warschauer Vertrages und anderer Ver¬ 
bündeter Staaten eingesetzte MIG 21 
war damals das modernste sowjetische 
Jagdflugzeug, das sich in Vietnam den 
vergleichbaren US-Maschinen überle¬ 
gen zeigte. Mit ihr fügten die nordviet¬ 
namesischen Piloten der US-Air Force 
im Luftkampf über der Ham-Rong- 
Brücke - nach der Long-Bien-Brücke 
von Hanoi der wichtigste Straßen- und 
Eisenbahn-Knotenpunkt nach Süden - 
am 3. April 1965 eine schwere Nieder¬ 
lage zu. Sie schossen 12 US-Flugzeu- 
ge ab, darunter mehrere F-105, die 
damals modernsten US-Jagdbomber. 
AP schrieb: „Es ist zur ersten Feindbe¬ 
rührung mit der nordvietnamesischen 
Luftwaffe gekommen, bei der die Ame¬ 
rikaner eine Schlappe erlitten.“ 

McCain wasserte im Truc-Bach-See 

Ende Oktober 1967 berichtete die Par¬ 
teizeitung „Nhan Dan“ mit Fotos und 
Personenangaben über 15 in den vor¬ 
angegangenen Tagen abgeschossene 
US-Piloten. Unter ihnen war der Ma¬ 
rineflieger Major John Sydney McCain, 
Enkel des gleichnamigen Befehlsha¬ 
bers der US-Flugzeugträger im Pazifik 
während des Zweiten Weltkrieges und 
Sohn des Befehlshabers der US-Flotte 
in Europa. Er war am 26. Oktober mit 
seiner F 4 „Phantom“ über Hanoi ab¬ 
geschossen worden. McCain stürzte in 
den Truc-Bach-See, brach sich Arme 
und Beine und wäre ertrunken, wenn 
der Leutnant der Volksarmee Mai Van 
On ihn nicht aus dem Wasser gezogen 
hätte. Eine Krankenschwester leistete 
erste Hilfe. 

Nach seiner Entlassung 1973 be¬ 
suchte McCain mehrmals Hanoi, ohne 
nach seinem Lebensretter zu fragen. 
Erst 1996, er war inzwischen Sena¬ 
tor von Arizona, traf er sich mit Van 
On und überreichte ihm eine „Erin¬ 
nerungsmedaille“ des US-Kongresses. 
2000 kandidierte McCain für die Re¬ 
publikaner um die Präsidentschaft, 
2008 ein zweites Mal. Die humane 
Rettungstat eines vietnamesischen Of¬ 
fiziers passte nicht ins Konzept seiner 
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Wahlkampfreden und so behauptete er, 
die Nordvietnamesen hätten ihn miss¬ 
handelt. 

Washington erklärte, die Verluste 
seien gering. 15 innerhalb weniger Tage 
abgeschossene Flieger widerlegten das 
schon zur Genüge. Hinzu kam, dass die 
Piloten sich nicht immer an die aus¬ 
gegebenen Parolen hielten. Der über 
Nordvietnam davongekommene Spit¬ 
zenflieger Oberst Robin Olds erklär¬ 
te, die Luftabwehr Nord Vietnams habe 
sich „enorm verstärkt, sowohl durch 
Flakfeuer als auch MiGs und Boden- 
Luft-Raketen.“ Zu Letzteren gestand 
er ein: „Es sind furchterregende Rake¬ 
ten, wenn sie es wissen wollen.“ Oberst 
Robinson Risner, ein Flieger-Ass aus 
dem Koreakrieg, der am 16. Septem¬ 
ber 1965 abgeschossene wurde gab 
an, dass die Nordvietnamesen bei ei¬ 
nem Angriff seines Geschwaders von 
18 „Thunderchief“ fünf abgeschossen 
hatten. Der britische Konsul sagte mir 
einmal, das seien, verglichen mit den 
Abschussziffern, welche die Royal Air 
Force in der Luftschlacht über England 
gegen Görings Flieger erzielte, Ergeb¬ 
nisse, die sich sehen lassen könnten. 

Der Schwur von Nhan Trach 

1975 siegte Vietnam über die Militär¬ 
macht der USA, die stärkste der westli¬ 
chen Welt. Die große Hilfe des damals 
existierenden sozialistischen Lagers, da¬ 
runter modernste konventionelle Waf¬ 
fen aus der UdSSR, die weltweite So¬ 
lidarität der Völker und ihrer Friedens¬ 
kräfte, eingeschlossen die in den USA, 
waren entscheidende Grundlagen die¬ 
ses Sieges. Aber ausschlaggebend, dass 
diese Faktoren zur Geltung kommen 
konnten, war letztendlich der nicht zu 
brechende Widerstandswille des Volkes, 
den zu mobilisieren eine kommunisti¬ 
sche Partei verstand, die der legendäre 
Führer Ho Chi Minh gegründet hatte. 
Die Antwort auf die uns immer bewe¬ 
gende Frage, woher das Volk Vietnams 
die Kraft nahm, diesen ungeheure Opfer 
auch an menschlichem Leben fordern¬ 
den Kampf durchzustehen, erhielten wir 
bei den Begegnungen mit seinen Men¬ 
schen. Ihre Erinnerungen an das ein 
Jahrhundert währende Kolonialjoch, 
das die USA wie vorher Frankreich wie¬ 
der errichten wollten, waren so furcht¬ 
bar, dass sie diese kaum vorstellbare 
Kraft zum Widerstand hervorbrachten. 

Im Kohletagebau von Hong Gai er¬ 
zählten uns ältere Arbeiter, wie sie aus¬ 
gebeutet wurden; Es gab keinen freien 
Sonntag, keinen bezahlten Urlaub, kei¬ 
ne gesundheitliche Betreuung, keine 
Sozialversicherung, keine Arbeitslosen¬ 
unterstützung. Für die geringsten „Ver¬ 
gehen“ setzte es Prügelstrafen, Geldbu¬ 
ßen und Gefängnis. Die französischen 
Unternehmer unterhielten in Hong Gai 
wie auch auf den Kautschukplantagen 
im Süden ihre eigene Polizei und eigene 
Gefängnisse. Die Grubenarbeiter muss¬ 
ten wie Strafgefangene auf der Arbeits¬ 
kleidung Nummern tragen. Ihre elende 
Lage hatte der US-amerikanische Jour¬ 


nalist H. A. Frank in seinem 1926 in Lon¬ 
don erschienenen Buch „East of Siam“ 
beschrieben: „Es sind arme Sklaven, in 
armselige Lumpen gehüllt, und schwach 
ist die Hand, welche die Hacke schwingt. 
Die Sonne brennt erbarmungslos, die 
Arbeit ist kräftezehrend, doch sie bringt 
nur wenig ein. Es gab dort auch Frauen, 
und vor allem, hinter den Kohlekarren, 
kleine Kerlchen von kaum 10 Jahren; 
ihre von Erschöpfung gezeichneten, mit 
Kohlenstaub bedeckten Gesichter aber 
glichen denen von Vierzigjährigen. Ihre 
nackten Füße waren von einer harten 
Kruste bedeckt. Ohne Pause trotteten 
sie durch den Staub.“ 

Die verheerenden Folgen der Welt¬ 
wirtschaftskrise 1929 erfassten auch 
Vietnam. Das Jahreseinkommen der 
220 000 Industrie- und Plantagenar¬ 
beiter und der über neun Millionen 
feudalabhängigen Bauern betrug nur 
sechs Prozent dessen, was französische 
Arbeiter erhielten. Eine furchtbare 
Hungersnot raffte über 100 000 Men¬ 
schen dahin. In diesem unbeschreibli¬ 
chen Elend wuchs der Hass gegen die 
Unterdrücker. Immer mehr Vietname¬ 
sen die sicher nicht Marx’ Worte kann¬ 
ten, dass sie nichts zu verlieren hatten 
als ihre Ketten, kamen zu dieser Ein¬ 
sicht, die zur maßgeblichen Triebkraft 
des nationalen Befreiungskampfes 
wurde, an dem schließlich Millionen 
teilnahmen, erst gegen Frankreich, 
dann gegen die USA. 

In den Provinzen Nghe An und Ha 
Tinh in Zentralvietnam lernten wir Teil¬ 
nehmer an dem Bauernaufstand ken¬ 
nen, der im September 1930 gegen die 
Hungersnot ausbrach. Die gerade erst 
von Ho Chi Minh im Februar gegründe¬ 
te Kommunistische Partei, die nur 1 828 
Mitglieder zählte, übernahm die Führung 
der spontanen Erhebung. Ein Großteil 
Kommunisten ging in die Aufstandsge¬ 
biete, wo mit Unterstützung der Arbeiter 
vietnamesische Sowjets entstanden, die 
Großgrundbesitzerland an die Bauern 
verteilten. 30 000 Kämpfer Roter Gar¬ 
den verteidigten die Sowjetgebiete über 
acht Monate gegen eine militärische 
Übermacht von über 100 000 Mann der 
Kolonialtruppen. An ihrer Spitze stan¬ 
den Militärkader, die, von Ho Chi Minh 
delegiert, ein Studium an der Militäraka¬ 
demie der Roten Armee in Moskau und 
an der Militärischen Lehranstalt Huang 
Pu bei Kanton, an der sowjetische Mili¬ 
tärs Offiziere der Volksbefreiungsarmee 
als auch der Truppen Chiang Kai-sheks 
in der Periode der Einheitsfront ausbil¬ 
deten, absolviert hatten. 

Dem kolonialen Mordterror üelen 
Zehntausende zum Opfer, Dutzende 
Dörfer wurden dem Erdboden gleich 
gemacht, Tausende Häuser niederge¬ 
brannt. Die meisten Mitglieder des 
Zentralkomitees der KPV üelen der 
Polizei in die Hände. Unter den Toten 
befand sich der Führer der Sowjetbe¬ 
wegung, das ZK-Mitglied Pho Nguyen 
Sac. Der erste Generalsekretär Tran 
Phu starb an den Folgen grausamer 
Folterungen. Ho Chi Minh, der nach 


China entkam, wurde in Abwesenheit 
zum Tode verurteilt. Die meisten Kom¬ 
munisten besiegelten ihre Treue zur 
Revolution mit dem Tode. 

Die revolutionäre Massenbewegung 
und die Sowjets 1930/31 bildeten, wie 
Ho Chi Minh einschätzte, das Vorspiel 
zur siegreichen Augustrevolution 1945. 
Hätten wir die Bauern 1930 im Stich ge¬ 
lassen, wären sie uns 1945 nicht gefolgt, 
so seine Wertung. In diesen Kämpfen 
entstand das unerschütterliche Vertrau¬ 
en der Volksmassen in die kommunisti¬ 


sche Partei als Führer des revolutionä¬ 
ren Befreiungskampfes und der Vertei¬ 
digung seiner Errungenschaften. 

In Nhan Trach, einem Fischerdorf 
im Süden, zeigten die Einwohner uns 
ihr kleines Museum, das an die koloni¬ 
ale Vergangenheit erinnerte. Vor 1945 
starben 261 Einwohner an Epidemien, 
240 mussten als Arbeitslose das Dorf 
verlassen, 154 Mädchen mussten sich 
verkaufen, 76 Familien ihre Kinder ver¬ 
kaufen, 74 starben den Hungertod. 

Im Widerstand gegen Frankreich 
von 1946 bis 1954 wurden 700 Einwoh¬ 
ner gefoltert und deportiert, 422 fielen 
den Säuberungsaktionen der Kolonial¬ 
truppen zum Opfer, 54 wurden ermor¬ 
det, 52 bei Folterungen verkrüppelt, 
201 Häuser in Brand gesteckt, 72 Boo¬ 
te geraubt. 

Ein alter Bauer schaute uns zu, als 
wir die Zahlen aufschrieben. Er war 
76 Jahre, 61 davon hatte er unter dem 
Kolonialjoch gelebt. „Was Sie hier auf¬ 
geschrieben sehen, haben wir beseitigt. 
Wir haben uns ein menschenwürdiges 
Dasein geschaffen. Wir haben ein ei¬ 
genes Dach über dem Kopf, die Boo¬ 
te gehören uns, ebenso der Boden und 
der Reis, den wir ernten, und die Fi¬ 
sche, die wir fangen.“ In seiner Stimme 
klang Stolz auf das Erreichte: „Kein 
Kolonialherr und kein einheimischer 
Ausbeuter kann uns das mehr weg¬ 
nehmen. Wir haben genug zu essen, 
unsere Kinder können zur Schule ge¬ 
hen und sogar studieren. Ich selbst 


habe im Alter noch lesen und schrei¬ 
ben gelernt. Wir sind freie Menschen, 
niemand kann uns mehr beschimpfen, 
treten oder gar einsperren. Das vertei¬ 
digen wir gegen die Amerikaner, denn 
was wollen sie anderes in Vietnam, als 
ein neues Kolonialjoch zu errichten. 
Wir sehen es doch in Südvietnam, wie 
unsere Landsleute von ihnen gedemü- 
tigt, geknechtet und gemartert werden. 
Nein und nochmals nein! Lieber wollen 
wir in diesem Kampf sterben als in das 
Joch der Knechtschaft zurückkehren. 
Die Amerikaner sollen abziehen, sie 
sollen sich endlich nach Hause sche¬ 
ren und uns Vietnamesen in Ruhe und 
Frieden lassen.“ 

Die kleine Hütte hatte sich mit 
Menschen gefüllt und vor dem Eingang 
drängten sich weitere. Sie wiederholten 
seine letzten Worte wie einen Schwur: 
„Ja, sie sollen abziehen, sie sollen sich 
endlich nach Hause scheren und uns in 
Ruhe lassen.“ 2 

Begegnungen des 
Internationalismus 

In Hanoi trafen wir Madeleine Riffaud, 
von der unter anderem das packende 
Buch „Ecrit sous le Bombes“ (Geschrie¬ 
ben unter Bomben) stammte, das in der 
DDR unter „Unsichtbare Brücken“ er¬ 
schien. Die leidenschaftliche und mu¬ 
tige Publizistin, die als Studentin der 
französischen Widerstandsbewegung 
angehörte, hatte 1965 als Kriegsbe¬ 
richterstatterin an zahlreichen Kämp¬ 
fen der FNL in Südvietnam teilgenom¬ 
men und darüber berichtet. Wir trafen 
die berühmten niederländischen Doku- 
mentarfilmer Joris Ivens und seine Frau, 
deren Film „Der 17. Breitengrad“ 1967 
weltweit die USA-Aggression anpran¬ 
gerte. Wir lernten Peter Weiss kennen, 
den schwedisch-deutschen Schriftstel¬ 
ler, der als Mitglied des Russell-Tribu¬ 


nals dazu beitrug, die barbarischen Ver¬ 
brechen der USA in Vietnam zu enthül¬ 
len. Auf einem Empfang hatten wir ein 
rührendes Erlebnis mit Jassir Arafat. 
Als während der Vorstellung der an¬ 
wesenden Diplomaten und Journalis¬ 
ten die Reihe an uns kam, erhoben wir 
unsere Gläser und sagten „Fi Sichatak“ 
„zum Wohl, auf deine Gesundheit“. Es 
waren die einzigen arabischen Wörter, 
die wir von gelegentlichen Besuchen 
in der ägyptischen Botschaft kannten. 
Arafat glaubte, wir sprächen Arabisch. 
Er umarmte uns herzlich und antwor¬ 
tete mit einem Wortschwall in seiner 
Landessprache. Wir mussten nun - in 
Französisch - Farbe bekennen, was je¬ 
doch der freundschaftlichen Begegnung 
keinen Abbruch tat, zumal wir ihm sag¬ 
ten, dass wir auf dem Flug nach Hanoi 
gerade in Kairo Station gemacht und im 
Nildelta die Trümmer einer abgeschos¬ 
senen israelischen „Mirage“ besichtigt 
hatten. Der vietnamesische Protokoll¬ 
chef hatte Mühe, den Palästinenser-Prä¬ 
sidenten zum Weitergehen zu bewegen. 
Wir lernten einen Arafat kennen, der 
menschliche Wärme ausstrahlte, mit 
Leidenschaft und Überzeugung die Sa¬ 
che seines leidgeprüften Volkes vertrat. 

Im März 1970 weilte Rolf Priemer 
als SDAJ-Vorsitzender auf Einladung 
des kommunistischen Jugendverban¬ 
des mit einer Delegation in der DRV. 
Die SDAJ hatte eine eigene Spende, ei¬ 
nen Sanitätsbus, nach Hanoi geschickt. 
Mit der DKP war die SDAJ aktiv in 


der Protest- und Solidaritätsbewegung 
Westdeutschlands vertreten. Rolf Prie¬ 
mer arbeitete im Exekutivausschuss 
der „Initiative Internationale Vietnam- 
Solidarität“, welche die Aktivitäten ko¬ 
ordinierte, mit. Deren Hilfe belief sich 
zu dieser Zeit bereits auf mehrere Mil¬ 
lionen DM. Für den Bau eines Kran¬ 
kenhauses mit 250 Betten, der gerade 
beendet worden war, hatte die IIVS mit 
der Caritas zwei Millionen DM aufge¬ 
bracht. 

DDR und BRD auf 
entgegengesetzten Positionen 

Während die DDR mit einer von Mil¬ 
lionen ihrer Bürger getragenen Solida¬ 
ritätsbewegung den Befreiungskampf 
des vietnamesischen Volkes unterstütz¬ 
te, stand die BRD dagegen, wie auch in 
Kuba, Chile oder Südafrika, in Vietnam 
auf der Seite der Aggressoren. Das offi¬ 
zielle Bonn unterstützte bedingungslos 
politisch und wirtschaftlich, personell 
und moralisch, aber auch direkt, wenn 
oft auch verdeckt, militärisch den bar¬ 
barischen USA-Krieg. Die IG-Farben- 
Nachfolger BASF und die Farbwerke 
Hoechst beteiligten sich an der Produk¬ 
tion und Lieferung von Giftgasen nach 
Saigon, 2 500 westdeutsche Techniker, 
darunter 120 Piloten, sammelten Kriegs¬ 
erfahrungen in Vietnam, Bundeswehr¬ 
offiziere werteten sie in der Truppe aus. 3 

Vietnam heute 

Im Oktober 1970 verließen wir Ha¬ 
noi mit der Gewissheit, dass Vietnam 
siegen wird. 1975 war es so weit. 1976 
beschlossen die DRV und die im Be¬ 
freiungskampf gebildete Republik 
Südvietnam (RSV) auf dem Weg der 
Wahl einer Nationalversammlung die 
Wiedervereinigung und als Bekenntnis 
des gemeinsamen Weges zum Sozialis¬ 
mus die Staatsbezeichnung Sozialisti¬ 
sche Republik Vietnam (SRV). Damit 


wurde der Konterrevolution im Süden 
die staatliche Basis entzogen, was eine 
entscheidende Grundlage dafür wur¬ 
de, dass die KPV die Niederlage des 
Sozialismus in Europa 1989/90 über¬ 
stand. Hoffnungen ihrer Gegner, die 
Partei werde den Weg osteuropäischer 
„kommunistischer und Arbeiterpartei¬ 
en“ gehen und den Pfad der Sozialde¬ 
mokratie einschlagen, erwiesen sich als 
Trugschluss. Die Partei Ho Chi Minhs 
und seiner Nachfolger hat sich nicht 
gewendet. 2015, zum 40. Jahrestag des 
Sieges, zählte die KPV 3,6 Millionen 
Mitglieder. 60 Prozent davon sind Ju¬ 
gendliche. Unter ihrer unbestrittenen 
Führung beschreitet Vietnam weiter 
seinen sozialistischen Weg und steigt 
als einstiges Agrarland zu einer mo¬ 
dernen Industrienation auf. Mit jähr¬ 
lichen Wachstumsraten von sechs bis 
acht Prozent ist die Wirtschaft Viet¬ 
nams die stärkste im gesamten südost¬ 
asiatischen Raum. 

1 Viet Cong, übersetzt vietnamesische 
Kommunisten. Damit war die Nationa¬ 
le Befreiungsfront FNL in Südvietnam 
gemeint, deren Mitglieder mehrheitlich 
keine Kommunisten waren, sondern ver¬ 
schiedenen politischen Gruppierungen 
und Parteien angehörten. 

2 Der Schwur von Nghan Trach. Beitrag 
des Autors in „Leipziger Volkszeitung“, 
20. Juli,1969. 

3 Ausführlich zumThema der Beitrag„Aus 
braunem Geist erschaffen“,jWThemen, 
3. August 2017. 



12.3.1968: Die DRV lässt drei festgenommene US-Piloten frei 
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An die Nachgeborenen - Bertolt Brecht 

Ich vermochte nur wenig. Aber die Herrschenden 
Saßen ohne mich sicherer, das hoffte ich. 

So verging meine Zeit, die auf Erden mir gegeben war. 

Die wir den Boden bereiten wollten für Freundlichkeit 
Konnten selber nicht freundlich sein. 

Ihr aber, wenn es soweit sein wird, 

Dass der Mensch dem Menschen ein Helfer ist - 
Gedenkt unserer mit Nachsicht. 

Dr. Erich Meurer 

27. 4. 1936-13. 8 . 2017 

Wir müssen Abschied nehmen von unserem Freund und 
Genossen Erich. 

Als Kriegskind lernte er die Welt kennen. Während der langen 
bleiernen Zeit der Adenauer-Ära grenzte er sich widerborstig 
ab. Er suchte Wege zur Literatur, dem Theater und der Musik 
- begleitet von Fernweh und immer mit dem Wunsch Neues 
zu entdecken. 

Fasziniert von „Gebautem", machte er die Architektur zu 
seinem Beruf. 

Das Engagement in der Friedensbewegung war ihm beson¬ 
ders wichtig. Die Mitbegründung des Aachener Friedensprei¬ 
ses war die logische Konsequenz. 

In einer schwierigen Phase übernahm er den Vorsitz der Aa¬ 
chener DKP. Er organisierte die ersten öffentlichen Auftritte 
nach vielen Jahren. Trotz - oder wegen - der zahlreichen an¬ 
stehenden Aktivitäten lag ihm die Bildungsarbeit der Gruppe 
besonders am Herzen. Ein Ergebnis seiner Initiative war die 
Gründung einer marxistischen Studiengruppe, die sich kollek¬ 
tiv an das „Kapital" herantraute und lange bestand. Bildung 
waren für ihn auch - unvergessene - Exkursionen für die Ge¬ 
nossinnen und Genossen unserer Gruppe in andere Städte, 
vor allem in sein geliebtes Ruhrgebiet. 

In den letzten Jahren engagierte er sich unermüdlich gegen 
die vielen - ihn anwidernden - faschistischen Aufmärsche in 
Aachen und Stolberg. Er fehlte bei keiner Demo! 

Wir vermissen ihn und werden seinen Kampf fortsetzen. 

DKP Aachen, SDAJ Aachen, WN-BdA Aachen 
DKP Bezirk Rheinland-Westfalen 



Klaus Feske 

*02.08.1934 t06.08.2017 


Er war mutig und immer 
bereit, für eine gute 
Sache einzutreten und 
unermüdlich dafür zu 
kämpfen. Er war mitfüh¬ 
lend und solidarisch, ein 
liebevoller Ehemann, 
Vater und Großvater. 
Nun ist er für immer von 
uns gegangen. 


Wir sind sehr traurig. * 

Hannelore Feske 
und Familie 



Die Beisetzung erfolgte 
in aller Stille. 


Nach langer schwerer Krankheit ist unsere Genossin 

Doris Tripp 

kurz vor Vollendung Ihres 80. Lebensjahres 
am 19. 8. 2017 verstorben 

Aufgewachsen in Chemnitz (Karl-Marx-Stadt), war sie ein 
echtes Kind der DDR. Gelernte Fräserin, Köchin und Wirt¬ 
schafterin mit ökonomischer Ausbildung, wurde sie Mitglied 
der FdJ und der SED. 1969 siedelte sie zu Ihrem Manni nach 
Frankfurt/M. über und wurde Mitglied unserer Partei. Viele 
kannten Doris als gestrenge Chefsekretärin von Jupp Mall¬ 
mann bei Plambeck. 

Immer war Doris ein großer Aktivposten in unserer Kreis¬ 
organisation. Ihre Soljanka auf den vielen Parteifesten war 
Legende. 

Doris hat auch nach 1989/90 nie den Mut verloren und 
geholfen unsere Kreisorganisation aktiv zu halten, bis die 
heimtückische Krankheit sie immer mehr aus dem aktiven 
Leben riss und sie die letzten Jahre, von Ihrem Manni auf¬ 
opferungsvoll betreut, in einem Seniorenheim verbringen 
musste. 

Wir nehmen Abschied von einer unermüdlichen Kämpferin 
für eine Welt des Friedens und des Sozialismus. Wir wer¬ 
den ihr Andenken in Ehren halten und in ihrem Sinne weiter 
kämpfen. 


Deine Genossinnen und Genossen der 



Unke* NiedenrHein 


Keine Aktion am 1.9. ohne UZ! 

Bestellungen über vertrieb@unsere-zeit.de 


Solidarität mit Syrien! 

Demonstration zum Weltfriedenstag! 

Gegen den Terrorkrieg von NATO, Israel, 

„iS" und Golfdespoten! 

Am 2. September 2017 in Frankfurt am Main 

Auftakt: 13.00 Uhr, Alte Oper 

Frankfurter Solidaritätskomitee für Syrien 

www.skfs.info Facebook: skfs.germany 


Strategiekonferenz 
des Parteivorstands der DKP 
Leitantrag zum 22. Parteitag der DKP 

Eingeladen sind DKP-Mitglieder 
und interessierte Kolleg(inn)en 

Einleitende Beiträge: 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP: Der Leitantrag und 
die aktuelle Imperialismus-Analyse der DKP 

Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vorsitzender der DKP: 
Der Leitantrag und die Grundlagen der 
antimonopolistischen Strategie der DKP 

Olaf Harms, Mitglied des Sekretariats des Partei¬ 
vorstands: Der Leitantrag und die konkreten 
Handlungsorientierungen der DKP 

Anschließende Debatte in Arbeitsgruppen. Es wird ein 
Unkostenbeitrag für Verpflegung und Raummiete in 
Höhe von 10,00 Euro / ermäßigt 5,00 Euro erhoben. 

Samstag, 30. 9. 2017, 10.00 -17.00 Uhr 

Hannover, Stadtteilzentrum Krokus, Thie 6, 
Haltestelle Kronsberg 
Um Anmeldung wird gebeten: 

E-Mail: pv@dkp.de / Tel.: (02 01) 17 78 89-0 Fax: -29 


Die DKP Kiel lädt ein zu 
einer Diskussionsveranstaltung: 

Rüstungskonversion 
Utopische Vorstellung oder 
aktuelle Notwendigkeit? 

Referentin: Anne Rieger 

Donnerstag, 31. August 2017,19 Uhr 

in der PUMPE (Haßstraße 22,24103 Kiel), Galerie 
Vortrag und Diskussion, Eintritt frei 

www.dkp-kiel.de info@dkp-kiel.de 




BlumenÄfür 

Stukenbrock 

2. September 1967 - 2. September 2017 

Mahn- und Gedenkveranstaltung zum Antikriegstag 2017. 

Sonnabend, 2. September. 

Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock. 

14.00 Uhr: Friedhofsführung 
15.00 Uhr: Kranzniederlegung 

Gedenkrede: Dr. Ulrich Schneider, Generalsekretär der 
internationalen Förderation der Widerstandskämpfer 
gegen den Faschismus 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Herzlichen Glückwunsch 

FREYA! 

Die 18 Jahre mit Dir waren 
spannend, lehrreich, schön 
und sehr lustig. 

Danke dafür! 

Deine Familie 


■ Die Tageszeitung/ungelVe/f sucht eine/n: 


- Redakteurin/Redakteur 

- Volontärin/Volontär 


im Ressort Außenpolitik 


Erwünscht sind: 

- praktische redaktionelle Erfahrungen, 

Sicherheit im Redigieren von Texten und in der Recherche, 

- Belastbarkeit, Teamfähigkeit, Flexibilität, Zuverlässigkeit, 

- Fremdsprachenkenntnisse und Ausländserfahrung, 

Engagement beim Betreuen und Neugewinnen von Autorinnen und Autoren. 


Bewerbungsunterlagen (inklusive Textproben) senden Sie bitte an: 

Verlag 8. Mai GmbH, Brigitte Jelkmann, 

Torstraße 6,10119 Berlin 
oder an bj@jungewelt.de 


junge Welt 


Einladung 

Landesmitgliederversammlung der 
DKP Thüringen 

7. Oktober 2017,11 Uhr 

Kulturkollektiv Goetheschule, Bahnhofstraße 29, 
98724 Lauscha 

Tagesordnung 

1. Begrüßung und Konstituierung 

2. Berichte des Landesvorstands 

3. Diskussion 

4. Antragsberatung und Beschlussfassung 

5. Mandatsprüfung 

6 . Entlastung 

7. Wahlen 

DKP Thüringen 


Toskana, nah am Meer 

*™.t**a*i-bietof.dt | 1U7Z 


Gkohuf m Olivenhain, 
■Partei Blick, Stille: 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hau* oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 FtWo litt 
ta. 60 oder ?5m : 

2 oder 3 2i MDE, Tcvnmv 
groflrügig au'-g«tattrt 

__ A 


Wettere Inlos und Buchung; 
www.t^tniooslmunes^u 




rfola reich steuern 


\ i nt er nehmen e 


vwJw-Stb-manniici i-de 
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Leserbriefe / Termine / Aktionen 


Freitag, 25. August 2017 


Innerimperialistische 

Konkurrenz 

„Liebling Hassobjekt“, 

UZ y. 11.8„ S. 6 

Über die Gründungsphase der Präsi¬ 
dentschaft Paul Kagames und des RPF- 
Regimes in Ruanda schreibt der Autor: 
„Als Buschguerilla-General befriedete 
Paul Kagame 1994 nach dem Gemet¬ 
zel der Hutu-Mehrheit an der Tutsi- 
Minderheit ein entvölkertes, zerstörtes 
Land, in dem eine Million Menschen 
umgekommen waren.“ Diese Darstel¬ 
lungsweise stellt die Vorgänge, die zum 
damaligen Regimewechsel führten, ge¬ 
wissermaßen auf den Kopf. Vor allem 
lässt sie unberücksichtigt, wodurch 
die - keineswegs einseitig von „der 
Hutu-Mehrheit an der Tutsi-Minder¬ 
heit“ verübten - riesigen Massaker erst 
hervorgerufen wurden: durch die (seit 
1990) von ugandischem Boden ausge¬ 
hende, durch Washington und London 
massiv unterstützte Invasion des Lan¬ 
des durch eben jene vermeintlichen 
„Befrieder“ um Kagame. 

Die einseitige Schuldzuweisung an 
die Gegner der RPF Kagames, Völ¬ 
kermord verübt zu haben, wurde dann 
zur Grundlage des Vorgehens der in¬ 
ternationalen politischen Strafjustiz in 
Gestalt des UN-Ruanda-Tribunals in 
Arusha. Dieses schuf Mitte der 1990er 
Jahre - wie bereits damals von anti¬ 
imperialistischer Seite hervorgeho¬ 
ben wurde - einen gefährlichen Präze¬ 
denzfall der Aburteilung vorwiegend 
derjenigen Kriegsparteien in „interna¬ 
tionalisierten“ Konflikten, „gegen die 
die USA sich richten - die Serben im 
ehemaligen Jugoslawien und die Hutu 
in Ruanda“; sein Handeln stellte einen 
„Missbrauch der (internationalen) Ju¬ 


dikative“ dar - so der einstige US-Ge- 
neralstaatsanwalt Ramsey Clark. 

Als ebenfalls erwähnenswert er¬ 
scheint mir die aktive Beteiligung des 
von Kagame auf seine Weise „befrie¬ 
deten“ Ruanda an mehreren Verwüs¬ 
tungskriegen gegen das Nachbarland 
Zaire/DR Kongo seit 1996. Auch diese 
dokumentieren in grauenhafter Weise 
das zerstörerische Potential der fortlau¬ 
fenden imperialistischen Einmischung 
in die Region im Allgemeinen und der 
innerimperialistischen Konkurrenz 
(v.a. USA/Großbritannien vs. Frank¬ 
reich) im Besonderen. 

Daniel L. Schikora, Rostock 

Nicht wahrgenommen 

„Verantwortung wahrgenommen“ 

UZ vom 18.8., S.12 

Zu Recht weist Patrik darauf hin, dass 
bereits auf dem letzten Parteitag ein 
klarer Beschluss zum Umgang mit der 
Fraktion gefasst wurde. Dieser Be¬ 
schluss benennt es als einen „für die 
Arbeit der Partei und für ein einheit¬ 
liches Handeln schädlichen Zustand“, 
wenn weiterhin eine Strömung organi¬ 
siert wird, die sich gegen die beschlos¬ 
sene Politik der Partei stellt. Irritie¬ 
rend ist aber, wenn Patrik sich sogar 
damit brüstet, dass er und der Partei¬ 
vorstand diesen - nach Patriks eigenen 
Worten - „eindeutigen Auftrag“ miss¬ 
achtet haben. Das scheint mir gerade 
in Verbindung mit der Kritik an der 
Netzwerk-Fraktion, bei der es um Be¬ 
schlussverbindlichkeit geht, von zwei¬ 
felhafter Konsequenz zu sein. Der 21. 
Parteitag hatte explizit den Parteivor¬ 
stand beauftragt, seine Verantwortung 
durch die Beendigung des schädlichen 
Zustands wahrzunehmen. Leider hat 


der PV aber, statt dieser ihm gestellten 
Aufgabe nachzukommen, die Verant¬ 
wortung an den nächsten Parteitag wei¬ 
tergereicht. Ein Ende ist nicht absehbar. 
Dadurch droht die mit den letzten bei¬ 
den Parteitagen erkämpfte Chance für 
eine wieder selbstbewusstere und stär¬ 
kere DKP unnötig verspielt zu werden. 
Ich sehe die Gefahr, dass auf diesem 
Weg Heinz Stehr, wenn er ein „Zurück 
zur Partei von 2012“ fordert, lediglich 
mit ein wenig Geduld noch etwas weiter 
zuwarten muss. Was Patrik als Differenz 
zur Partei vor dem 20. Parteitag anzu¬ 
führen weiß, dürfte für diese Rückent¬ 
wicklung kein unüberbrückbares Hin¬ 
dernis mehr sein. 

Jürgen Lloyd, Krefeld 

Muss man sehen können 

„Auf dem linken Auge blind?“, 

UZ vom 21.7„ S. 9 

Lieber Genosse Koopmann, ich war 
entsetzt über deinen Kommentar. Du 
hast völlig Recht in dem, was du inhalt¬ 
lich meinst, aber durch diese Blind¬ 
heitsmetaphern ist das alles zunichte 
gemacht. Denn was sagt man eigent¬ 
lich, wenn man sagt, der Staatsschutz 
war auf dem rechten Auge blind? Wer 
blind ist, kann nichts sehen. Also kann 
er auch nichts dafür, wenn er es nicht 
wahrnimmt. Man entschuldigt indi¬ 
rekt den Staatsdienst, in diesem Fall 
Verfassungsschutz und Polizei. Des 
weiteren wird suggeriert, um erken¬ 
nen zu können, dass die NSU-Morde 
eine rassistische Serie sind, müsse man 
sehen können - was wiederum wirk¬ 
lich blinden Personen unterstellt, sie 
könnten Rassismus nur eingeschränkt 
wahrnehmen. 

Daniel Homeber, per E-Mail 


Auf den Spuren Ernst Blochs 


Die DKP Bremen-Nord hatte zu einer 
öffentlichen Diskussionsveranstaltung 
ins Gustav-Heinemann Bürgerhaus 
eingeladen: Thema war der 40. Todestag 
des marxistischen Philosophen Ernst 
Bloch, den ein Diskussionsteilnehmer, 
ein ständiger Kirchentagsbesucher, als 
„Dichterphilosophen“ bezeichnete. 
Zu der Veranstaltung mit Hans-Peter 
Brenner kamen Genossen der KP Tür¬ 
kei, der derzeitige und der ehemalige 
Ortvereinsvorsitzende der SPD Bre¬ 
men-Vegesack, Gewerkschaftsfunkti¬ 
onäre, Mitglieder der Linkspartei, des 
Friedensforums Bremen und der Initi¬ 
ative Nordbremer Bürger gegen Krieg, 
ein Pastor und natürlich die Genossin¬ 
nen der DKP Bremen Nord. 

Brenner, verantwortlich für die 
Bildungsarbeit der DKP, trug umfas¬ 
send zu Blochs Leben und Werk vor. 
Dessen Hauptwerk ist „Das Prinzip 
Hoffnung“, es erschien in den Jahren 
1954 bis 1959 in der DDR. In diesem 
Buch entfaltet der große Philosoph 
ein umfangreiches Gedankengebäu¬ 
de der konkreten Utopie. Bloch sah 


sich als naturdialektisch begründen¬ 
der Denker des Unabgeschlossenen, 
als Visionär der Hoffnung aus Prinzip. 
Bloch sei zu 80 bis 90 Prozent Marxist, 
meinte Brenner. Den Punktabzug be¬ 
gründet er mit der Überzeugung von 
der Richtigkeit der Lehre des wissen¬ 
schaftlichen Sozialismus. Bloch hatte 
das zu Lebzeiten nicht absolut gelten 
lassen. „Die weltanschauliche Kraft 
der Blochschen Philosophie liegt in 
der Vereinigung einer progressiv-uto¬ 
pischen Perspektive mit der Aneig¬ 
nung des gesamten kulturellen Erbes. 
Ihre Schwäche besteht in der idealis¬ 
tischen Vernachlässigung der mate¬ 
riellen, politisch-ökonomischen Ver¬ 
mittlungsschritte auf dem Wege zum 
Kommunismus, zur klassenlosen Ge¬ 
sellschaft, im Mangel an konkret-his¬ 
torischen Analysen, besonders auch in 
der Gegenwart“, schrieb der vor sechs 
Jahren verstorbene Philosoph Hans- 
Heinz Holz würdigend über seinen 
Doktorvater. 

Brenner entpuppte sich als gu¬ 
ter Kenner Blochs, der uns ans Herz 


gelegt hat, intensiv das Kommunisti¬ 
sche Manifest zu studieren. Vom „18. 
Brumaire“ über das in diesem Jahr vor 
170 Jahren geschriebene (Dezember 
1847 bis Februar 1848) Manifest der 
Kommunistischen Partei durch Karl 
Marx und Friedrich Engels mit der Be¬ 
tonung auf den gewaltsamen Sturz al¬ 
ler bisherigen gesellschaftlichen Herr¬ 
schaft lässt sich eine ununterbrochene 
Linie erkennen. 

Nach dem Referat beteiligten sich 
zahlreiche Gäste an der Diskussion, 
unter anderem zu den Themen Vene¬ 
zuela, Aktionen der globalen Solida¬ 
rität gegen den G-20-Gipfel in Ham¬ 
burg. Pastor Hausmann warf theolo¬ 
gisch-philosophische Fragen auf. Ein 
Sozialdemokrat lobte die Qualität un¬ 
serer öffentlichen Bildungsveranstal¬ 
tungen und meinte, Genossinnen und 
Genossen seiner Partei wüssten gar 
nicht, wer Ernst Bloch sei. Fazit eines 
weiteren Teilnehmers: „Die Hoffnung 
stirbt erst mit uns, nicht vorher!“ 

Gerd-Rolf Rosenberger, DKP Bremen-Nord, 
Kandidat zur Bundestagswahl 2017 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 25. AUG. 


Siegen: „Was ist los in Venezuela“, Veran¬ 
staltung der DKP mit Carolus Wimmer. VEB, 
Marienborner Straße 16,19.00 Uhr. 


und anderswo machen“ (von der Leyen) und 
ein braunes Erbe, das gerade deshalb neu 
belebt wird. Veranstaltung der DKP Dort¬ 
mund. Bezent, Münsterstraße 56,19.00 Uhr. 


SA ★ 26. AUG 


Duisburg: Sommerfest der DKP. Meinungs¬ 
austausch zu den Bundestagswahlen, Kaf¬ 
fee, Kuchen und Grillerei, Musik von Ali und 
Gülizar. Falkenheim in Duissern, Duissern- 
straße 98,15.00 Uhr._ 

Wilhelmshaven: „100 Jahre Ermordung 
von Max Reichpietsch und Albin Köbis - 
100 Jahre Gemeinsam gegen Krieg und 
Imperialismus“, Kundgebung mit dem Bun¬ 
destagskandidaten der DKP Achim Bigus, 
Stellvertretender Vorsitzender der DKP Nie¬ 
dersachsen, und Björn Schmidt, Sprecher 
des Arbeitskreises „Frieden“ in der DKP. 
Rambla, 13.30 Uhr. 


SA ★ 26. AUG 


Köln: Sommerfest der DKP-Gruppe Innen¬ 
stadt. Freidenkerzentrum, Bayenstraße 11, 
15.00 Uhr. 


SO ★ 27. AUG 


Hamburg: „Neues Bauen - Architektur 
zwischen Anpassung und Widerstand“, 
Rundgang der Willi-Bredel-Gesellschaft - 
Geschichtswerkstatt e.V. Beginnend auf 
dem Werksgelände der Philips Medical 
Systems, ehemals „Röntgenmüller“, mit 
dem von Schneider entworfenen, denk¬ 
malgeschützten Industriegebäude geht 
es weiter zu Laubenganghäusern und zu 
Versuchshäusern aus Stahl der Vulkan- 
Werft. Der Rundgang endet am „Schneider- 
Block“ - gegenüber Bahnhof Fuhlsbüttel. 
Start: Eingangstor Philips Medical Systems, 
Röntgenstraße 24,14.00 Uhr. 


MO ★ 28. AUG 


Dortmund: „Braune Flecken auf der Hel¬ 
denbrust“. Vortrag und Diskussion mit 
Arnold Schölzel, Stellv. Chefredakteur der 
Tageszeitung „junge Welt“, über „unsere 
Soldaten, die einen guten Job in Afghanistan 


Dl ★ 29. AUG 


Köln: Treffpunkt „Betrieb & Gewerkschaft“ 
der DKP. Freidenkerzentrum, Bayenstraße 
11,19.00 Uhr._ 

Hannover: „Frieden mit Russland!“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP mit Klaus 
Flartmann (Vorsitzender des deutschen 
Freidenkerverbands) und Björn Schmidt, 
DKP-Parteivorstand. Freizeitheim Vahren¬ 
wald, Raum 15, Vahrenwalder Straße 92, 
19.00 Uhr. 


DO ★31. AUG 


Kiel: „Rüstungskonversion - Utopische 
Vision oder aktuelle Notwendigkeit?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Schleswig- 
Holstein mit Anne Rieger, ehemalige zweite 
Bevollmächtigte der IGM Waiblingen und 
Sprecherin des Bundesausschuss Frie¬ 
densratschlag. Pumpe Kiel, Haßstraße 22, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 6. SEPT 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


DO ★ 7. SEPT 


Dortmund: „ Widerstand in Krankenhäu¬ 
sern!“ Informationsveranstaltung der DKP 
mit dem Gewerkschaftssekretär Jan van 
Flagen. Taranta Babu, Humboldtstraße 44, 
19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: „Diskussion über den Leitan¬ 
trag“, Parteiabend der DKP im Kreis Borken. 
Parteiraum bei Tenbusch, Vredenerstraße 
54,19.15 Uhr. 


MO ★ 25. SEPT 


Hamburg: Gruppenabend der DKP-Sam- 
melbetriebsgruppe „Bildung“. Magda-Thü- 
rey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 72, 19.00 
Uhr. 



Mit Bademantel,Taucher-, Sonnenbrillen und Planschbecken beteiligte sich die 
DKP am vergangenen Samstag an einer Aktion in Hannover-Linden. Hintergrund 
des originellen Auftrittes ist die von Stadtverwaltung und regierenden Ratspar¬ 
teien beabsichtigte Liquidierung des Fössebad-Freibades und der Sauna sowie 
die Nichtberücksichtigung des Musik- und Kulturzentrums „Bei Chez Heinz“ 
beim geplanten Neubau des Bades. Trotz widriger Wetterverhältnisse wurden 
im Rahmen der von „Chez Heinz“ initiierten demonstrativen Planschbecken- 
Meile „So geht Linden baden!“ rund 700 Unterschriften für den Erhalt der 
Einrichtungen gesammelt. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 



Gehör verschafft 



„Die Ultras wollen immer mehr Macht im deutschen Fußball erobern.“ (BILD-Zeitung) 


Mit Hass und Gewalt 

Seit dem Beginn der Flüchtlingskri¬ 
se im Jahr 2015 werden Politiker, die 
sich für den Verbleib und die Inte¬ 
gration von Flüchtlingen aussprechen, 
mit Drohbriefen und Hass-Mails über¬ 
häuft. Die Dokumentation porträtiert 
betroffene Politiker. Bei Parteibüros 
werden Fenster eingeschlagen, Kund¬ 
gebungen werden gestört, Bürgermeis¬ 
ter und Landräte werden auf der Stra¬ 
ße persönlich bedrängt. Landrat Erich 
Pipa aus dem Main-Kinzig-Kreis erhält 
offene Morddrohungen. Er steht unter 
Polizeischutz. Der Linken-Politikerin 
und Abgeordneten im Landtag von 
Mecklenburg-Vorpommern Karen La- 
risch sollte mit der Drohung, ihre Toch¬ 
ter werde „bald nicht mehr Jungfrau“ 
sein, Angst gemacht werden. Der eh¬ 
renamtliche Bürgermeister vonTröglitz 
in Sachsen-Anhalt, Markus Nierth, trat 
zurück, weil Rechtsradikale vor seinem 
Privathaus demonstrieren wollten. 

Fr., 25.8., 20.15 Uhr, 3sat 

Tödliche Geheimnisse 

Der Polit- und Wirtschafts-Thriller, 
ausgestrahlt im November letzten Jah¬ 
res, war eine fesselnde Warnung vor der 
Diktatur der Konzerne und ein ausge¬ 
sprochen mutiger Film für die ARD- 
Tochter Degeto. Es ging um das um¬ 
strittene Handelsabkommen TTIP, das 
schon allein aufgrund seiner Komple¬ 
xität ein höchst sperriger Stoff ist; ent- 


Dortmund erster, der geliebte blaue 
Nachbar spielt international, Leipzig 
muss in die Relegation und Golfsburg 
steigt ab. 

Würde man die Saison einfach nach 
dem ersten Spieltag beenden, wäre al¬ 
les in Butter. Weitermachen bringt ja 
auch nicht viel. Was soll noch groß 
passieren? Der HSV schießt ein Tor? 
Bereits passiert. Sch**** gewinnt ein 
Spiel? Bereits passiert. Mario Gomez 
liegt sich wund? Passiert. Leverkusen 
verliert gegen Bayern? Haha ... Alles 
schon gehabt. 

Was gab es sonst noch? Dortmunds 
Ausnahmetalent Dembele machte auf 
Kindergarten und nicht mit, stattdes- 
sen saß er irgendwo in Frankreich rum, 
wahrscheinlich spielte er Topfschlagen 
oder ein anderes Spiel, das man als 
8-jähriger so spielt. Der BVB is not 
amused. Hamburgs Müller bejubelte 
sein Tor dermaßen euphorisch, als hätte 
er den HSV mindestens zum Weltmeis¬ 
tertitel geschossen. Ergebnis: Kreuz¬ 
bandriss, sieben Monate Pause. Muss 
man auch erstmal so hinbekommen. 
Schwalbenwerner aus Leipzig wird als 
persona non grata in Gelsenkirchen 
auf dem Videowürfel geschwärzt. Das 


sprechend groß war der Erklärungs¬ 
bedarf. Sehenswert war der Film nicht 
zuletzt aufgrund der ebenso namhaften 
wie ausgezeichneten Besetzung. Nun 
zeigt das „Erste“ die Fortsetzung, das 
zentrale Thema ist nicht minder brisant: 
Nach zehnjähriger Forschung im Kon¬ 
go hat Molekulargenetiker Schwarz 
(Benjamin Sadler) endlich herausge¬ 
funden, wie sich Krebs wirksam be¬ 
kämpfen lässt. Weil das entsprechende 
Medikament ein gigantisches Geschäft 
verspricht, wird der Forscher prompt 
zum Spielball der globalen Konzerne. 
Sa., 26.8., 20.15, ARD 

Münchhausen 

1943, mitten im 2. Weltkrieg, zeigte die 
Ufa zu ihrem 25. Jubiläum die Aben¬ 
teuer des Freiherrn von Münchhausen 
(1720-1797) mit bis dahin unbekannter 
Farbenpracht und technischer Raffines¬ 
se. So ließ man den legendären Lügen¬ 
baron auf einer Kanonenkugel reiten 
und im Ballon zum Mond fliegen. Das 
Drehbuch schrieb der von den Nazis 
verfemte Erich Kästner unter einem 
Pseudonym. Die feine, manchmal so¬ 
gar nur wenig versteckte Ironie in Text 
und Bild ist Goebbels wohl entgangen 
vor lauter Begeisterung über die opu¬ 
lente Ausstattung und Bildregie. Hans 
Albers in der Hauptrolle, viele ande¬ 
re Stars der Ufa wollten/mussten mit¬ 
spielen. 

Mo., 28.8., 20.15 Uhr, arte 


Gesicht ertragen selbst Anhänger der 
Blauen nicht. 

Und dann war da noch der Videobe¬ 
weis. Angekommen in der Bundesliga. 
Und was ist die erste Entscheidung, die 
über selbigen geregelt wird? Elfmeter 
für die Bayern. Ein Schelm wer blödes 
dabei denkt. Loddar Matthäus mode¬ 
riert: „Wäre, wäre, Fahrradkette“. In 
etwa, also fast, vielleicht ganz genau so. 

Und sonst? Landauf landein hörte 
man Unerhörtes: FICK DICH DFB! 
Laut und deutlich, und für die, die es 
an den Ohren haben, noch mit feinen 
Transparenten in der Größe „Luxus¬ 
dampfer“ an die Kurven gepinnt. Zu 
Recht, wie ich finde. Die Zerstücke¬ 
lung der Spieltage für immer mehr 
Werbung, üble Events wie der Auftritt 
der unsäglichen Helene Fischer im Po¬ 
kalfinale, die komplette Kommerziali¬ 
sierung des schönsten Sports der Welt, 
Funktionäre, die sich feist bezahlen las¬ 
sen. Und dem gegenüber Kollektivstra¬ 
fen gegen ganze Blöcke oder Kurven, 
wenn sich ein paar Hirnamputierte da¬ 
neben benehmen. Ein Witz. Aber kein 
allzu guter. 

In diesem Sinne: Aufhören, Saison 
beenden! Karl Rehnagel 


S eit Jahren schon brodelt es zu¬ 
nehmend unter den hartgesotte¬ 
nen Fußballfans, was kürzlich wie¬ 
der zu einem „Eklat“ wie es die Medi¬ 
en gerne nennen, gereicht hat, der den 
üblichen Verdächtigen der Parteien¬ 
landschaft ausreichend genug war, im 
Vorfeld der Bundestagswahlen wieder 
allerlei absurde Forderungen in den 
Raum zu werfen. 

Seit einigen Monaten spitzt sich 
der Konflikt zwischen den aktiveren 
Vereinsanhängern auf den Tribünen 
auf der einen und den großen Klubs 
und Verbänden auf der anderen Seite 
zu. Im Rahmen der fortschreitenden 
Kommerzialisierung, der immer mas¬ 
siveren finanziellen Ausschlachtung des 
Profifußballs möchten die verantwortli¬ 
chen Funktionäre auch die Fankurven 
befrieden und unliebsame, kritische 
Gruppen, größtenteils die „Ultras“, aus 
ihrem Eventzirkus heraus haben. 

Nun muss man wissen, dass die Ul¬ 
tra-Bewegung ihre Geburt im Italien 
der frühen 1960er Jahre erfuhr. Die Be¬ 
wegung breitete sich rasch aus; in wei¬ 
ten Teilen Europas bildeten sich der¬ 
artige Gruppierungen. Bei politischen 


In Reaktion auf den rechten Terror 
von Charlottesville haben auch große 
Internet-Plattformen rassistische und 
faschistische Propaganda blockiert, ge¬ 
löscht und rausgeschmissen. 

Ich leugne nicht, dass es mich freut, 
wenn Facebook rechte Gruppen löscht 
und Spotify einige Hass-Lieder, wenn 
Google und GoDaddy dafür sorgen, 
dass manche gruselige Seite nicht mehr 
so leicht zu finden ist, und wenn man 
hakenkreuzende T-Shirts nicht mehr 
mit Paypal oder ApplePay bezah¬ 
len kann. „Kein Fußbreit!“ - genau - 
möchte ich dazu rufen. Doch freue ich 
mich dabei nicht über Selbstverständ¬ 
lichkeiten? Die Eigentümer zentraler 
Internet-Ressourcen haben einigen 
aggressiven Rassisten und Faschisten 
Hausverbot erteilt. Bei aller Freude 
stellt sich ein bitterer Geschmack ein. 

Ich denke dabei an Berlin. Fährt 
oder geht man über den Potsdamer 
Platz, Scharnier zwischen Ost und West, 
stellt sich der Eindruck ein, man bewe¬ 
ge sich in einem Teil der Stadt. Tatsäch¬ 
lich gaukeln Straßen und Plätze dort 
nur vor, öffentlich zu sein. Sehr bald 
nach der Annexion wurde das gesam¬ 
te Areal an die damalige Daimler-Benz 
AG verschleudert, heute gehören gro¬ 
ße Teile einem kanadischen „Investor“, 
darunter zehn Straßen. Das Wegerecht 
macht sie „fast-öffentlieh“: der Eigentü¬ 
mer muss jedem erlauben, sie als Wege 
zu benutzen. Alles andere dort unter- 


Konflikten haben Ultra-Gruppen oft 
schon Stellung bezogen, was den Ver¬ 
antwortlichen und Regierenden nicht 
immer gefiel. So beteiligten sich die 
Ultras Al-Ahlawy des ägyptischen 
Vereins al Ahly Kairo am Aufstand in 
Ägypten 2011. Sie traten als Verteidi¬ 
gung der Aufständischen des Tahrir- 
Platz gegenüber der Polizei auf. 

Ultra-Gruppen in Europa treten oft 
durch soziales Engagement in Zeiten 
auf, wo an diesen Punkten bei der Fi¬ 
nanzierung offizieller Projekte gespart 
wird. Da Ultras keine homogene Mas¬ 
se sind, werden medial vor allem nega¬ 
tive Vorkommnisse herausgestrichen, 
um der geforderten härteren Gangart 
bei Sicherheit und Bewegungsfreiheit 
im öffentlichen Raum, wie im Stadion 
zuzuarbeiten. 

Es wird bei der derzeitigen Bericht¬ 
erstattung häufig „vergessen“, dass die 
Fanvertreter in Sachen Dialogbereit¬ 
schaft einen langen Atem hatten, was, 
aus welchen Gründen auch immer, 
nicht wahrgenommen wurde. Arbeits¬ 
gruppen und Diskussionen wurden, 
quasi über Nacht, einseitig von DFB 
oder DFL abgebrochen und gleichzei- 


liegt dem Hausrecht. Verfassungsmä¬ 
ßige Grundrechte sind in der BRD le¬ 
diglich Abwehrrechte gegen den Staat. 
Wenn also die Eigentümer das Vertei¬ 
len von Flugblättern auf ihren Straßen 
untersagen, wird eine Klärung vor ei¬ 
nem Gericht schwierig und das Ergeb¬ 
nis schwer vorhersehbar. Berlin ist da¬ 
bei kein Einzelfall: Die Verwandlung 
öffentlichen Raumes in Privateigentum 
schreitet in allen größeren Städten vo¬ 
ran und mit ihr die Einschränkung de¬ 
mokratischer Handlungsmöglichkeiten 
und bürgerlicher Freiheiten. 

Daran musste ich denken, als ich 
las, dass Google, Facebook und Co. ihr 
Hausrecht ausübten, und nennen wir 
es mal: Nazis rauswarfen. Der Raus¬ 
schmiss einiger übler Hetzer aus ihrer 
Infrastruktur mag bei manchen sogar 
aus einem antifaschistisch-demokra¬ 
tischen Impetus geschehen sein - ein 
oder zwei fallen mir ein, denen ich das 
zutraue. Und immerhin: Es zeigt, dass 
die USA noch nicht an die Rassisten 
und Faschisten verloren sind - sonst 
würden die Unternehmen solch ei¬ 
nen Schritt nicht öffentlichkeitswirk¬ 
sam umsetzen. Aber die Wirkung der 
demokratischen Öffentlichkeit war in 
diesem Fall nur eine indirekte, über das 
Geschäft vermittelte. Wenn auch die¬ 
se Wirkung nicht unterschätzt werden 
soll, erinnert es uns, dass das Internet 
als öffentlicher Raum verloren zu ge¬ 
hen droht. 


tig immer neue, einschränkende Maß¬ 
nahmen im Rahmen der Sicherheit und 
der Kommerzialisierung verabschiedet. 
Ein großer Kritikpunkt hier ist etwa 
das zu laxe Verhalten des Fußballbun¬ 
des beim Umgang mit den traditionel¬ 
len Vereinsstrukturen. 

Dass Fangruppen wie Ultras, die ei¬ 
nen unkonventionellen subkulturellen 
Stil pflegen, der oft provokant ist, nun 
in Teilen drastisch reagierten, wie etwa 
beim rezenten Pokalspiel zwischen 
Hansa Rostock und Hertha Berlin, 
war abzusehen. Vielleicht war es auch 
durch immer neue Diskreditierungen 
der Fans seitens der Funktionäre und 
Medien vorbereitet, damit die Herr¬ 
schenden eine breite Unterstützung 
im Volk bekommen, wenn polizeiliche 
Freiheiten und Überwachung vorange¬ 
trieben werden. 

Immerhin: Die jüngsten Proteste in 
den Kurven haben den DFB offenbar 
zum Einlenken bei undemokratischen 
Maßnahmen und zu einem neuen Dia¬ 
logangebot bewegt. Vielleicht war die¬ 
ser Tritt vors Bein hilfreich, wo Worte 
nicht mehr gehört werden. 

Christoph Kühnemund 


Ich finde jederzeit Massen an ha¬ 
kenkreuzenden Seiten im Netz. Was 
machen Antifaschistinnen und Antifa¬ 
schisten in der substantiellen Welt ge¬ 
gen einen Nazi-Laden? Friedlich Zettel 
vor dem Laden verteilen, sich vor den 
Laden stellen, blockieren - viele Mög¬ 
lichkeiten fallen ein. Schwieriger wäre 
ein solcher Laden am Potsdamer Platz 
zu handhaben - die Straßen stünden 
eventuell nicht zur Verfügung. Aber 
was ist im Internet zu machen? Verste¬ 
hen wir das Internet als öffentlichen 
Raum oder nicken wir ab, dass wer- 
auch-immer eben das Hausrecht hat? 

Die Verteidiger der herrschenden 
Unordnung denken mit und vor: Nach 
der Online-Demonstration „deportati- 
on.class“ mit einer Blockade der Luft¬ 
hansa-Website im Jahre 2001, die for¬ 
mell als Demonstration angemeldet 
war, kam es zu Hausdurchsuchungen 
und Strafanzeigen, das Revisionsver¬ 
fahren endete jedoch mit Freispruch. 
Aber schon 2012 antwortete die Bun¬ 
desregierung auf eine Anfrage der Par¬ 
tei „Die Linke“ zu einem ähnlichen Fall, 
dass „virtuelle Versammlungen etwa im 
Internet ... ,mangels Körperlichkeit 4 
im verfassungsrechtlichen Sinne keine 
Versammlungen“ seien. Damit wird de¬ 
mokratisches Agieren im Internet ne¬ 
giert, was bleibt, ist Privateigentum und 
sein Hausrecht. Es ist höchste Zeit, das 
Internet als öffentlichen Raum zurück¬ 
zuholen. Wiljo Heinen 



Weitermachen 
bringt es nicht 

Der Saisonstart der Bundesliga 


Blockieren, löschen, rausschmeißen 

Internetfirmen und ihre faschistischen Kunden 











